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Zur Erſten Ausgabe gehören als VBeilagen der
Roman von Reinhold Ortmann „Die von
Doſſenau“, Seite 144 bis 148, die Parlaments-
beilage Verhandlungen des Reichstags und
Verhandlungen des Preußiſchen Landtags (Ab-
geordnetenhaus) vom 22. d. M., ſowie illuſtrirtes
Sonntagsblatt.

Für die Monate Mai und Juni werden Abonne-
ments auf die

Halliſche Zeitung
um Preiſe von 2 Markfür Halle von der Expedition,ben bekannten Ausgabeſtellen und den Zeitungs-

ſpediteuren, für Auswärts von ſämmtlichen Kaiſerl.
Poſtanſtalten entgegengenommen. Neu hinzutretenden
Abonnenten liefern wir ſchon von jetzt ab die Zeitung.

Halle, den 23. April.
Die Bedürfniſſe der evangeliſchen Kirche.

Die Verhandlungen im preußiſchen Abgeordnetenhauſe
vom Donnerstag haben Gelegenheit geboten, auch die
Bedürfniſſe der evangeliſchen Kirche zur Sprache zu

vringen, die jetzt, wo der katholiſchen Kirche ein größeres
Maß von Freiheit in der Bewegung zurückgegeben wird,
auch ihrerſeits ſich ſtärker geltend machen. Allerdings
erklärte der konſervative Fraktionsredner, Graf von
Schwerin Putzar, ausdrücklich, daß man auf der von
ihm vertretenen Seite keineswegs eine Wechſelbeziehung
zwiſchen jenen Forderungen für die evangeliſche Kirche
und der Zuſtimmung zu dem auf die katholiſche Kirche
bezüglichen Geſetzentwurf herſtellen wolle; man wolle
keineswegs, wie der konſervative Redner ſagte, „in den

hler verfallen, den wir bei unſeren Gegnern ſo oft ge
tadelt haben, daß wir unſere parlamentariſchen Voten
benutzen, um etwas durchzuſetzen, was mit dem Gegenſtand
des Votums nicht in unmittelbarem Zuſammenhange ſteht.“
Aber die innere Verkettung beider Angelegenheiten machtſich doch ſo unabweislich ſuhlbar, daß auch die Wünſche

der evangeliſchen Kirche bei einer ſolchen Veranlaſſung
zum Mindeſten geſtreift werden mußten.
Als ſolche in den allgemeinſten Umriſſen vorgeführten
Wünſche bezeichnete Graf Schwerin nun einmal das
Verlangen nach einer größeren Freiheit der Bewegung
und Unabhängigkeit von den rein politiſchen Behörden
und Parlamenten. Ein Hauptgewicht legte dieſer konſer-
vative Redner aber darauf, daß die königliche Staats
regierung ſich wenigſtens von nun an „auf eine ruhigere
und ſachliche Erörterung der Anträge einlaſſe“, die Forde-
rungen für die evangeliſche Kirche zum Ausdruck bringen. Man
wird denn, ſo ſchreibt die Konſervative Korreſpon-
denz, auch geſtehen müſſen, daß die bisherige ablehnende
Haltung oder, richtiger geſagt, das unverbrüchliche

chweigen der Regierung dieſen Anregungen gegenüber
von jedem Standpunkt aus, ſo lange uns wenigſtens
nicht die vollen Gründe unſerer leitenden Kreiſe bekannt
ſind, ſchwer verſtändlich erſcheinen mußte. Es iſt möglich,
ja wahrſcheinlich, daß die Regierung gerade eine beſtimmte
Art von Forderungen, von deren Verwirklichung man
eine günſtige Entwickelung für die evangeliſche Kirche er
warten will, entſchieden zurückzuweiſen beabſichtigte; aber
die reine Verneinung ohne jedes Wort nach der poſitiven
Seite, auf die ſie ſich bisher zurückgezogen hatte, mußte
doch zu dem mißliebigen, wenn auch ohne Frage als ein
Mißverſtändniß zu bezeichnenden Eindruck führen, daß ſie
die Jntereſſen der evangeliſchen Kirche gleichgiltiger be
handele. Es muß demgegenüber als ein erfreulicher Fort
ſchritt betrachtet werden, wenn wenigſtens am Donnerstag
Fürſt Bismarck unumwunden anerkannte, daß
die evangeliſche Kirche Anſpruch auf Verbeſſe-
rungen, im Beſonderem auf eine reiche Dota-
tion habe.

Was nun zunächſt die von dem Grafen Schwerin
hervorgehobenen Wünſche anbelangt, ſo wird ein Zuſtand
der Dinge, der auch andersgläubigen Mitgliedern des
Landtags das Recht verleiht, über innere Angelegenheiten
der evangeliſchen Kirche mitzuſprechen, und auch ſonſt die
ſelbſtſtändige Ordnung dieſer Angelegenheiten durch diedazu pernſenen Organe mit manchen Weiterungen be-

ſchwert, die wohl als entbehrlich betrachtet werden dürfen,
auf konſervativer Seite wie ja beiſpielsweiſe aus den

kerſchöpfenden Darlegungen des Herrn v. Rauchhaupt
im vorigen Jahre erſichtlich wird allgemein für der
Abhilfe bedürftig gehalten. Wir laſſen dieſe Seite des
Ziels aber zunächſt auf ſich beruhen und wenden uns
heute lediglich der Frage zu: Wo ſind die Stellen,
an welchen die evangeliſche Kirche einer rei-
cheren pekuniären i e bedarf?

Hier würde einmal auf die Kirchennoth namentlich
in größeren Städten hinzuweiſen ſein. Die Mißſtände indieſer Hinſicht beiſpielsweiſe in Berlin ſpotten bekanntlich

jeder Beſchreibung. Es iſt denn auch wahrlich nicht ein
ehrenvoller Zug in unſerer Geſchichte, daß man von dem
Milliardenſegen im Anfang des vorigen r nicht
einmal ſo viel abgezweigt hat, um den von Friedrich Wil
helm IV. projektirten Berliner Dom auszubauen und das
deutſche evangeliſche Volk in dieſer Beziehung, wofern es
nicht für alle Se bei den gegenwärtigen kahlen Grund-
mauern ſein Bewenden behalten ſoll, auf den Weg der

Halle, Sonntag, 24. April 1887.
(Ausgegeben am 23 April Vormittags.)

Tropfens auf den heißen Stein gleichkommt. Daſſelbe
gilt von dem Bedürfniß, umfangreichere Parochieen in
mehrere Gemeinden zu zerlegen. Billiger Weiſe wird auch
zugeſtanden werden müſſen, daß der Vorſprung, den die
katholiſche Kirche auf dem Gebiet der Herſtellung einer
genügenden Anzahl von Kirchen in Deutſchland hier und
da erlangt hat, nicht auf einer reicheren Staatshilfe, ſon-
dern zum Theil auch darauf beruht, daß ſie es beſſer ver
ſtanden hat, zugleich mit den Herzen auch die Geldbeutel
ihrer Gemeindeglieder zu öffnen. Unter jedem Geſichts-
punkt werden wir alſo dahin gedrängt, uns nach Wegen
umzuſehen und ſie mit Hilfe der vom Staate zu gewäh
renden Mittel auszubauen, auf denen die Arbeit der
evangeliſchen Kirche zu einer intenſiveren Wirkung ausge
ſtaltet werden kann.

Dabei denken wir einmal an die Errichtung einer ge-
nügenden Anzahl von Predigerſeminaren, in denen
jeder angehende Geiſtliche nach Abſolvirung ſeiner Stu
dienzeit längere Zeit zu verweilen hat. Stehen dieſelben
unter der Leitung von gläubigen Geiſtlichen, ſo wird viel-
leicht auch das Bedürfniß nach einer Aenderung des bis-
herigen Verhältniſſes der theologiſchen Fakultäten einer
ſeits zum Staat, andererſeits zur Kirche als weniger
dringend empfunden werden. Für noch bedeutſamer faſt
möchten wir aber eine beſſere Schulung unſerer evange-
liſchen Geiſtlichkeit auf dem Gebiete der inneren Miſ-
ſion nach allen ihren Richtungen halten. Die Jnſtitutio-
nen dieſer Art, in denen eine ſolche Ausbildung ge vährt
werden kann, ſind zur Zeit nur ſpärlich und vereinzelt
und tragen einen mehr oder minder privaten Charakter.
Hier wären alſo, worin wir ganz mit dem „Reichsboten“
einverſtanden ſind, umfongreichere Arbeitsorganiſa-
tionen unter feſter Anlehnung an die Kirche zu ſchaffen,
die ſich über das ganze Land ausbreiten, in jedem Bezirk
mit einer genügenden Anzahl geeigneter leitenden Kräfte
auszuſtatten ſind und die Möglichkeit für einen Durch-
gangskurſus für jeden jungen Geiſtlichen, nachdem er das
Seminar abſolvirt hat, ſchaffen. Zunächſt würden freilich
wohl auch hier die Anfänge in beſcheideneren Grenzen
ausfallen und nur beſonders kirchenarme und ſeelſorgeriſch
verwahrloſte Städte oder Gegenden, namentlich Jnduſtrie-
bezirke, ins Auge gefaßt werden können.

Eine ſolche Art der Stärkung der evangeliſchen Kirche
halten wir für die erſprießlichſte und fruchtbringendſte, die
ihr zugewandt werden kann. Jm Uebrigen wünſchen wir
ihr namentlich dem Staate gegenüber von Herzen die Ge
ſinnung, der Herr v. Gerlach am Donnerstag einen ſo
trefflichen Ausdruck gegeben hat, indem er angeſichts
der jetzt ſich anbahnenden Wiedergewinnung unſerer katho-
liſchen Mitbürger für den preußiſchen Patriotiemus an
das Gleichniß vom verlorenen Sohn erinnerte und der
evangeliſchen Kirche die Anſchauungsweiſe einſchärſte, die
ſie im preußiſchen Staate erfüllen darf und die in dem
Gefühl und den Worten dem Staat gegenüber gipfelt:
„Alles was Dein iſt, das iſt mein!“

Der Nachtrag.
Das Dunkel welches bisher über dem Nachtrag zum

Reichshaushaltsetat lag, iſt nunmehr aufgehellt. Es wer-
den, wie eine Berliner Depeſche geſtern in der 2. Ausgabe ſchon
unſern Leſern in Kürze angab, gefordert: 176085 950 Mk,
und zwar 19408 019 an fortdauernden und 156677 931 Mk. an
einmaligen Ausgaben. Dieſe letzteren ſollen ſämmtlich durc
eine Anleihe aufgebracht werden. Dazu kommen aber no
15 647 702 Mk., welche bereits im Etatsjahr 1886/87 verausgabt
ſind und für welche jetzt die nachträgliche Genehmigung ver
langt wird. Sie ſollen ebenfalls durch die Anleihe übernommen
werden. Jn der Begründung des Anleihegeſetzes heißt es dar
über; „Es hat nämlich ein Theil der Bedürfniſſe welche ſich
aus der Erhöhung der Friedenspräſenzſtärke des Heeres erge-
ben, unabtzängig von der geſetzlichen Feſtſtellung der höheren
Präſenzziffer im Jntereſſe einer, durch die Lage der politiſchen
Verhältniſſe gebotenen, erhöhten Kriegsbereitſchaft ſchon im
Etatsjahre 1886/87 befriedigt werden müſſen. Einſchließlich der
baieriſchen Quote beziffern ſich dieſe Ausgaben auf den Betrag
von 7 859 448 Mk. Jm Etatsjahr 1886/87 ſind ferner bei den
Militärverwaltungen von Preußen und Sachſen Mehrausgaben
ur Compietirung des Waffenmaterials in Höhe von 5 700 000Mt. erwachſen, wovon ſich die etatsmäßige Quote für Baiern

auf 759 254 Mk. beziffert. Außerdem ſind für Garniſonbauten
in ear burg die unverweilt in Angriff genommen werden
mußten, 1 329000 Mk. Koſten entſtanden.“ Der Seſammtbetrag
der geforderten Summen beträgt ſomit 191 733 652 Mk., wovon
172 325 633 Mk. im Wege der Anleihe aufgebracht werden ſollen.

Ueber die Zuſammenſetzung der Summe iſt des Näheren zu
bemerken: Für die in Folge der durch das Geſetz vom 11. März
1887 gngetretenen Heeresverſtärkung entſtandenen Bedürfniſſe
werden durch den Nachtragsetat neben den fort auernden Aus
gaben einmalige Ausgaben im Betrage von 28895 082 Mk,
oder wenn man die im Etatsjahre 188687 verausgabten
7 859 448 Mk. hinzurechnet, im Betrage von 36 754 530 Mk. ge
fordert. Außerdem haben ſich wie die r Etat
bemerkt, „noch Mehrbedürfniſſe herausgeſtellt zur ter
der Operations und Schlagfertigkeit des Heeres, zum Ausban
der Feſtungen, ſowie zur Vervollſtändigung des deutſchen Eiſen
bahnnetzes im Intereſſe der Landesvertheidigung, welche r
falls in den Nachtragsetat aufgenommen ſind. Für die Steige
rung der Operations und Schlagfertigkeit des Heeres werden
im Ganzen 52 112 973 Mk. gefordert und zwar ſind dieſe Mittel
„beſtimmt, dieienigen nothwendigen Vervollkommnungen und Er-
änzungen des Kriegsmaterials zu bewerkſtelligen, welche die

ilitärverwaltung mit den rieper verfügbar geweſenen Mitteln
nicht in ausreichendem Maße hat erreichen kößnen.“ Die Er
gänzung und Verſtärkung der Fepngen bezw. der Vertheidi
gungseinrichtungen in denſelben erfordert eine Geſammtſumme
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Nachtragsetat 36 814 000 Mk. eingeſtellt ſind. Die Natto-
nalliberale Corr. bemerkt hierzu: „Wie man aus dem Vor-
ſtehenden erſieht, wird vor Allem die hohe Forderung „zur
Steigerung der Operations und Schlagfertigkeit des Heeres“
der näheren Erläuterung bedürfen. Dieſelbe wird in öffentlicher
Sitzung des Reichstags kaum gegeben werden können ſondern
der Commiſſionsberathung vorbehalten werden müſſen, Der
ganze Nachtragsetat iſt unbeſtreitbar der beredteſte Ausdruck
einer ernſten r Man kann nicht zweifeln, daß ihn der
Reichstag dementſprechend behandeln wird.“

Politiſche Mittheilungen.
nle. Das Abgeordnetenhaus ſetzte geſtern die erſte

Berathung der kirchenpolitiſchen Vorlage ſt Abgeordn. von
Eynern warf einen Rückblick auf die Geſchichte und den Ver
lauf des Culturkampfes, ſowie auf die bisherigen r
ſuche und deren Erfolge. Auch von der jetzigen Vorlage ver
möge er ſich eine wirklich friedenſtiftende Wirkung nicht zu ver
ſprechen; man könne der Curie Zugeſtändniſſe machen, ſoviel
man wolle, der Kampf werde doch fortbeſtehen; denn
das Papſtthum ſei ſeiner Natur nach kriegsluſtig und unduld-
ſam, wenn auch einmal ein einzelner Jnhaber des hei-
ligen Stuhles friedliebende Geſinnung haben möge. EinzelneMilderungen an den Maigeſetzen wolle auch die national
liberale Partei zulaſſen, verſchiedene der hier gemachten Vor-
ſchläge halte ſie aber für unannehmbar. Wenn die Regierung
in dieſem Kampfe eine gewiſſe Schwäche gezeigt habe, ſo ſei der
Umſtand daran ſchuld, daß ſie von einem Theile des Libe-
ralismus im Stich gelaſſen worden ſei. Auch die
conſervative Partei habe ihren Standpunkt geändert, nur
die nationalliberale ſei ſich im Ganzen treu geblieben. ß

Abg. von Hammerſtein forderte für die evangeliſche
Kirche dieſelbe Freiheit und Selbſtſtändigkeir, wie ſie die katho
liſche jetzt erhalte. und klagte über die Zurückſetzung der
erſteren, für deren Bedürfniſſe Fürſt Bismarck nicht das volle
Verſtändniß beſize. Wenn die evangeliſche Kirche im Kampf
mit der katholiſchen unterliegen ſollte, ſo werde die Verant-
wortung dort liegen, wo man beliebt habe, ein Bündniß mit
dem Papſt zu ſchließen.

Während dieſer Rede, die lebhafte Erregung hervor-
rief, hatte Fürſt Bismarck den Saal betreten und ergriff
alsbald das Wort zu einem kräftigen Widerſpruch geeg die
„evangeliſch-hierarchiſchen Beſtrebungen der äußerſten Rechten“.
Nachdem jetzt der Frieden mit der einen Confeſſion geſchloſſen
werde, wolle man den Culturkampf auf die andere
übertragen, wie es die Folge der Beſtrebungen ſei, denen Herr
von Hammerſtein Ausdruck gegeben. Die gegenwärtige Lage
zu benutzen, um auch für die evangeliſche Geiſtlichkeit einen Ge
winn herauszuſchlagen, ſei geradezu ein Erpreſſungsverſuch.
Der Friedensſchluß mu der Curie und die Unterſtützung der
evangeliſchen Kirche ſtänden in keinem Zuſammenhange mit ein-
ander. Eine reichlichere Dotation der evangeliſchen
Kirche halte auch er für angemeſſenSodann bekämpfte Abg. Pfaff ſowohl die Kirchenvorlage
als die Beſtrebungen des Herrn von Hammerſtein. Der

Brüel befürwortete in ſeinen langen Ausführungen
ſowohl die Vorlage als die daran ſich knüpfenden Beſtrebungen
für größere Freiheit der evangeliſchen Kirche unter Ausfällen
gegen den Fürſten Bismarck, die ſofort eine Entgegnung des
letzteren hervorriefen. Abg Stöcker ſprach im Namen der Mit
glieder der conſervativen Partei, welche die Vorlage ablehnen
wollen, weil nicht gleichzeitig auch die Forderungen hinſichtlich
der evangeliſchen Kirche erfüllt werden. Jn der Vorlage flößten
ihm namentlich die Beſtimmungen über die Orden Bedenkeu
ein. Der Pole von Jagdzewski verlas eine dem Geſetz e
ſtimmende Erklärung. Alsdann wurde die Berathung geſchloſſen
und nach ſcharfen perſönlichen Bemerkungen der Antrag auf
Commiſſionsberathung gegen die Nationalliberalen und
einige Freiconſervative abgelehnt. Morgen: Leiſtungen für

die Volksſchule. Seee. Der Reichstag verwies in ſeiner Sitzung
nach längerer, durchweg ſachlicher Debatte die Novelle zum Ge
richtskoſtengeſetz und zur Gebührenordnung für Rechtsanwälte
an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern. Die von dem Staats-
ſekretär r. von Schelling befürwortete Vorlage fand auch
die Zuſtimmung der Redner der rechten Seite des Hauſes.
welche ausführten, daß eine Herabſetzung der Anwalts-Gebüh
ren im Publikum als ein dringendes Bedürfniß empfunden
würde, während andererſeits die von den Gegnern der Vorlage
behauptete Schädigung des Anwaltitandes thatſächlich nicht zu
befürchten ſei. Die nächſte Sitzung zur Berathung des Nach-
tragsetats und der Reichsanleihe findet Montag 1 Uhr ſtatt.

Der Kaiſer hörte geſtern Vortrag und arbeitete
Mittags mit dem Chef des Zivilkabinets. Nach einer
Konferenz mit dem ſtellvertretenden Miniſter des könig
lichen Hauſes, Grafen Otto zu Stolberg Wernigerode,
unternahm der Monarch eine Spazierfahrt.

Der Bundesrath genehmigte, wie in den wich-
tigſten Punkten ſchon mitgerheilt, in der am 21. d. M.
unter dem Vorſitz des Staatsminiſters, Staatsſekretärs
des Jnnern, von Boetticher abgehaltenen Plenarſitzung dieGeſetzentwürfe, betreffend die Feſtſtellung eines Nachtrags

zum Reichshaushalts-Etat für das Etatsjahr 1887/88,
und betreffend die Aufnahme einer Anleihe für Zwecke
der Verwaltung des Reichsheeres und für die Vervoll-
ſtändigung des deutſchen Eiſenbahnnetzes im Intereſſe der
Landesvertheidigung mit den von den Ausſchüſſen für dasLandheer und e Veſlangen für Eiſenbahnen, Poſt und

Telegraphen und für Rechnungsweſen vorgeſchlagenen
Abänderungen. Die Vorlage wegen Abänderung des
amtlichen Waarenverzeichniſſes zum Zolltarif mit Bezieh
ung auf Cigarrenkiſtenbretter wurde den Ausſchüſſen für
Zoll und Steuerweſen und für Handel und Verkehr über
wieſen. Außerdem wurde über die geüſtliche Behandlung mehrerer Eingaben Beſchluß S t.

Der Papſt und Windthorſt. Aus Rom
bringt die „Germania“ ein Privattelegramm vom 21.
April: Der Vatikan richtete einen Brief an den Abge

a S

e e e

e

e



S
n

h

h

T

e

S

S n

m

erneut Ausdruck giebt.
In parlamentariſchen Kreiſen, ſo leſen wir in der Nati-

Corr he Stimme darüber,daß die geſtrige kirchen politiſche Rede des Abg. Richter
die kläglichſte Selbſtentwürdigung geweſen, die dieſer Partei

onalliberalen Correſpondenz, herrſcht nur Eine

bezeichnend, daß das C
lage in lauten Beifall ausbrach. War

find. Er erklärt ausdrücklich, daß ihm die Freigebun
ebiet der Schule u.

iſt ihm unannehmbar.

Die Beſorgniß, es könnte einmal einem ganz bösartigen H

bei dem Führer der Fort

nur durch ultramontane Unterſtüßung im Parlament.

lichkeit zu verherrlichen,

men iſt.
Was thun gegenüber dem Einſpruchsrecht? Dieſe

Frage wird in einem Leitartikel der „Schleſ. Volksztg. aus dem
ſchleſiſchen Klerus aufgeworfen. Der Artikel giebt darauf folgende

tillſchweigen und alles ruhig ſeinen Gang
ehen laſſen Das wäre Jndolenz. Gewiß denkt niemand im
rnſte an eine Oppoſition gegen das Oberhaupt der Kirche.

Um Stellung zu nehmen in der veränderten Lage der Dinge,
ſcheint es mir nothwendig, daß der Klerus gemeinſchaftliche Be

Jn jeder Diözeſe müßten Diözeſan-
ynoden en. Der Klerus unddie Biſchöfe müßten gemeinſame Beſchlüſſe faſſen, denen alle

ich Ohne feſte Grundſätze für daskünftige Verhalten des Klerus gegenüber der Anzeigepflicht
r kaum aufhalten.

zeſchieht nichts, ſo wird die
elt lachen, daß der Klerus ſich ſo leicht in das aufge-

Antwort: „Ganz ſ

rathungen halte
ſynoden zuſammengerufen werden.

ſich zu unterwerfen hätten.

läßt ſich eine ſchädliche Wirkunläßt ſich derſelbeneſtigkeit thut vor allem noth.

zwungene Joch fügt.“ Aha!
Die Budgetkommiſſion des Reichstags berieth in

ihrer vorgeſtrigen Abendſitzung zunächſt über das vrientaliſche

für welches außer dem r n
iderſpruch wurde zwar von ſächſiſcher Seite erhoben, die Vorlage

Lehrh Bei der Verhandlung betr. den Servistarif, und die Klaſſeneintheilung der Orte
wurden zunächſt zur Diskuſſion geſtellt die Verſetzungen von

Seminar,
Berchem u. A. Abg. v. Bennigſen entſchieden eintrat.

jedoch mit großer Mehrheit angenommen.

Breslau, Cöln und Leipzig in die Klaſſe A. Von den durch
das Geſetz für das Reich erwachſenden Mehrkoſten von 954000
fallen 554 000 allein auf die drei genannten Orte. Die Be
willigung der höheren Claſſificirung der letzteren würde, ſo
führte der Referent Abg. Sattler aus, dahin ſühren, daß
Städte mit über 100000 Einwohner die Verſetzung in Klaſſe A
verlangen würden, wie z. B. Magdeburg dies bereits gethan.
Man wuürde ſich auf die jetzige Vorlage und auf Müncheny,
Dresden und Stuttgart berufen, die zu unrecht lediglich aus
Gründen der Courtoiſie in die Ausnahmeklaſſe geſtellt wordeu
ſeien. Die Commiſſton beſchloß nach längerer Debatte, Breslau,

Söln und Leipzig in Klaſſe I. zu belaſſen. Vezüglich der Ver
ſetzungen in die Klaſſe l. und II. wurden die Regierungsvor-
ſchläge angenommen, ebenſo die Vorſchläge betr. Verſetzung in
die Klaſſe III. mit folgenden Ausnahmen. Hartenſtein ſoll in
S IV. bleiben, Barmbeck und Eiſenbüttel ſollen in Klaſſe II.
ommen.

Jn der geſtrigen Sitzung oer Wahlprüfungs-
kommiſſion des Reichstages wurden die Mandate der
Herren Gottburgſen, Pfähler und Dr. Witte für
giltig erklärt.

Die geſtrige erſte Sitzung der Kommiſſion über
das Geſetz, den Verkehr mit Kunſtbutter betreffend,
begann mit dem Antrag des Abg. Pr. Witte, in keine
Generaldiskuſſion einzutreten; die Kommiſſion beſchloß
jedoch, dem Vorſchlag des Vorſitzenden gemäß, eine General
diskuſſion und zweimalige Leſung eintreten zu laſſen. Vom
Abg. Grafen Holſtein wurde ein Antrag auf Färbung
der Kunſtbutter eingebracht, den Abg. Dr. Witte unter
ſcharfen Angriffen auf die zahlreichen Forderungen aller
landwirthſchaftlichen Kreiſe bekämpſte, den die Abgg. v.
Wedell-Malchow und Graf Holſtein aber, geſtützt auf
zahlreiches Material aus der Praxis des Kunſtbutter-Ver-
kaufes, warm empfehlen. Staatsſekretär v. Boetticher rieth
ſehr entſchieden, an den Vorſchlägen der Regierungs-Vor-
lage feſtzuhalten und betonte, daß noch keine geeignete
Farbe für die Kunſtbutter gefunden ſei. Abg. Szmula
hob die Sorgfalt hervor, mit welcher gerade neuerdings
die Naturbutter hergeſtellt werde, und das große Jntereſſe,
welches nicht blos agrariſche, ſondern ſehr weite Kon-
ſumentenkreiſe an der Frage hätten. Abg. Dr. Witte
ſtellte Mißverſtändniſſe aus ſeiner erſten Rede klar, indem
er zugleich die Kunſtbutterfabrikation für viel ſorgfältiger
als die der Naturbutter bezeichnete. Nach längerer
Diskuſſion, in der ſich die Abg. Grub und Gottburgſen
ſowie der Regierungs-Kommiſſar Köhler gegen die Färb-
ung ausſprachen, bat Abg. Dr. v. Frege die verbündeten
Regierungen um weitere Mittheilungen über die rieſen-
haften Dimenſionen der amerikaniſchen Kunſtbutterfabri-
kation, welche als Vorbild für die deutſche Jnduſtrie
geradezu vernichtend für den Molkereibetrieb werden
müſſe. Um 1 Uhr vertagte ſich die Kommiſſion.

Wie die Voſſ. Ztg.“ hört, wird neuerdings auch ſeitens
der deutſchen Reichsregierung das Bedürfniß einer weiteren
Reviſion der Elbeſchifffahrtsakte anerkannt, und zwar
ſchon wegen der Umwandlungen, welche in den Verkehrsver-
hältniſſen im Laufe der Zeit ſich vollzogen haben, und wegen
der in dem deutſchen Zollweſen, in der inneren Geſetzgebung
und Verfaſſung Deutſchlands eingetretenen Aenderungen. Es
handelt ſich um die Aufgabe, die aufgehobenen oder veralteten
Beſtimmungen der beſtehenden Verträge auszuſcheiden und die
noch giltigen Verabredungen mit den Abänderungen, welche diengegtallung der allgemeinen Geſetzgebung und der politiſchen

Beziehungen der deutſchen Uferſtaaten zu einander, ſowie die
Rückſicht auf die Erleichterung und Befreiung des Verkehrs zu
erheiſchen ſcheinen, überſichtlich zuſammen zu ſtellen.

Ein allgemeiner deutſcher Deſtillateurtag wird,
ſobald der Branntweinſteuer-Entwurf vorliegt, in Berlin zu
ſammentreten.

Die n des franzöſiſchen Polizei-
Kommiſſars Schnäbele r auf Verfügung des Unter
ſjuchungsrichters erfolgt, in Verbindung mit landesver-
rätheriſchen Vorgängen im Reichslande. Offiziös wird
über den Fall Schnäbele geſchrieben: „Es handelt ſich
hierbei augenſcheinlich um nichts weniger und nichts mehr

ordneten Dr. Windthorſt, in welchem er die Verdienſte
des Centrums vollkommen anerkennt und ſeinem Wunſch
nach Fortbeſtand deſſelben als Wächter für die Zukunft

führer jem ls von ſich gegeben hat. Er hat einfach die Rede
gehalten, die Windthorſt gehalten haben würde, wenn er gegen
über der päpſtlichen Anweiſung gedurft hätte, und es war ſehr

entrum nach dieſer Rede gegen die Vor
ſie doch recht aus dem

r Herzen der ultramontanen Demokraten herausge-
ſprochen. Herr Richter lehnt die Vorlage nur darum ab, weil
ihm die Zugeſtändniſſe an die katholiſche Kirche nicht groß gervg

r 5 ereiſtlichen Functionen, die Zulaſſung der Orden auch auf dem
ſ. w. icht das geringſte Bedenken ver-

urſachen, nur die vorgeſchlagene Regelung des Einſpruchsrechts
„il b fürchtet davon Vermehrung despolitiſchen Einfluſſes der Regierung, Beförderung des Streber

thums und Servilismus auch bei der katholiſchen
et

kaplan, der ſein geiſtliches Amt zur politiſchen Aufwieglung
mißbraucht, das Handwerk gende oder erſchwert werden, iſt

chrittspartei allem ausſchlaggebend.
Das war, nur nicht ganz ſo deutlich ausgedrückt, die ganze Zeit
über auch in der ultramontanen Preſſe und in der Denkſchrift
des Herrn Windthorſt zu leſen. Herr Richter weiß freilich, was
er dem ungeſtörten Mißbrauch des geiſtlichen Amtes zu politiſchen
Hetzereien zu verdanken hat; die Hälfte ſeiner Anhänger d ja

ur ran ennes, die fortſchrittliche Preſſe fertig bringt, auch dieſe Jämmer-
v ſo iſt das wieder ein Beweis, wohindie Partei im Schlepptau der Windthorſt'ſchen Politik gekom-

Reich ſelbſt derart

alle

iesſeitigen Behör
(S. auch unter Frankreich.

für ſpäteren Bedarf.
Frankreich. Fall Schnäbele.

konf rirte mit den Miniſtern Goblet und

denten Goblet.
Die Kehrſeite. Nach den

Pariſer „Temps“, der ſich mit dem Schreiben des Papſtes
an den Erzbiſchof Krementz beſchäftigt, kommt dabei zu
folgenden Schlüſſen:

„Dieſes direkte Eingreifen des Papſtes in die innere

Neues und Seltſames. Jede

der Verlegenheiten. die es bereiten könnte.

und daß man ihm dort ebenſo gehorcht, wie dem Kaiſer ſelbſt.
Was würde geſchehen wenn der alte Streit zwiſchen ihnen
wieder ausbräche und der Papſt, bewaſſnet mit dieſem Prätedens
und den Rechten, die man glücklich ſcheint, ihm zuzugeſtehen,
fortfahren würde, als Herrſcher ein Heer unterwürfiger Wähler
und gehorſamer Abgeordneter zu lenken Würde man ihn unter
gewiſſen Umſtänden Umwälzungen anſtiften und in unſeren
Tagen den alten Anſpruch des Papſtthums, Könige und Obrig-
keiten ein und abzuſetzen, verwirklichen ſehen? Jſt es nicht

d das Deutſchedie Erhöhung der politiſchen
Macht des Prieſterthums hervorruft und begün-
ſtigt Jndem Fürſt Bismarck den Papſt aufforderte, in
die inneren Angelegenheiten Deutſchlands einzugreifen, hat er
ein Präzedens geſchaffen und ihm Rechte eingeräumt, die nicht
blos für das Deutſche Volk, ſondern auch für alle anderen
Völker beunruhigend ſind. Die allereinfachſte Klugheit wird
ohne Zweifel den Papſt immer veranlaſſen, deren Mißbrauch
zu vermeiden. Von Seiten des gegenwärtigen Papſtes kann
man deſſen jedenfalls ſicher ſein. Aber wer ſteht für feine
Nachfolger oder deren Rathgeber gut?“

Jtalien. Nach Meldungen aus Maſſovah iſt

in jedem Falle ſehr merkwürdig, daß

am 23. das Kommando über das Expeditionskorps über-
nehmen.

Heer nud Marine.
Deutſchland. Bei der Militär-Schießſchule

ſollen in dieſem Jahre zwei Jnformationskurſe abgehalten
werden. Der erſte derſelben hat in der Zeit vom 10. bis
einſchließlich 30. Juni ſtattzufinden. Der zweite Curſus
iſt in der Zeit vom 5. bis einſchließlich 13. October ab-
zuhalten. Die Dauer der Lehrkurſe der Militärſchießſchule
wird für die Lieutenants von 3/, auf 3 Monate herab-
geſetzt, während die Kurſe für Unteroffiziere und Mann
ſchaften, wie ſeither üblich, abzuhalten ſind. Fortan
werden Lieutenants und Unteroffiziere der Pionier-Ba-
taillone in derſelben Weiſe wie die gleichen Chargen der

ſchule herangezogen.
König Alfons XII. war bekanntlich Chef des in Straß-

burg liegenden Schleswig Holſteiniſchen Ulanen Regiments
Nr. 15. er Erinnerung an den verſtorbenen Chef hat, wie
das „Elſäſſer Journal“ ſck das R r Ki
Chriſtine ein großes Oelbild des Königs erhalten. Dieſes Ge
mälde hat ſeinen Platz im Speiſeſaale des Offizierkaſinos des
Ulanen- Regiments erhalten und wurde Donnerstag Nachmittag
feierlch in Gegenwart des geſammten Ofſizierkorps des Re-
giments enthüllt, welches ſodann bei einem Liebesmahl das
Andenken des verſtorbenen Chefs feierte. Jn den letzten Tagen
ſind ſeitens der Königin-Regentin auch an den Kommandeur,
den etatsmäßigen Stabsoffizier, ſowie an den Adjutanten des
Regiments hohe ſpaniſche Orden verliehen worden.

Das Urtheil des Kriegsgerichtes gegen den Haupt
mann a. D. Frhrn. von Schleinitz iſt doch, wie wir geſtern inder 1. Aus ade ſchon telegraphiſch meldeten, von der „Poſt“
aber noch bezweifelt wurde, vom Kaiſer beſtätigt und auch dem
Angeklagten bereits mitgetheilt worden daſſelbe lautet auf 3

ahre Zuchthaus. Jn ſeiner Jugend wurde der jetzt Ver
urtheilte bei Hofe als Page verwendet. Als Offizier hat er an
den letzten drei Feldzügen des preußiſchen Heeres theilge-
nommen; in der Schlacht bei Königgrätz wurde er verwundet,
und im Kriege en Frankreich erwarb er ſich das Eiſerne
Kreuz. Auch der Rothe Adlerorden mitSchwertern wurde ihm
verlichen. Ein Gehörleiden zwang ihn, ſich penſioniren zu
laſſen, und ſpäter betrieb er in Berlin einen Verkauf kunſt
gewerblicher Gegenſtände, das „AMaison des ventes“. Eigen-
thümlich iſt es, daß er zuerſt ſelbſt von den Revolvermännern
des „Unabhängigen ausgebeutet werden ſollte; es ſcheint, daß
er hierdurch in das unſaubere Treiben der Grunewald und
Genoſſen hineingezogen wurde. Als die Kriminalpolizei mit
dieſen Leuten ſich zu beſchäftigen anfing, wurde er noch polizei
lich vernommen, machte ſich aber, als der Boden ihm unter den

üßen brannte, heimlich aus dem Staube im vergangenen
ahre wurde er endlich von London aus ausgeliefert. Die
nterſuchung erſtreckte a auf drei Fälle vollendeter und einen

Fall verſuchter Erpreſſung, ferner auf Urkundenfälſchung die
in einem auf den Vetter des Schleinitz 8338 enen Wechſel ge
funden wurde. Das zur Entſcheidung berufene C
beim 3. Armeekorps beſtand aus Stabsoffizieren und
enoſſen des Angeklagten; den Vorſitz führte ein kommandirenderGeneral. Während die früheren e vom „Unabhängigen

ſämmtlich zu Gefängniß verurtheilt wurden, hat den Freiherrn
von Schleinitz Zuchthausſtrafe getroffen, welche mit Rückſicht
auf die ihm zur Laſt gelegte Wechſelfälſchung über ihn verhängt
iſt. Der Verurtheilte wird wahrſcheinlich im Zellengefängni
u Moabit ſeine Strafe abbüßen und ſchon in den nächſtenTagen dorthin übergeführt werden. Der Rechts

anwalt Dr. Staub, beabſichtigt jedoch, in einem Gnadengeſuch
an den Kaiſer ſich zu wenden und eine Milderung der
zu erbitten.

als um die Feſtnahme einer der Spionage im franzöſiſchen
Intereſſe ſtark verdächtigen Perſönlichkeit, d. h. um ein
Vorkommniß, wie es in letzter Zeit ja allerdings nicht
vereinzelt daſteht, ohne daß ſich jedoch die öffentliche
Meinung bei früheren Anläſſen in gleichem Maße echauffirt
hätte. Die Unterſuchung der Sache wird nunmehr ihren

Gang ſener und jedenfalls darthun, daß die
en pflichtgemäße Wachſamkeit üben.“

OeſterreichUngarn. OeſterreichUngarn wird von
dem bekannten Eventualkredit von 28 Millionen Gulden,
welchen die letzten Delegationen bew'lligten, außer den
bereits verausgabten Summen, laut den dieswöchigen Be
ſchlüſſen, wmomentan noch neun Millionen Gulden
für militäriſche Zwecke verwenden. Der Reſt verbleibt

Der Juſtizminiſter

onf. Flourens anläßlich der Verhaftung des Polizeikommiſſars Schnäbele
und trug alsdann dem Generalprokurator ſowie dem Pro-
kurator von Nancy auf, ſich nach Pagny a. d. Moſel zu
begeben, um Bericht über die näheren Umſtände wegen
der Verhaftung einzuholen. Der Präfekt des Depar-
tements Meurthe et Moſelle, der nach Paris gekommen
war, konferirte über dieſen Fall mit dem Miniſterpräſi

im preußiſchen Abgeordnetenhauſe über die ſtaatsmänniſche
Bedeutung der Anrufung des Papſtes zur Bekämpfung
innerer Parteiſchwierigkeiten iſt es von Jntereſſe, auch
ein auswärtiges Urtheil über dieſen Punkt zu hören. Der

Kirche und Miſſion.
Der Zentralvorſtand der Deutſchen Luthberſtiftyy

trat vorgeſtern zu Berlin im Rathhauſe unter Vorſitz des v
ermeiſters Duncker zur Frühjahrsverſammlung zuſamn

Anweſend waren der Geh. Juſtizrath WachLeipzig, der UÜnide
ſitätskurator Geh. Rath Schrader-Halle, Landesdirektor t
Levetzow, Paſtor FayKrefeld, Geheimer Ober Regierungs
Schneider, Geh. Kommerzienrath Delbrück. Propſt v. d. 69
und Stadtſchulrath Bertram. Der Verein gewährt bekannſ
Erziehungsbeihülfen an Söhne und Töchter von evangeliſg,
Geiſtlichen und Lehrern. Jn der geſtrigen Sitzung wune
derartige Beihülfen im Betrage von 4000 bewilligt.

Halle, den 23. April.
(Der Abdruck unſerer Lokalnachrichten iſt nur mit

r Quellenangabe geſtattet),Tagesordnung für die Sitzung der Stqd

n m Montag, denApril, Nachmittags 4 Uhr. effentliche Sitzung
Regulirung der Fluchtlinie für die kleine Steinſtrafe

2) Feſtſtellung des Anleihe-Etats pro 1887/88; 3)
nehmigung der Projekte und Anſchläge für die sub T
X Cb pos. I--17 des Etats pro 1887——88 vorgeſehen
Pflaſterungen und Trottoiriſirungen 4) Antrag auf ander
weite Feſtſtellung eines Vertrags wegen Straßen Reinigung
5) Erwerb von Terrain, welches von dem Grundſtüg
Leipzigerſtraße Nr, 25 an die Straße entfällt; 6) Des
gleichen vom Grundſtücke Leipzigerſtraße Nr. 26 und Ver
äußerung einer an daſſelbe Grundſtück eutfallende
ſtädtiſchen Schlippe; 7) Vergütung für in der Schützen-
aſſe zur Straße abgetretenes Terrain; 8) Bericht der

über die Petition Siegel.
Geſchloſſene Sitzung: 9) Beſetzung der Kanzlei
Jnſpektor- und Botenmeiſter- Stelle; 10) Definitive Any-
ſtellung eines BureauAſſiſtenten bei der Polizei Ver
waltung; 11) Wahl eines Armenvorſtehers für den 10.

Politik und ſogar in die parlamentariſchen Verhandlungen
eines Landes iſt in den Augen des zeitgenöſſiſchen Europa etwas ſation erhalten. Jn der am 29. ſtattgehabten Sitzung der

Schaumünze hat ihre Kehrſeite. eAn der Größe der politiſchen oder Wahldienſte, welche das Hauptſtraße in der ganzen Länge zu kanaliſiren.
Oberhbaupt der Kirche leiſten kann, mißt man unwillkürlich die würden ſich auf etwa 20,000 Mk. belaufen.

r Man empfindet
Bewunderung darüber, daß der Papſt in Dentſchland befiehlt

x

e

General Saletta heute früh daſelbſt eingetroffen und wird

Jäger und Schützen zu den Lehrkurſen der Militärſchieß-
r

ſchreibt, das Regiment von der Königin

Rang

trafe Dr. Kenommen, welche ihr Gutachten überein

Bezirk; 12) Wahl eines Mitgliedes der Schulkommiſſion
für die katholiſche Schule.

Die Gemeinde Trotha ſoll in dieſem Jahre Kanali-

Gemeinde- Vertretung daſelbſt wurde der Beſchluß gefaßt, die
Die Koſten

Schwurgericht vom 22. April 1887.
Heute erſchienen auf der Anklagebank: die unverehelichte

Marie Würker aus Roitzſch und 2) der Maurergeſelle Her-
mann Körber aus Sangerhauſen. Erſtere war des Meineids
Letzterer der Körperverletzung mit tödtlichem Ausgange ange
klagt. Der Gerichtshof beſtand aus dem Landgerichtsdirektor
Reuter als Vorſitzendem, den Landrichtern r Weißbein und
Bödicker als Beiſitzern, und dem Referendar v. Köller als
Gerichtsſchreiber. Die Staatsanwaltſchaft war durch den Staats
anwalt König vertreten und als Vertheidiger fungirten Rechts
anwalt ör. Kähne für die Würker und Rechtsanwalt Föhring
für Körber. Als Geſchworene wurden ausgelooſt: die Guts-
beſitzer Coccejns aus Hornburg, Götze aus Zickeritz, Maurer
meiſter Buſchmann von hier, rer Lehmann aus
Sandersdorf, Holzhändler Lohmann aus Trotha, Kaufmann
Nagel aus Giebichenſtein, Kaufmann Reuſch aus Eisleben,

Direktor Rummel aus Landsberg. Rentier Sporleder aus
Ermsleben, Stärkefabrikant Schmidt von hier, Rentier
Schnitzker von hier und Badebeſitzer Thiele aus Giebichen-
ſtein. Es wurde zuerſt die Sache wider die Würker verhandelt.
Dieſelbe war angeklagt, am 12. November 1885 in der Straf-
ſache gegen Kuhlemann vor der Strafkammer des Königlichen
Landgerichts hier wiſſentlich ein falſches Zeugniß mit einem
Eide bekräftigt zu haben, indem ſie als Zeugin der Wahrheit
entgegen ausſagte, daß ſie mit dem Schuhmacher Schüler nur
einmal in deſſen Wohnung, nicht aber in der Kuhlemannſchen
Wohnung den Beiſchlaf vollzogen habe, während ſie in Wirk-
lichkeit ſich in der Kuhlemannſchen Wohnung zweimal dem
Schüler preisgegeben hatte, demnächſt auch dieſe ihre falſche Aus
ſage beſchwor. Nach Verleſung dieſes Beſchluſſes wurde auf
Antrag der Staatsanwaltſchaft im Jntereſſe der guten Sitten
die Oeffentlichkeit der Verhandlung ausgeſchloſſen. Die Würker
wurde von den Geſchworenen für ſchuldig befunden und darauf-
hin dem Antrage der Staatsanwaltſchaft entſprechend vom Ge
richtshofe zu 1 Jahr Zuchthaus verurtheilt.

Es kam nun die zweite Sache gegen den Maurergeſellen
Hermann Guſtav Körber aus Sangerhauſen zur Verhandlung.
Am 26. Januar d. Js. ſtarb der Buchdrucker Feodor Hellig zu
Lauchſtädt und zwar unter Umſtänden, welche darauf ſchließen
ließen, daß ſein Tod nur die Folge von Mißhandlungen war.
Die deshalb angeordnete gerichtliche Obduktion ſeiner Leiche er
gab, daß Körber in Folge eines Bluterguſſes auf die Gehirn
oberfläche geſtorben iſt und daß dieſer Bluterguß nach Lage der
Sache der Einwirkung einer äußeren Gewaltthätigkeit auf die
Oberfläche des Schädels zuzuſchreiben iſt. Der Verdacht, der
artig gewaltthätig gegen den Hellig verfahren zu ſein, lenkte ſich
ſofort auf den Angeklagten. Derſelbe iſt mit Hellig am Abend
des 25. Januar, nachdem Beide in der Helligſchen Druckerei
Schnaps getrunken hatten, in zwei Gaſthäuſern in Lauchſtedt
geweſen und hat ihn dann, da er von den genoſſenen Spirituoſen
betrunken geworden iſt, nach Hauſe gebracht. Jm Hausflur ſoll
es zu Streitigkeiten zwiſchen dem Angeklagten und dem Ver-
ſtorbenen gekommen ſein, die ſchließlich dahin geſührt haben
ſollen, daß der Angeklagte den Hellig geſchlagen und mißhandelt
hat. Dieſe Mißhandluugen ſollen den Tod des Letzteren herbei
geführt haben. Jm Hausflure hat man am andern Morgen
Blutſpuren gefunden, welche nur von der gedachten Mißhand
lung herrühren konnten. Der Angeklagte beſtritt die Anſchuldig-
ung und behauptete, daß Hellig ſeinen Tod svadurch gefunden,
daß er in der Betrunkenheit von der Treppe, welche nach ſeinem
Schlafzimmer geführt, heruntergefallen ſei. Er habe ihm nur,
als er um ſich geſchlagen, ein paar Ohrfeigen gegeben, welche
ſeiner Geſundheit nicht hätten nachtheilig ſein können. Er habe
ſonſt auch gar keine Veranlaſſung gehabt, den Hellig zu miß-
handeln, da derſelbe ſehr gutmüthig geweſen und Niemand etwas
zu Leide gethan hätte. An jenem Abende hätte er mit Hellig
noch in der Druckerei zuſammen für 20 Pfg. Branntwein ge
trunken. Hellig habe nicht viel vertragen können und wäre
davon ſchon etwas angetrunken geworden. Nach 9 Uhr ſeien
ſie ſodann noch in zwei Reſtaurationen w. hätten dort
Bier getrunken. Hiervon ſei nun Hellig völlig betrunken ge
worden und er habe denſelben auf dem Nachhauſewege führen
müſſen. Er ſei ſchon unterwegs mehrere Male hingeſtürzt. ZuHauſe angekommen, habe er Hellig die Treppe en wollen.
derſelbe habe ſich ſolches aber, wie er dies ſtets in der Trunkenheit
gethan, verbeten. Er ſei deshalb nur neben ihm die Treppe
mit hinaufgegangen. Oben n habe Hellig das Gleich
gapieht verloren und ſei die Treppe wieder hinuntergeſtürzt.

ls er zu ihm hinunter gekommen, habe Hellig verſucht, die
Treppe wieder hinaufzukommen, indem er von Stufe zu Stufe
mit Händen und Füßen gekrochen. Er ſei nunmehr hinter ihm
hergegangen, um ihn vor einem etwaigen Wiederhinunter fallen
u 47 Dies ſei ihm jedoch nicht gelungen, denn als Hellig
as Ende der Treppe erreicht gehabt und ſich hier habe auf

richten wollen, ſei er wieder zurück gefallen und habe auch ihn
im Fallen die Treppe mit hinüntergeriſſen. Unten habe Hellig
nun in der Weiſe gelegen, daß er mit dem Rücken auf dem
ſteinernen e lag, während die Beine auf den unteren

en gelegen hätten. Er habe nunmehr den Hellig
umfaßt und mit vieler Mühe die Treppe hinaufgetragen. Oben

abe er ihn nun auf den Flur gelegt und nachdem die Frau Kuh-
lank und der Schriftſetzer Hönninger hinzugekommen, in ſeine

Schlafkammer geſchafft, dort entkleidet und zu Bett gelegt.
Hellig ſei ganz kraftlos geweſen. Nach der Auslaſſung des An-

wurden ſodann zunächſt die beiden Sachverſtändigen
eisphyſikus Dr. Simon und ör. Kaßler aus Merſeburg ver

mmend dahin abgaben,
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daß der Tod des Hellig durch eine äußere Körperverletzung
deſſelben verurſacht worden ſei. Die Zeugin, verehelichte Barbier
Kuhblank, welche mit im Hellig'ſchen Hauſe wohnt, bekundete.
daß ſie an jenem Abende zunächſt auf der Straße vor dem
Hauſe und ſodann auch in ihrem Hausflur Lärm gehört; der
Hausflur ſei erleuchtet geweſen. Als ſie dorthin gekommen,
habe Hellig vor der Wand der Hausflur gelehnt und der An
geklagte ſich bei ihm befunden. Letzterer habe zu Hellig ge-
äußert: Feodor, du biſt betrunken, komm. Hierauf habe er ihn
hinten am Kragen gefaßt und einen ſo beftigen Stoß gegeben,
daß er ein Stück noch über die Treppe hinaus in den Hausflur
hingeſchlagen ſei. Bei dem Fallen ſei das Licht erlöſcht, ſodaß
ſie nicht wahrgenommen habe, auf welchen Körpertheil Hellig
efallen ſei. Später ſei auf der Treppe, mindeſtens 5 Minuten
ang, ein Gepolter geweſen, bei welchem ſie den Eindruck er
halten, als ob ſich Jemand auf Händen und Füßen die Treppe
hinaufbewegt und wieder heruntergefallen ſei. Hierauf ſei es
kurze Zeit ſtill geweſen; ſodann aber habe ſie auf dem Flur
des erſten Stockwerks ungefähr drei bis vier Mal einen ſtumpfen
Stoß vernommen, welchem jedes Mal ein ſeufzerartiger Laut:
„Ach' gefolgt ſei. Sie ſei nunmehr wieder mit einer Lampe
in der Hand aus ihrer Stube herausgetreten und habe geſehen,
wie Hellig mit dem Rücken auf der Erde gelegen, während der
Angeklagte neben ihm gekniet habe. Der Angeklagte habe ge
äußert, daß Hellig beſoffen ſei, habe denſelben dann vorne an
der Bruſt gefaßt und ungefähr Meter in die Höhe gehoben
hierauf aber wieder hinterrücks zurückgeſtoßen, ſodaß Hellig mit
dem Hinterkopfe gegen einen Thürpfoſten ſo heftig aufgeſchlagen
ſei, daß von ihr ganz deutlich ein dumpfer Schlag gehört. worden
ſei. An der Stelle des Thürpfoſtens, wo der Kopf aufgeſchlagen,
ſei ein Blutflecken zurückgeblieben. Als ſie dem Angeklagten
über ſein Betragen Vorhaltungen gemacht, habe dieſer die rechte
Hand zur Fauſt geballt und damit den Hellig derartig gegen
den Mund geſchlagen, daß ſie einen dumpfen Ton gehört und
den Eindruck erhalten habe. als ob im Munde bereits ſich Blut
angeſammelt gehabt, welches durch den Schlag ein Geräuſch
von ſich gegeben. Der Angeklagte ſei zwar gleichfalls betrunken,
aber wie ſie annehmen müſſe und wie es ihr ſchiene doch nicht
derartig unzurechnungsfähig geweſen, daß er nicht hätte wiſſen
können, was er that und ſprach. Der -chriftſetzer Hönninger
bekundete, daß er ebenfalls in dem Hellig'ſchen Hauſe wohne
und in jener Nacht durch einen Hülferuf der Kuhblank geweckt
worden ſei. Er ſei barfuß, in Hemd und Hoſen aus ſeiner
Schlafkammer im zweiten Stock die Treppe hinunter in das
erſte Stock gelaufen, woſelbſt Hellig lang ausgeſtreckt und leblos
mit dem Geſicht nach der Erde zu, auf dem Fußboden gelegen.
Er habe angenommen, daß Hellig betrunken ſei, habe denſelben
ohne Weiteres vom Boden aufgehoben, wobei Blut aus ſeiner
Naſe gefloſſen und die Treppe hinauf in die gemeinſame Schaf
ſtube getragen. Der Angeklagte habe hierbei inſofern geholfen.
als er vor der Treppe Helligs Füße ergriffen und ihn daran
die Treppe hinaufgezogen, während er den übrigen Körpertheil
getragen habe. Oben ſei Hellwig von dem Angeklagten raſch
ausgezogen worden. Als er endlich im Bett gelegen, hätten
ſie bemerkt, daß der Kopf nicht vollſtändig auf dem Kopfkiſſen des
Bettes gelegen habe. Der Angeklagte habe deshalb denHellig unter
die Schultern gegriffen und einen heftigen Schup gegeben, ſo
daß der Körper nach dem Kopfende zu vorwärts geſchnellt und
richtig zu liegen gekommen ſei. Zeuge habe in jener Nacht an
Hellig kein Lebenszeichen, mit Ausnahme von leiſen Athem
zügen wahrgenommen, insbeſondere auch keine Schmerzens-
laute gehört: er habe ihn auch äußerlich nicht beſichtigt, und
habe namentlich nicht darauf geachtet ob er am Hinterkopfe
blutete. Der Angeklagte ſei aufgeregt, aber nicht betrunken ge
weſen, ob er angetrunken geweſen. wiſſe Zeuge nicht; er habe
ganz vernünftig geſprochen und gehandelt. Am anderen Vor-
mittage habe er mit dem Angeklagten Rückſprache genommen.
wobei derſelbe ihm erklärt, daß er ſowohl wie Hellig am
geſtrigen Abend viel getrunken hätte Die übrigen Zeugen
konnten zur Sache nichts Weſentliches bekunden, ſprachen ſich
aber dahin aus, daß der Angeklagte ein jähzorniger, roher und
zu Gewaltthätigkeiten geneigter Menſch ſei, der den Hellig ohne
jeden Anlaß oftmals bedroht und gemißhandelt habe.

Nach dieſem Ergebniß der Beweis aufnahme hielt die
Staatsanwaltſchaft die Anklage aufrecht und beantragte dieſelbe
das Schuldig gegen den Angeklagten auszuſprechen, aber mit
Rückſicht darauf, daß derſelbe bei Verübung der That ſich an
ſcheinend in nicht völlig zurechnungsfähigem Zuſtande befunden
habe, ihm mildernde Umſtände zuzubilligen. Das Verdikt der
Geſchworenen lautete indeß auf Nichtſchuldig, worauf die Frei-
ſprechung des Angeklagten ſeitens des Gerichtshofes erfolgte.

Kunſt, Wiſſenſchaft und Theater.
Beethoven's Paſtoral-Sinfonie mit landſchaft-

lichen Wandelbildern und pantomimiſcher Darſtellung ſoll
demnächſt in Düſſeldorf unter Leitung der Maler van der Beek,
Ernſt Boſch und Richard Sohn ſtattfinden. Die Bilder ſollen
von Oswald Achenbach gemalt ſein.

Franz Schubert's Klavier wird in Wien zum Kauf
ausgeboten.

Die japaniſche Regierung beabſichtigt, ein großes
Muſik- Jnſtitut auf Staatskoſten in Japan zu er-
richten und muſikaliſche junge Japaner einen Jnſtruktions-
Kurſus am Wiener Konſervatorium durchmachen zu laſſen. Der
Direktor des öffentlichen Unterrichts und Präſident der Kom
miſſion der ſchönen Künſte im Unterrichtsminiſterium zu Japan,
Herr A. Hamao, hat dem Wiener Konſervatorium zu ſeiner
eigenen Belehrung einen längeren Beſuch abgeſtattet.

Johann Strauß läßt ſich wieder ſcheiden von
ſeiner dritten Frau. Er hat an das Ehegericht der Sieben
bürger evangeliſch- reformirten Kirche ein Geſuch um definitive

cheidung von ſeiner Gattin eingereicht. Jn dieſer An
gelegenheit wird die Kirchenbehörde bei dem am 238. d. in
Klauſenburg ſtattfindenden Convente Beſchluß faſſen.

Am Tage des Roſſini-Jubiläums in Florenz kommt
dort ſein Stabat mater unter Mitwirkung namhafteſter italieni
ſcher Opernſänger und einem Chor von fünfhundert Perſonen
zur Aufführung.

Aus Paris wird uns geſchrieben: „Die Parodiſten
reiten ſchnell. Wagners „Lohengrin“, welcher dieſer Tage
bekanntlich in Paris zum erſten Male zur Aufführung gelangt,
wird demnächſt ſeine Parodie, ein echtes Pariſer Fabrikat, erhalten,
an welchem mehrere Poſſendichter mit fieberhafter Eile arbeiten.
Der Lohengrin, den ſie auf die Bühne ſtellen, iſt ein biederer
alter Herr, der ſich weigert, Art und Herkunft zu nennen, weil
ſeine Mutter Hebamme in einer kleinen Stadt iſt. Jm
erſten Akt wird Lohengrin ſtatt im Nachen in einem Einſpänner
auf die Bühne gebracht, der ihn auch zum Schluſſe wieder ab
holt. Die Elſa iſt eine alte Jungfer, die den ganzen Abend
hindurch die Anweſenden mit ihren h Fragen be
läſtigt. Der Bankier Telramund, ihr Vormund, würde ſie
gerne ſelbſt heirathen, weil er ihre Fonds in ſeinem Geſchäfte

hat. Der junge Herzog Gottfried endlich, der im
letzten Akte erſcheint. giebt auf das Befragen, wo er die ganze
Zeit über geweilt, die Antwort, er hätte nicht früher kommen
können, denn er habe mit einem Fräulein Mimi einen Ausflug
in die Umgebung gemacht.

Bei Puttick u. Simpſon in London wurde eine Folio
ausgabe der Werke Shakeſpeare's von 1632 verſteigert.
t ne Titelblatt, brachte der Band 255 Pfund Sterl.

Aus aller Welt.
T Ein ſeltſames Eiſenbahnunglück hat ſich zu Palatine

im Staate Jllinois ereignet. Daſelbſt ſtießen am Sonntag
e Güterzüge zuſammen. Das Unglück zog eine Menge

enſchen herbei, als plötzlich ein in der Nähe befindlicher
Waſſerbehälter barſt und ſeinen Jnhalt über die Menge
ergoß. F. Perſonen wurden getödtet, vier lebensgefährlich
und viele Andere mehr oder minder ſchwer verletzt Man
galaubt, daß die durch den Zuſammenſtoß verurſachte Erſchütter
ung die Reifen des Behälters lockerte.

7 Es ſteht im Koran nicht geſchrieben. Allen's „Jndian
Mail erzählt: „Der Geſandte Yarkand erzielte auf ſeiner Reiſe
nach Calcutta einen Triumph, um den ihn viele Engländer be

Fabrikats. Bei ſolchen Gelegenheiten muß ein engliſcher Be-
ſucher entweder die Schuhe ausziehen oder über dieſelben eigens
zu dieſem Behufe vorbereitete LeinwandPantoffeln ziehen. Als
der Geſandte erſucht wurde, ſich dem üblichen Prozeſſe zu unter
werfen, verlangte er den erſten Maulwi (Obervprieſter) zu
ſprechen, den er, als er erſchien. wie folgt anſprach: „Jhr ſeidaugenſcheinlich höchſt gewiſſenhafte Muſelmanen, aber in Wirk
lichkeit halbe Hindus; all' dieſes Gepränge von Abgeſchloſſenheit
und Heiligkeit iſt nichts, als eine dem Hinduismus entlehnte
Jdee. Da iſt der Koran. Heigt mir irgend eine Autorität für
eure Regeln in dieſer Sache. Der Maulwi blieb die Antwort
ſchuldig, worauf der Geſandte der ohne Zweifel ein guter Mo
hamedaner iſt, ſeinen Koran öffnete und dem verdutzten Ober-
prieſter und ſeinen ihm unterſtellten Kollegen eine Lektion gegen
ungebührliche Heilighaltung unweſentlicher Aeußerlichkeiten hielt.
Der Geſandte ſetzte ſeinen Willen durch und nahm die Moſchee
in ſeinen engliſchen Schuben in Augenſchein.“

Wie ein Blitzzug verunglückte. Daß der Blitzzug
Mainz -Baſel bei der Station Rheinau auf einem ſtumpfen Ge
leiſe gegen drei abgeſtellte Wagen gelaufen, haben wir ſchon
erzählt. Dem Briefe eines Mitreiſenden entnehmen wir nach
ſtehende Einzelheiten: Jch lehnte, als wir Station Rheinau
paſſirten. nach der Seite des Güterſchuppens zu am Fenſter,
als plötzlich die Lokomotive nach rechts auf einen Strang mit
Güterwagen abbiegt. Nothſignal, Bremſe, Beine auf die Bänke,
einige derbe Stöße und Rucke, Herabſtürzen der Koffer.
Schreckensrufe folgten ſchnell auf einander. Da wir mit
wenigen Hautſchürfungen und Verſtauchungen davon gekommen
waren. entrang ſich jedem ein „Gott ſei Dank!“ Der Schornſtein
der Maſchine lag neben ihr, die Signallaternen zertrümmert,
die Rauchkammer eingedrückt; vor ihr ein Waggon (der auf
dem Geleis geſtanden) zertrümmert die Puffer hoch in die
Luft. Ein langer Dampfkeſſel. der auf dem Waggon erere
war zum Glücke ſeitwärts geſchleudert worden, anſtatt auf unſere
Maſchine zu drücken.“

Sitzung des Provinzial- Ausſchuſſes der Provinz
Sachſen.
A. Merſeburg. den 18. April,

Der Provinzial-Ausſchuß der Provinz Sachſen hat unter
dem Vorſitz ſeines Vorſitzenden des Wirklichen Geheimen Raths
Herrn von Kroſigk-Poplitz am 30. März d. Js. hier eine
Sitzung abgebalten, an welcher für die Königliche Staatsre-
gierung der Ober- Präſident der Provinz Herr von Wolff
und der Königliche Ober-Präſidial-Rath Herr von Arnſtedt
Theil genommen haben.

Aus den Verhandlungen iſt Folgendes hervorzuheben Zur
Vorbereitung der Entwürfe des Haupt-Haushaltsplans und der
Sonderhaushaltspläne für die Rechnungsjahre 1888/90 wurde
eine Kommiſſion von 6 Mitgliedern eingeſetzt.

Behufs Vermeidung der Unbequemlichkeiten, welche gegen
wärtig dadurch eyntſtehen, daß u. A. nach Entſcheidung des
Königlichen Ober-Verwaltungsgerich's die Vertheilung der Pro
vinzial-Abgabe auf die Kreiſe nach dem berichtigten Staats-
ſteuer-Veranlagungsſoll des Erhebungsjahres erfolgen muß,
wurde beſchloſſen, daß künftig bei Vertheilung der qu. Abgabe
zunächſt das Steuer-Veranlagungsſoll des Vorjahrs zu Gründe
zu legen iſi, und die Differenzen gegen die demnächſt nach dem
berichtigten Steuer-Veranlagungsſoll des Erhebungsjahres zu
bewirkeude Vertheilung beim nächſtjährigen Ausſchreiben aus-
zugleichen ſind.

Zur Aufnahme eines älteren erblindeten Arbeiters aus dem
Herzogthum Anhalt in die Blinden- Anſtalt zu Barby, behufs
de r in gröberen Flechtarbeiten wurde die Genehmigung
ertheilt.

Dem Antrage des betreffenden Ortspfarrers wegen Auf-
nahme eines taubſtummen Knaben, welcher die für die Auf-
nehme vorgeſchriebene Altersgrenze bereits überſchritten
r in eine Provinzial-Taubſtummen Anſtalt wurde ſtatt-
gegeben.

Zur Pflaſterung der Dorfſtraße in Bornſtedt, Kreis San-
gerhauſen, zum Aushau des Zufuhrweges zur Fährſtelle bei
Hohenwarthe am linken Elbufer, zum Bau einer Brücke über
den Zahnabach im Stadtbezirk Zahna und zum Ausbau des
Weges von Mauderode nach Günzerode wurden Beihülfen aus
dem Wegebau-Unterſtützungsfonds bewilligt, während die Ge
währung einer Unterſtützung zur Erneuerung einer hölzernen

über den Mühlgraben in der Stadt Herzberg abgelehnt
wurde.

Zu der von der Stadt Sckhönebeck beabſichtigten Canali-
ſation der ſogen. Koloniſten-Königsſtraße daſelbſt auf dem
Terrain der Magdeburg-Schönebecker Provinzial Chauſſee
e unter Vorbehalt des Widerrufs die Genehmigung
ertheilt.

Dem FiſchereiVerein für das Stromgebiet der mittleren
Elbe, umfaſſend die Provinz Sachſen, das Herzogthum Anhalt
und die Thüringiſchen Staaten wurde eine Beihülfe
Wilgeer Dispoſitions Fonds des Provinzial Ausſchuſſes be
willigt.

Ferner wurde beſchloſſen, dem nächſten Provinzial-Land-
tage eine Vorlage wegen Anlage und Unterhaltung eines
Sorten Obſtgartens mit Baumſchule bei Halle zu machen,
und der Herr Landes Director ermächtigt. bei demHerrn Miniſter für Landwirthſchaft einen Beitrag aus Staats
fonds zu dem Unternehmen in Antrag zu bringen.

Mit der nachträglichen Betheiligung eines Beamten
der Stadt Hettſtedt an der Wittwen und Waiſen Ver
r anas Anſtalt erklärte Provinzial Ausſchuß ſich einver-
tanden.

Einem Ortsarmen- Verbande wurde eine Beihülfe aus
Landarmenfonds zu den Koſten der Orts-Armenpflege gewährt;
der auf eine gleiche Beihülfe gerichtete Antrag eines anderen
Ortsarmen Verbandes behufs Remunerirung einer Gemeinde-
Diaconiſſin wurde abgelehnt.

Außerdem wurde über den Bericht der Rechnungs-
kommiſſion bezüglich der Reviſion und Entlaſtung einer An-
ſtaltsrechnung und über einige Perſonal- Angelegenheiten Be
ſchluß gefaßt.

Aus der Provinz Sachſen und ihrer Umg Lung.
Der Abdruck unſerer Original-Correſpondenzen iſt uur mit

Onellenangabe geſtattet.

Nordhauſen, 22. April. (Verhaftung) Es erregthier die vorgeſtern in Walkenried erfolgte Verhaftung des Kauf

manns Wieſe Aufſehen. Man hielt denſelben allgemein für
gut ſituirt und iſt er erſt vor Kurzem Mitglied des Gemeinde-
raths zu Walkenried geworden. Daß er mit der linken Hand
ſchreiben, d. h. Wechſel fälſchen würde, hat ihm wohl
Niemand zugetraut. Wieſe hat hier gelernt, iſt hier Commis
und dann ſelbſtſtändiger Kaufmann geweſen. Eine Familien
Angelegenheit mochte ihn im Jahre 1878 oder 1879 veranlgſſen,
ſein Deſtillationsgeſchäft zu verkaufen und nach Bremen zu über
ſiedeln, wo er zwei Jahre lang den Rathskeller inne hatte.
Alsdann ſchlug W. ſein Heim in Walkenried am Südharz auf;
ſeine Gattin iſt aus einem benachbarten Orte. Er verlegte ſich
auf Deſtillation und Schnapsbrennen, gab dem Geſchäft den
Namen „Kloſterbrennerei“ und fabrizirte nun „Kloſterkräuter
ſchnaps“, den er in Circularen mit herber Schrift ſchwung-
voll anzupreiſen wußte. Seine Verhältniſſe müſſen doch wohl
nach und nach ſchlecht geworden ſein, ſonſt würde er nicht zur
m 1 von Wechſeln übergegangen ſein.

T Vad Schmiedeberg, 21. April. (Verpachtung.) Am
18. d. M. ſtand Termin zur der hieſigen Rathskellerwirthſchaft an. Nachdem die Bedingungen der Verpachtung
bekannt gemacht worden waren und auch ſeitens der Reflektanten
die erforderliche Bietungskaution von 100 -4 hinterlegt war,
erfolgte die Abgabe der Gebote. Das Jntereſſe an der Erſtehung
der Gaſtwirthſchaft, worauf die große Anzahl der Pachtluſtigen
anfangs ſchließen ließ, ſchien vielen derſelben verloren gegangen
zu ſein, da nur wenig Gebote abgegeben wurden und auch das
erzielte Höchſtgebot von 330 .4 nicht unweſentlich unter dem
Pachtpreiſe früherer Jahre zurückblieb.

Jnduſtrie, Handel und Finanzen.
neiden dürften. Bei ſeiner Reiſe berührte er auch Delhi; dort
erſchien er vor der Moſchee Jamma in Schuhen engliſchen

Ledermeſſe war mit nicht zuviel Waaren theilweis ſehr unter

timente gingen zurück, während gite Qualitäten alte Preiſe er-
zielten. Die an den Markt gebrachten Wanren wurden fämnt-
lich verkauft. Die am 19. ahgehaltene Meß-Lederbörſe war
von circa 800 Lederintereſſ.nten beſucht und wurde lebhaft
gehandelt.

Mit Rückſicht auf die angeordneten Beſtrebungen der
Weimariſchen Bank, welche für die demnächſtige General-
verſammlung hervortreten wollen wir nicht verfehlen, den
Actionären eine rege Betheiligung an dieſer Verſammlung an
zurathen. Wir machen deshalb darauf aufmerkſam daß der
Termin zur Anmeldung von Actien am 26. d. Mts. abläuſt.
Auch ein Berliner Bankhaus, das vor einigen Jahren bei der
Heilung eines großen Berliner Bankinſtituts eine Rolle ſpieltei Wnwärtg ür die Verhältniſſe der Weimariſchen Bank

ntereſſe.
Jn einer in Berlin unter Vorſitz des Senmergerrgee

Spielberg (Braunſchweig) abgehaltenen Verſammlung des Ver-
eins der Deutſchen Jute-Jnduſtriellen wurde die jetzt
abgelaufene Preisvereinbarung erneuert; es wurde ferner dar-
gelegt, daß die Werke andauernd voll beſchäftigt ſeien: man
entſchied ſich, für ſämmtliche Gewebe die jüngſten Preiſe beizu
behalten und nur auf Heſſians Gewebe. in Anbetracht der
augenblicklich etwas ermäßigten Rob-Jutepreiſe eipen Preisab-
ſchlag von 210 der Meter (ca. 1'/“/) zuzugeſtehen.

Herr H. Wallich, Director der Deutſchen Bank, iſt zum
Conſul der Republik Argentinien ernannt worden.

Wie aus Dresden gemeldet wird, hat ſich der ſtellver
tretende Director Hermann der Dresdener Bank heute da-
ſelbſt erſchoſſen. Anſcheinend bildet plötzliche Geiſtesſtörung die
Urſache. Wenigſtens werden die Verhältniſſe des Verſtorbenen
als geordnet bezeichnet.

Der Verwaltungsrath der Dortmund-Gronau-En-
ſcheder Eiſenbahn ſchlägt für 1886 eine gleiche Dividende
wie für das Vorjahr vor, nämlich 4'2 auf die Stammpriori-
täten und 22 auf die Aktien.

Jn der letzten Sitzung des Aufſichtsrathes der Dort
munder Union wurde mitgetheilt, daß der Gewinn der erſten
Hälfte des laufenden Geſchäftsjahres um einige Tauſend Mark
hinter der entſprechenden vorjährigen Zahl zurückgeblieben iſt;
im Uebrigen ſeien die Werke reichlich mit Aufträgen verſehen.

Telegraphiſche Depeſchen
Metz, 22. April. Die auswätte verbreiteten Nach

richten von in den tetzten Tagen hier ſtattgehabten Aus
weiſungen ſind unbegründet.

Wien, 22. April. Lobanow ſagte im Auftrage des
Zaren zu Kalnoky, der Zar hege friedliche Geſin-
nungen gegen die benachbarten Großmächte und würde
alles zu blutigen Verwicklungen Führende vermeiden.

Paris, 22. April. Die erſte Aufführung des Lohen-
grin findet nicht morgen ſondern erſt nächſten Diens-
tag ſtatt.

Bukareſt, 22. April. Lord Grower, ein Bruder des
Lord Granville, iſt, von einer Orientreiſe zurückkehrend,
hier eingetroffen und geſtern vom Könige empfangen wor-
den. Derſelbe wird ſich in einigen Tagen von hier nach
Wien begeben.

Verlag der Aktien zeſeil! haft „Haillech t zu
Verantwortliche Redakteure, ſämmtlich zu Halle:

Dr. Richard Hamel für Politik, Feuilletyn und den übrigen
Jnhalt ausſchließlich des Nachſtehenden, Dr. Ewald Schulze
für Lokales, Provinzielles und Theater: Louis Lehmann für

den Handels-, Börſen- und Juſeratentheil.

Schmidt Spiegel, Halle a/S.,
empfehlen [4845Karren-Klee-Säemaschinen

mit verbesserter Streuvorriehtung, Bürsten-
System Mk. 65.

n m n e Nachdruck verboten.

HKallesohes Stadt Theater.
Sonnabend, den 23. April. Beginn 7 Uhr.

139. Abonnements- Vorſtellung. (Blaue Karten.)

Don Carlos“.
Infant von spanien. 7

8 Trauerſpiel in 5 Akten von Schiller.
C Philipp der Zweite, König von J

Spanien Fritz Kugelberg.Eliſabeth von Valois, ſeine Ge-
mahl inDon Carlos, Kronprinz.

Herzogin von Olivarez, Oberhof-

Marie Purſchian.
M. Lützenkirchen.

meiſterin Clara Ungar.arquiſev. Mondecar, wen Emilie Jeß.
Prinzeſſin von Königin
Eboli, Julia BehreGräfin Fuentes

Jnfantin Clara Eugenia
Alexander fFarneſe Prinz

Parma, Neffe des Königs
Marquis von Poſa, ein Maltheſer-

RitterHerzog von Alba, We
neral d. niederlän
diſchen Armee,

Graf von Lerma,
Oberſt d. Leibwache

Herzog von Feriga,
Ritter des Vließes inHerzog von Medina
Sidoniga, Admiral
der unüberwindlich.
Flott

Don Raimund von
Taris, Oberpoſtmſtr.

Domingo, Beichtvater des Königs
Der Großinquiſitor des König-

reichDon Ludwig Mercado, Leibarzt der
Königin

Emmy Herold.
Kl. Amthor.

von
Guſtav Schwab.

Arthur Bauer.

Adolf Pfeiffer.

Albert Patry.

Emil Moſer.

Granden

Spanien

Joſef Hertzka.

Alfred Runge I.
Carl Friedau.

Janaz Ungar.

Arthur Runge II.
Eepe der Königin M. v. WolfersdorffEin Offizier der Leibwache Emil Moſer.

Granden. Damen. Offiziere des Königs. Pagen.
Leibwache.

Aen

Abgeänd. Repertoire (von der Direction eingeſandt):
Sonntag 3 Uhr „Mein Leopold“ (halbe Preiſe), 7 Uhr
„Die Afrikanerin“ (0). Montag 7 Uhr Die Zauber
flöte“ (gelb). Dienstag „Uhland Feier“ und „Der Ver
ſchwender“ (weiß). ittwoch 72 Uhr renTöchter (roth) Donnerstag 7 Uhr Die Äfrikanerin
(blau). Freitag 7 Uhr „Angèle“ (gelb). Sonnabend

en e un Libeee iter ender“(halbe Preiſe): r er“ (0).Pontag Ein Blizmadel (roth) gnw es
Die am 17.,18. und 19. d. Mts. in Leipzig e

eordneter Qualität beſchickt und die Preiſe für derartige Sor
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Urm ere Neuhbeiten: Blaudruck- Stoffed sasser e nn offe in Baumwolle und Leinen eBedruckte Baumwollen-Stoffe.

un iſt. G Einfarbig Blau Nessel, 70 em breit. Zweiseitig (Jnſeraten-n en en Halbklare Baumwollen-Stoffe. e ehe en Meter 84v J 5 m 5 r r rh i h wer Wal Mtr. 50 Blaudruck-Nessel, 70 cm breit, Zweiseitig r 5l sowie Schwara-Weiss, Roic a Plumetis Ecrn (Bast-VFarbe). ächt Kaiserblau, WUeter 45 Fürl El r Bedrucktes Haustuch, 80 cm br. Reiches T t t efärbt fi Boe imest kleiner u. grosser Fantasie-Muster, Hocheleganter, spitzenartig r h e m herd 70 cm breit, Zweiseitig g Motor 55 z ments au
le T z woi ter 1 A., I M. 15 Pf., 1 M. 25 Pf. 359 P. ächt Küpenblau,l e rn eder m iltr 55 W en r erst und 1 l. 50 Pf. Blaudruck-Nessel, 70 cm breit, Zweiseitig gefärbtmebrfarhis edrnekt 8 F z b 1Bedruekt Indigoblan mit Hellblanen Strei-h Elsasser Bedrucktes Haustuch, 80 cm breit, Reiche BRrochirt Linon Eero (Bast-Far e). 2 i Meter 60 43h Muster- Auswahl in türkisch-roth mit blau, Vtr 65 Feines Batist-Gewebe mit kloſnem Aungter bestickt, 100 em beſen qunpar 700 em hreit; Zweiseitig bo- mm Preiſe

l gelb und weiss bedruckt dem r. In tr o v r e BRast- druekt, auf jeder Seite ein anderes Auster, Meter 1 en bekan
Elsasser Einfarbiger Madapolam, 80 em br. In e Brochirt Plumetis Bero (Ba Leinen Blaudruck, 110 em breit Zweiseitig bedruekt, diteur W breit, Reich- ne Varbe). auf jeder Seite ein anderes Muster, MAtr. 1 25 en nſtn r e n sie d agter Eleganter, halbklarer Baumwollen- Stoff mit kleinen Mustern Poſt a thaltiges Sortiment neuester Fantasie 9 reich gestickt, 100 em br. Dleter 1 M. 35 Pf. 1 M. 65 Pf. s Abonnenter und Streifen, auf hellen und dunklen Grund 8 I N. 75 Pf., 2 M und 2 25 P f; Leinen.

l mehrfarbigem Druck 1 e9 farben mit w und mehrtarbige Mtr 70 u. 7543 Limonn Brocheé. erie Schwarz- Weiss J e t9 We 3 welen Moasyonn 80 cm breit, Grosses Hlochfeines Batist-Gewebe in Bast- Farbe mit kleinen unten 7 Meter 50h Elsasser Be u t li dunklen Grund- Mustern bestickt. 100 cm br. Meter 1 I. 75 P. Naturel Leinen, Gemangelt, 85 em breit, r 60
h n urbi tueke Mtr. 80 Plumetis Broché Naturel Leinen, Gemangelt, 85 cm breit, ad farben, z2wei- und mehrfarbig be ruchkt Mtr. 50 e e. on Gemanzelt S t. Meteri Elsasser Bedruckter Madapoſam, 80 cin breit. h Hocheleganter spitzenartig n ehener Baumwollen-Stoff, Wogen e h an te Polit Sortiment in Streifen und kleinen Fantasie- 100 em br. z h Meter 1 10i Muston Türkischroth mit Marineblau Mtr. 85 Créme-Grund mit aparten bunten s 7 rn g r on camnngeſt Vaturtarde lage zure 13 3 kt Meter 1 M. 75 Pf., 2 M., 2 M. 25 Pf. und 2 I. eider-Leinen. Gemangelt, Naturfarbe, Meter 1 20

l 105/107 cm br. 9 95Einfarbig II 6 ruc Blau Meiger- eines 100 em breit, Arbeit Weh S Beruf
i r chuBlanu einen für Arbeiter-Sch JBaumwollen-Atlas. keſcte Somwer- e nl Elzasser Einfarbiger Attas (Zeste Quaſität), 80 er Abqgepasste Gestickte So 100 em br. Meter 90 1 und 1 10 den H u

breit. Grosses Sortiment neuester PFarben, empfohll auch in Schwarz. Für n und Magen Kleider. wi ung mit Klaren und Spitzen-Stotfen II V h St ſt en Aen o gen Mr. 90-4 Banmwollene Batist- Kleider alwollene Webe OIIe Wen Bedruckter Atlas P, 80 cm breit, Reich- in Mari it weisser oder rother Stickerei.m G nliges Wrimert neuester Muster aut dunk- n r e für Hauskleider und Schürzen. den aush lem Grunde, et g. Mtr. 90 Stoff, 4 Meter sehmaler und 4 Meter breiter, durchbrochener von il Elsasser Bedruckter Atlas, em breit. Grosse Ftiokerei. F 75 preit. Grogo Ans-i Sortiment neuester Fantasie-Muster, sowie Dunkelblau mit weiss gestickt. Robe 33 A. W e Negoetene Sorctmnet, Meter 60 des Fü
zwei- und mehrfarbiger höchst ar torſer 1 am oymn2ter Dunkelblau mit roth gestiekt. Kbe 89 m ſegatis kräftiges Köper-Gewobe. Dunkelblau Meter 60 ſtein li

Streifen Wolss itt, 75 em br. eterm bre Grosse und Weiss gestreitt, 75 e Dieser Bedruckter Atlas, 80 cm breit. G ab restreift 7l e hocheleganter h J e r und Weiss gestreift, Meter 95 43 waif,u 3 l 8/12 0m ne ter ar gen menesten hellen Grun 5 j ürzen-Gingham, 96/98 em breit, Meter 80 u. 90 DerWe Bee h u Gedte Huahtie, 1. Gestickte Garnituren. Acte Vehlizey nahen 85 em vr, Meter 90l Elsasser Einfarbig-Gestrei r ürzen- Gingham, 83/85 cm br.i aitg ale Peking- Streifen in 5 Schürzen-Doppe gnam. a ſo ie Konſn en av nie peen, nen Sohware Atr. 1.425 Creme Stickereien Herrnhuter Schürzen-Gingham, 83 85 cm mere 1 u. 1 10 Lage
Eisasser Einfarbig Gemusterter Atlas, (Beste Qualität), auf duftigem, bauwwollesem Batist, r lo r. geh edn Seſpohleiven, 190 re mthr Neter 1 59

n Breite 80 cm. Kleines damassirtes Muster m 1.425 Garnituren von zwei Streifen verse riedene enwrort ehe Pinehsgarn), 130 cm r. Neter 1 M. 80 r Berlin

t Marineblau und Schwarz e r. Breite 4 Meter lang. v c h einemn e e e 6 u. 70 cm br. 6 u. 80 em br. 7 u. 85 em br. tiom ß Ilen-Fantavie-Stoff Die Garnitur: S3. e hr 88 IbI „nam alIIWollen-antasle-dtolte 24 N. 33 N. CGanzleinene albleihene un jelne Bm n u 6, und 77 em vr. aus nice e e r I Baumwollene Stoffe e ani at. Grosse r Aus we h emehrfarbigen Streifen und Karos neuester Far- Nitr. I. des Tu benstellungen e Fü Knabenanzüge. ihren 70 breit. Grosses Muster- ur in Zephyr-Cloth-Noppé, 70 cm brei Tl Fortiont in dem neuesten Karo-Geschmaek Am Und jtzenstoffe Gen e7a hrfarbigem Noppen-Etffect Mtr. 1 .4 a Vereie wit gwei- nnd mehrfarnigem oper rik- inen Drell, 62/63 cm breit, Faturfarbe Meter 809 Zephyr-Cloth, 70 cm breit. V T zügliohes ler Lanzleinen re 62/63 em breit, ſter Wr von n wnt moneos utr 1 Sanziolnen Krotn, Xaturfarbe und Bastfarbe Meter 1 zweifellKaros und Farbenstellungen 62/63 cm Preit ung den -Cloth Chiné, 70 cm br. Hochfeines Fabri- Ganzleinen Reps, 626: urbg v 8tfe Mtr. 1 10a e Neuheit im Karo-Geschmack t. 1 Enqlische Tüll-Spitzen. Créme. C d astfarbo günſtig
mit zweifarbigem Zwirn-Effect Ge Mtr. 1 In Stücken von 11 Metern. Ganzteigen a und Bastfarbe Meter 1 .4 15 hat, zum Zephyr-Levantine, 70 cm br. Veines Köper- re a Stück: 1 N. 75 Pf., 2 M. 10 Pt., 2 M. 50 Pf. 3 M. g 4 toff t 6263 cm breit, Meter 90
webe, marineblauer Fond mit aparten w alen t 4 M. u. s. w. ne hen r prou Sehwarz- Weiss, N g.i Karos und Streifen e rn er u rir Meter 80m 78--80 cm br. Grosse Aus- Grau und Braun gezwirnt 9 die, w.n Zephyr-Cloth Cotelé 78--80 l it Cotelé- irn-Natté, 62/63 cm br. PFein gestreift undm s e Bastfarbene Spitzen. e e e ol No n ttect S n e an »jn e rrdehn 50 e br. Iochfeines Fantasie- In Stücken von 11 Meter. 1 3 Matrosendrell, 6263 cm breit, Dunkelblau- W r. 1 n Nan P r-Gewebe, marineblauer Fond mit ein- Das Stück: 1 M. 50 Pf., 2 M., 2 M. 50 Pf. und 3 N. gestreiſft it, Weiss mit blau Fr weissen und rothen Karos Atr. 1.4 15 Matrosendrell, 62/63 cm breit, Weiss Meter 95 Der Sa »ilto gtß 78--80 orzügliches Fab- g gestreift rig agenn Zepwy loth h Srmete deeheleganees, Englische Spitzen-Stoffe. Matrosendrell, 62/63 cm breit, Weiss mit Both ter 1m rikat. Reichhaltiges Se echmnek Mtr. 1.450 24 4 20-24 Neter regtreiſt e genh grosser Karos rn e 68--70 Centimeter breit. Stücklänge 202 eter. Mabvodengerei 6263 em br. Einfarbig Hantzoh ter 1 10 43 franzöun Zephyr-Cloth Dentelle, 7 30 em br. u vor. 2 nete am weit rbig gezwirnt, r i rer entalbkieres Fantasie Gewebe m m COréme und BRast warbe. r 6263 em Pr. Kleine Karos in 23 de
ten. 2pitzenartis n e 50 u. 1.4 75 Hochelegant als Arrangement für Sommer- Rolle nud Mittel Farben weſſer getr 95 daß dn Streifen und Karos WVoryirliehg Kleider ll, 62/63 cm br. Zweifarbig ge-z 70 e Vorzügliches eidler. u Halbleinen Drell, 62/63 en r r 1 15m len Wudeit in einfarbigon Das Meter: 1 M. 85 Pf., 1 M. 50 Pf., 1 M. 75 Pf. zwirnt in Meter 1.4 15 uu abrikat. 9 6263 e Kleine be mh t ingewebten Punkten neu- Zwirn-Natté, 6263 cm br. Kl 1.4 10 amm Grunäfarben mit eingewebten Pun 75, d mehrfarbige Karos Meteri ester Euarbenstellungen rasartige r li h 8 jtzen-Stoff mit rn de e Grosses Farbensor- Berichk

m Etaming, 80 em breit L eganter Koveer Goog Eng 1Sscher p R und mehrfarbig gezwirnt Meter 1.4 25 depeſeu Grosses Sortiment neuester G J 7 9 Dinfarbig Dunkel- uhih n mit einfgeh getheilten feinen Meer t 1.4 25 abgepasster Kante. m r e Meter 1 10 3

1. 20 Parbig, S
wer 5 llen-Cröpe. Ilochfeines Orépe-Ge- 100--110 Centimeter breit,. Stücklänge 20--24 Neter, Mabésendge, 6263 cm br. Einfarbig Dunkel- Meter 1 10 aus

Elsasser Baumwollen- Hoe t i. arbig., fein Karirtwobe in Einfarbig und Bedruekt. Reieh reme und BRast-Varbe. h r dern haltiges Sortiment neuester Farben, sowie Das Meter: 1 A. 35 Pf., 2 M. 25 Pf., 2 M. 50 Pf., 3 M., Baumwolle 62 Mehrfarbig, kleinkarirt Meter 85 merkr

»heleg- M ster 4 S. W.ehe Meler 1.-4.3 Bolrnekt Roter 120 18 4 M. u 227m o I 75 I. l4 das Meter 3 NI., 3 VI. Wan WFoulards. 70 cm. br.., n aufheckte Lyoner SeidenBoaru 4 M. 4 I. 50 t. aran T7 ES.J n Frühjahrs- Catalog deren reich ausgestatteteFranco-Zusendung des soeben erschienen Wal
höheie Frühjahrs- und Sommer-Saison. derEingang von Neuheiten für die Frühjahr ebis Portlaufencd Eingang von

3 Bureaux Eiſenren Feiertagen bleiben sämmtlicheAn Sonntagen und chriästlick
Verkaufs- und Versandräume geschlossen.

minGebauerSchwetſchke' ſche Buchdruckerei in Halle.



are 117

2 k., per

gebracht

chweine
e 3 sh.
d. bis

r Direk-
per und
zu bis
Handel
älbern
hig, für
a. 2

h, 291
zweite

43
hier.

13/2 f.

Muth-

mwolle,
Middl.

erpreis,
Oktober

M.

ptember

v 0 x

40 M.,
0 bis
Eier,

rigen
ulzen für

d

Beilage der Halliſchen Zeitung.
Preußiſcher Landtag.

Abgeordnetenhaus.
38. Sitzung vom 22. April.

11 Uhr. Am Miniſtertiſche: Dr. v. Goßler u. A.
Eingegangen: Geſetzentwurf über die Aufhebung des Frank-

furter Geſetzes vom 17. November 1846, die Breite der Radfelgen
des Laſtfuhrwerks betreffend.

Die erſte Berathung des kirchenpolitiſchen Geſetzes wird
fortgeſetzt.

Abg. von Eynern (nat.lib.): Geſtatten Sie mir, einem Ab-
geordneten der national-liberalen Partei wenn auch ohne ſpeziellen
Auftrag derfelben den Weg zu verfolgen, den die Herrn Vorredner
der andern Parteien geſtern eingeſchlagen haben und den auch der
Fürſt Reichskanzler eingeſchlagen hat, einen Rückblick zu werfen auf
die Entſtehung des Kulturkampfes, auf die Urſachen des lang-
jährigen Unfriedens hier im Lande. Der Abg. Richter hat geſtern
die Urſache des Kampfes ausſchließlich in einer Fraktionspolitik des
Fürſten Reichskanzlers gefunden, um ſein Verhältniß zum Centrum
zu klären. Der Abg. Windthorſt hat die Urſache gefunden in dem
Doktrinarismus der Univerſitäten und hat ſich namentlich gegen
den Abg. Gneiſt gerichtet. Jm ganzen Lande verbreitet ſich aber nach
und nach die Mähr, als ſeien die Urheber des Kulturkampfes die National-
Liberalen unter Führung des Abg. Falk. (Sehr richtig im Centrum.)
Das veranlaßt mich, ausführlich auf die Geſchichte einzugehen und
zu konſtatiren, daß wir Nationalliberalen nur gemeinſam mit den
anderen Parteien das Hauſes und mit der Regierung, mit der wir
gemeinſam den Kulturkampf geführt haben, die Urfachen des Kultur-
kampfes in den Anſprüchen Roms fanden, die es an das deutſche
Reich und an den preußiſchen Staat erhoben hat, und daß durch
die Befriedigung dieſer Anſprüche der Kampf der preußiſchen Re
gierung und dem deutſchen Reiche aufgedrungen iſt. (Lachen
im Centrum.) Es ſteht hiſtoriſch feſt, daß die Erklärung
des Unfehlbarkeits Dogmas vom 18. Juli 1870 der
preußiſchen Regierung keine Veranlaſſung gegeben hat, ihre
Stellung zur Kurie irgendwie zu ändern. Die Arnim'ſchen Rath-
ſchläge, wie ſie jetzt veröffentlicht ſind in den Depeſchen im Abdruck
der „Norddeutſchen Allg. Zeitung“, das Dogma zu einem Ausgangs-
punkt für eine Aktion gegen die Kurie zu machen, ſind durch den
Leiter der damaligen preußiſchen und deutſchen Politik zurückgewieſen
worden. Die Stellung, welche derſelbe von Anfang an eingenommen
hat, ging dahin, daß eine Aktion erſt daun beginnen ſollte, wenn das
Dogma auf dem Felde des Staatsrechtes praktiſch werden ſollte.
Dieſer Zeitpunkt trat bald ein. Die Kurie befand ſich in einer
geradezu verzweifelten Lage. Die proteſtantiſche Vormacht, als
welche Preußen angeſehen wird, hatte im Jahre 1866 den
öſterreichiſchen Staat beſiegt und im Jahre 1870 die
älteſte Tochter der römiſchen Kirche, Frankreich. Jn Folge
dieſer Siege wurden dem Kirchenſtaat die letzten Reſte der eigenen
Souveränität des Papſtes genommen. Jn dieſer Situation des
Papſtthums handelte es ſich darum, das letzte Spiel zu wagen und
Alles einzuſetzen, um ſeine Macht wiederzugewinnen. Dieſer Schlag
beſtand darin, das deutſche Reich in die Jntereſſen des Papſtthums
hineinzuzwingen und den deutſchen Kaiſer zu einem römiſchen Kaiſer
deutſcher Nation zu machen. Dahin bezieht ſich der Ausſpruch des
Nuntius Meglia in München, daß der Kirche nur eine Revolution
helfen könne (Heiterkeit), womit natürlich nicht der Barrikadenban
und das Aufreißen des Straßenpflaſters gemeint ſein ſollte, fon-
dern die Herbeiführung eines Kampfes, bei dem die Kurie entweder
Alles wiedergewinnen oder Alles verlieren konnte.

So tief geſchwächt aber das Papſtthum war, ſo hat es doch
Zeiten gegeben, wo es noch tiefer geſchwächt war. Die bedeu-
tendſten Päpſte hatten mit ihrer Thatkraft die Macht der Kirche
wieder aufgerichtte und es trat ſofort in die Erſchei-
nung, daß ſie eine ungeahnte Macht über die Gemüther der Glän-
bigen gefunden hatte. Schon im Jahre 1580 gelang es einer
Gegenreformation, Böhmen, Polen und andere Länder dem
römiſchen Glauben wieder zuzuführen, der Glaube an eine Uni
verſalmonarchte war noch nicht geſchwunden. So konnte
es auch geſchehen, daß ſich im Jahre 1871 46 ultramontane Land-
tagsabgeordnete nach Verſailles wandten, um die Aufmerkſamkeit
des Kaiſers auf die Lage der katholiſchen Kirche zu richten. Als
dem Verlangen, daß der Kaiſer auf dieſe Augelegenheit einwirken
ſolle, nicht entſprochen wurde, da wurde der Kampf organiſirt in
dieſem Lande, Bei den Wahlen zum erſten deutſchen Reichstage
wurden nur ſolche Abgeordnete der Centrumspartei gewählt, welche
ſich verpflichteten, in eine beſondere katholiſche Fraktion einzutreten.
Jn den Reden, die damals von den Centrumsführern gehalten
wurden, wurde die Zurückeroberung Roms gefordert, ſowie die Ueber-
nahme der Art. 15, 16 und 18 aus der preußiſchen in die deutſche
Verfaſſung. Die katholiſche Kirche war ſtets auf das Wohlwollendſte
behandelt worden, und es lag keine Veranlaſſung vor, mit dem
Staat einen Kampf zu beginnen Wir haben geſtern aus dem
Munde des Reichskanzlers vernommen, daß ſeine Freundſchaft mit
den Biſchöfen Ketteler und Ledochowski in keiner Weiſe durch
das Vatikanum gefährdet worden ſei, und aus dem Depeſchenwechſel
mit dem damaligen Vertreter Preußens bei der Kurie, Grafen
Tauffkirchen, geht ausdrücklich hervor, daß der Fürſt Bismarck das
Vorgehen des Centrums mit Erſtaunen beobachtete. Das Centrum
und die Kurie wollten nicht die Macht des deutſchen Reiches ver
nichten, aber ſie wollten die Macht des deutſchen Reiches in die
Intereſſen der Kurie und der römiſchen Kirche hinüberführen.

Es iſt damals häufig ausgeſprochen worden, daß das Centrumeine reichsfeinliche Macht ſei. Laß iſt keineswegs der Fall geweſen.

Jch habe in den heftigſten Kämpfen, die ich mit dem Centrum zu
beſtehen hatte, niemals den Ausdruck der Reichsfeindlichkeit ge-
braucht. Die Centrumswähler erkennen ebenſo genau wie wir,
daß die Errungenſchaften die wir aus den Kriegen 1864/66
und 1870 aufzuweiſen haben ihnen ebenſo zu Gute kommen,
wie uns. Der Patriotismus begründet ſich nicht allein darauf, daß
man für die idealen Güter ſeines Volkes Gut und Blut einſetzt,
er hat auch ſeine Urſache darin, daß man in einem ganz ſicheren
Hauſe wohut, wo Gut und Blut nicht gefordert wird; ich glaube,
daß die Mitglieder des Centrums im Lande die jetzige Situation,
wo nicht jeden Augenblick eine feindliche Macht über unſere
Grenzen eindringen kann, ebenſo werth ſchätzen wie wir.
Bei Gelegenheit einer Rede in Köln habe ich einmal
aunsgeführt, daß das Centrnm unmöglich wünſchen könne,
daß das Reich wieder in die frühere Ohnmacht anderen Mächten
gegenüber zurückgedrängt werde, und daß, wenn Herr Bachem anſein Haus ſeien würde: hier wohnt Julius Bachem, ein braver

Ultramontaner, dann weder die Turkos noch Znaven Rückſicht
darauf nehmen, ſondern das Haus ebenſo plündern würden, wie
jedes andere (Heiterkeit) Wenn Herr Windthorſt Reichskanzler
würde, ſo bin ich überzeugt, daß er eine Reichsfeindlichkeit offenbaren würde, die uns in Geſängen ſetzen würde; er würde dann die

Friedenspräſenzſtärke nicht auf drei oder ſieben, ſondern auf dreimal
ſieben Jahre feſtſetzen, vorausgeſetzt, daß das deutſche Reich die
Jntereſſen der Kurie wahren würde.

Die Depeſchen beweiſen alſo, wie wenig feindlich der Fürſt
Reichskanzler gegen die Kurie geſinnt war. Aber die Fordernung,
zur Wiederherſtellung des Kirchenſtaates einen Krieg mit Jtalien
zu beginnen, war eine ſolche, deren Erfüllung wir alle als un-
möglich einſahen und deren Unerfüllbarkeit ja zunächſt auch der
Kardinal Antonelli einſah. Derſelbe glaubte zunächſt, daß er durch
eine freundliche Stellungnahme mehr von der Macht des
deutſchen Reiches erreichen könnte, als wenn er ſich ihm
direkt feindlich gegenüberſtellte, und aus den Depeſchen
geht hervor, daß er das Auftreten der katholiſchen Partei für
inopportun und unzweckmäßig für die Kurie halte;
in Rom eine Deputation, an deren Spitze der

dann erſchien
ürſt Löwenſtein

ſtand. Es iſt nun eine müßige Frage, ob dieſer Herr es geweſen
iſt, der die Kurie zu einer andern Haltung bewogen hat, oder der
Herr Lingens (Ruf im Centrum: Keiner von Beiden!), der
wahrſcheinlich ſelbſt am meiſten über die Bedeutung er-
ſtaunt war, die die „Norddeutſche Allg. Zeitung“ ihm beilegt.
Die Kurie war zu der Ueberzeugung gekommen, daß es richtiger
wäre, den preußiſchen Staat energiſch im Jnuern anzupacken. Der
Kardinal Antonelli wurde nach dieſen Unterredungen zurückhaltender
und als der Reichskanzler zur Stellungnahme dem Centrum im
Lande gegenüber drängte und fragte, ob ſich die Kurie euntſchließen
könnte, mit der regierungsfeindlichen Partei zu brechen, da erfolgte
die entſchiedene Ablehnung. Daher datirt die Aktion der preußiſchen
Regierung, die ſich in den Worten des Fürſten Bismarck ausſprach:
„Wir thun einfach unſere Pflicht, indem wir die Unabhängigkeit
unſeres Staats gegen fremde Einflüſſe ſchützen, daß wir die Geiſtes-
freiheit vor der Vernichtung durch den Jeſnitenorden und durch
einen jeſuitiſchen Staat ſicher ſtellen. Damit kämpfen wir mit
Gott für König und Vaterland!“

Aus dieſer Vorgeſchichte geht hervor, daß die preußiſche Regie-
rung den Streit nicht geſucht hat; ich will auch nicht ſagen, daß
ihn die Kurie um des Streites willen angefangen hat, ich glaube,
ſie hat ihn angefangen, um ihre Jntereſſen zu wahren. Die
preußiſche Regierung griff in den Kampf mit der Energie ein, die
ſchon Friedrich der Große 1744 der Kurie zeigte, und ebenſo ent-
ſchloſſen griff die Kurie ein. Sie benutzte die Gewalt über die
Gemüther der Glänbigen, ſie ſetzte alle Hebel in Bewegung,
und das proteſtantiſche Bewußtſein wurde aufs tiefſte ver-
letzt. Das erreichte ſeinen Höhepunkt in dem Briefe des
Papſtes an den Kaiſer, worin ansgeſprochen wurde, daß
jeder, der die Taufe empfangen habe, in irgend einer
Weiſe dem Papſte zugehöre. Der Kaiſer ſchrieb damals
an Lord Ruſſell am 18. Februar 1874: „Mir liegt die Führung
meines Volkes in einem Kampf ob, welchen ſchon frühere deutſche
Kaiſer Jahrhunderte hindurch mit wechſelndem Glück gegen eine
Macht zu führen gehabt haben, deren Herrſchaft ſich in keinem
Lande der Welt mit dem Frieden und der Wohlfahrt der Völker
erträglich erwieſen hat und deren Sieg in unſeren Tagen die
Segnungen der Reformation, die Gewiſſensfreiheit und die Autorität
der Gefetze nicht blos in Dentſchland in Frage ſtellen würde.“
Der Kaiſer erklärte in ſeinem Briefe, daß ſeine Regierung genöthigt
ſei, die Befolgung der Landesgeſetze durch weltliche Mittel zu er-
zwingen. Dieſe weltlichen Mittel waren der Erlaß der Maigeſetze,
deren Grundzug und Grundſatz zur Sicherung des konfeſſionellen
Friedens in einem paritätiſchen Staate darin beſtand, daß das
Aufſichtsrecht des Staates über die Hierarchie, daß die Verwaltung des
Unterrichtes dem Staate gehöre, und das die Autorität der Staatsgefetze
über jeden Staatsbürger, ob geiſtlich oder weltlich, feſtgeſtellt werden ſollte.
Bei den Maigeſetzen handelte es ſich nicht darum, in das innere
Leben der Kirche einzugreifen und die gerechten Anſprüche der Kirche
zu gefährden, ſondern darum, die Anſprüche der Univerſalität der
katholiſchen Kirche, der Souveränetät ihres Oberhanptes zurückzu-
weiſen. Das Centrum übertrug dieſen Kampf auf ſämmtliche Ge-
biete. Anerkanutermaßen hat aber der Leiter derß preußiſchen Po-
litik bei jeder Gelegenheit verſucht, ſich der unbequemen Partei zu
erwehren und den Frieden wieder herzuſtellen; zum Theil ſchien es
ihm auch zu gelingen. Wir wiſſen, daß das Centrum ein politiſches
Programm nicht hat. Gelächter im Centrum.) Wir wiſſen das
aus den Eröffnungen des früheren Centrumsmitgliedes, des
Abg. Cremer Gelächter im Centrum), der im Jahre 1883
hier im Hauſe erzählte, daß der Abg. Windthorſt in der Fraktions-
ſitzung geſagt habe, für eine ſo gemiſchte politiſche Geſellſchaft ſei
ein politiſches Programm nicht möglich. Dieſe Programmlofigkeit
hat aber dem Fürſten Reichskanzler das Centrum in anderen
Fragen näher gebracht, namentlich in wirthſchaftlichen Fragen, ſeit-

dem der linke Flügel der liberalen Partei in bedenkliches Schwanken
gerieth. Die Regierung verſuchte wieder ein freundliches Verhältniß
zum Centrum herzuſtellen und hob verſchiedene Beſtimmungen der
Maigeſetze auf. Vor 8 Jahren wollte die Regierung zuerſt durch
eine Milderung der Beſtimmungen das Parteiweſen in dieſem Hauſe
umgeſtalten. Wir berathen ſeitdem jetzt das fünfte ſogenannte
Friedensgeſetz, um die Kurie zu befriedigen und das Cen-
trum regierungsfreundlich zu machen. Der Herr Reichskanzler
hat alſo vollſtändig Recht, wenn er ſich friedliebend nennt, aber
alle dieſe Verſuche, den Frieden herbeizuführen, ſind vergeblich.
Der gegenwärtige Papſt mag noch ſo friedlich ſein; wir kämpfen
nicht gegen die Perſon eines Papſtes, ſondern gegen die Jnſti-
tution, das Papſtthum. Eine Kirche, welche die Gewiſſensfreiheit ver-
wirft, jede andere wiſſenſchaftliche Autorität nicht anerkennt und ſich als
die alleinſeligmachende hinſtellt, die in dieſer Weiſe die Grundlage
jedes modernen Staates verwirft, kann nichts anderes als eine
kämpfende Kirche ſein und bleiben, und es iſt mir zweifelhaft, ob
nicht der jetzige Papſt gerade von ſeiner friedlichen Geſinnung für
ſeine Zwecke mehr erhofft, als wenn er die kriegeriſchen Allüren ſeines
Vorgängers wieder aufnähme. Der ganze Kampf iſt nur ein Kampf des
Katholizismus gegen den Proteſtantismus. Prof. Buß ſchrieb einmal:
„Die Kirche wird mit ihren Mauerbrechern die Burg des Pro-
teſtantismus langſam zerbröckeln. Wir werden in Norddentſchland
die zerſtreuten Katholiken ſammeln, dieſe Pioniere unterſtützen und
das Land durch katholiſche Eirichtungen mit Klammern umziehen
und durch möglichſt viele Klöſter dieſen Klammern Halt geben, den
Proteſtantismus erdrücken und die Hohenzollern unſchädlich machen.“

Es iſt eine ſeltſame geſchichtliche Auffaſſung, als ob dieſer
Kampf erſt durch die Maigeſetze hervorgerufen ſei. Dieſes Beſtreben
einer ultramontanen Partei war ſchon vor den Maigeſetzen da.
Früher, als Alles im Frieden war, die katholiſche Abtheilung be-
ſtand und die Kirche freie Bewegung hatte, gab der alte Herr
Hanſemann, ein kluger und ſcharfblickender Mann, einem jungen Ab-
geordneten den Rath: „Wenn Sie zwiſchen pro und contra ſchwanken,
ſo ſehen Sie nur zu wie die U ultramontanen und Polen
ſtimmen, taugt es nicht für Preußen.“ Der Kampf hat immer be-
ſtanden, und Sie könnten Konzeſſionen machen, welche Sie wollten,
der Kampf könnte abgeſchwächt, aber nicht dauernd beſeitigt werden,
ehe nicht auch die letzten Anſprüche der Kurie erfüllt wären. Wir
ſind keineswegs gewillt, jeden Paragraphen der Maigeſetze
als nnantaſtbar hinzuſtellen, wir erkennen an, daß dieſe Maigeſetz-
gebung zuerſt als Kampfgeſetz hervorgerufen wurde und werden mußte,
daß auch manche Beſtimmungen gemildert werden können, und wir
haben bei verſchiedenen Gelegenheiten den Wunſch geäußert, eine
orgauiſche Reviſion dieſer Geſetzgebung vorzunehmen; wir weigern
uns aber, den Weg eines ſyſtemloſen Abbröckelns mitzumachen.
Die Regierung hat die organiſche Reviſion nicht beliebt, wir
haben jede Vorlage, die uns gemacht wurde, in ihren Einzelheiten
prüfen und zu den einzelnen Beſtimmungen unſer Votum ab-
geben müſſen. Dieſes ſage ich zur Rechtfertigung gegenüber
dem Vorwurf als ob wir nicht eine friedliebende Partei
wären. Wir haben im Jahre 1880 bei dem erſten ſogenannten
Friedensgeſetze für die mildernden Beſtimmungen deſſelben geſtimmt,
weil ſie den Jntereſſen des Staates nicht entgegenſtanden. Durch
dieſe Zuſtimmung eines großen Theils der National-
liberalen iſt der Zwieſpalt in unſere Partei gekomuen
und iſt die Sezeſſion erfolgt. Wir waren den Herren,
die damals austraten nicht kulturkämpferiſch genug.
Nach den damaligen Mittheilungen der Regierung uahmen wir an,
daß damit der Abſchluß der Reviſionsarbeiten erreicht ſei. Es
kam aber aunders. Schon zwei Jahre darauf bekamen wir eine
neue Vorlage, und der Kultusminiſter von Goßler faßte das nene
Programm der Regierung dahin zuſammen, an Stelle des bis-
herigen Prinzips „do ut des ein neues zu ſetzen, die Katholiken
u befriedigen und die Stellung des Staates zu bewahren.

ie ſehr dieſer neue Standpyrkt den Kampfesmuth der
katholiſchen Partei hob, haben Sie Ach den Proteſt des Fürſt-

biſchofs von Breslan bezüglich des Erlaſſes über die Miſg ehe
geſehen, wo ſelbſt der Abg. Stöcker ſagte, daß ſich ſein re
proteſtantiſches Ehrgefühl dagegen auflehne. Wir W z
geſehen bei den geradezu entſetzlichen Angriffen der ganzen kat o u
Preſſe aus Anlaß der Lutherfeier, wo dieſer Schöpfer der reformir e i
Kirche in einer Weiſe mit Schmutz beworfen wurde, daß die Kanze
Friedensliebe der evangeliſchen W dazu gehörte, um dieſen
Angriffe i eitere Folge zu geben.n iſt oben in ihrer Nachgiebigkeit immer h
gegangen, ſie hat immer die Grenzlinie zwiſchen Staat und de
in anderer Weiſe zu geſtalten geſucht und wir haben nicht um in
gekonnt, die Mitwirkung auf dieſem Wege weiter zu verſagen; aber
wir ſind nie ſo weit gegangen, in dieſes wilde Jene Jegen
die preußiſche Regierung einzuſtimmen, als ob ſie r
gang machte. Jch bin gewiß ein ruhiger Politiker Heiter e
ich kann die Zerfahrenheit der Parteien mit einer gewiſſen Heiter
keit beobachten. Aber, wenn ich ſehe, wie on Seiten
der ertremen Partei nach links dem Schöpfer des deutſchen
Rriches, dem Fürſten Bismarck, der Vorwurf gemacht wird,
daß er Sr. Majeſtät dem Kaiſer Rathſchläge anempfehlen könne,
die die Ehre des preußiſchen Namens nicht aufrecht erhalten 7
iſt doch mit dem Vorwurf des KanoſſagGanges rennt c da
muß ich geſtehen, daß mein Blut in als re Diihes wiſchen
verſchiedener Anſicht über die Bildung des Verbältniſſes zwiſ en
Staat und Kirche ſein und dieſe verſchiedenen Anſichten haben wir
bei allen Gelegenheiten dem Fürſten Reichskanzler gegenüber v
geſprochen, aber in dieſer Weiſe einen Vorwurf zu machen, als ob
die Ehre des preußiſchen Namens durch die Verhand
lungen und Konzeſſionen an die Kurie, ſo weit ſie auch bis jetzt
gekommen, irgendwie befleckt wäre, das halten wirIch beklage, daß es Leute giebt, die ſich nicht ſchämen. Deutſche z
ſein und ſolche Vorwürfe zu erheben. Wenn die en u
dieſem Kampfe eine gewiſſe Schwäche bekundet haben ſo lte, ſe
liegt das hauptſächlich an dem Verhalten eines Theiles der ſich
„liberal“ nennenden Parteien. Die Regierung hat den Kampf
ünternommen mit Unterſtützung aller nationalen Elemente, und
nach und nach iſt ein Theil abgeſchwenkt, namentlich vom r
liberalen Flügel unter Führung des Abg. Richter, der r
wirkung verweigerte und nach ſeiner ganzen politiſchen Laufbahn
das Wohl ſeiner Partei über das Wohl des Landes ſtellt

Die geſtrige Rede des Abg. Richter war ſein u das
Centrum für die Unterſtützung, die ſeiner Partei bei den W ahlen
zu Theil geworden iſt. (Lachen links.) Jch muß ſagen, daß er
ſeinen Dank in der allervollkommenſten Weiſe eingeloſt hat. Er
hat ſeiner Schwärmerei für Klöſter in einer Weiſe Ausdruck ge
geben, wie es vielleicht einem Mitgliede der Centrumsfraktion ſchwer
geworden wäre. Ebenſo war es für jeden, der ſich auch nur halb
wegs liberal nennt, erſtaunlich zu hören, daß der Abgeordnete
Richter die Schule gar nicht als eine Veranſtaltung des Stagtes
dauernd angeſehen wiſſen will, ſondern auch nach dieſer „Nich-
tung den klerikalen Auforderungen gröhzere Vonzeſſionen
zu machen bereit iſt. Das Beſte dabei iſt aber, daß dem Abgeord
neten Richter dieſe Vorlage deshalb nicht genehm iſt, weil das Ein
ſpruchſsrecht in Bezug auf die Anſtellung der Geiſtlichen
nicht günſtig genug für die Kurie geſtaltet iſt. Er be-
fürchtet von demſelben eine Herausbildung des „Servilismus nnd
Streberthums“. Das erſetzt der Abg. Richter ſtets durch den Aus
druck „Reptil“ d. h. jeder, der nicht genau ſo denkt nnd ſchreibt,
wie er, iſt ein „Neptil“. Nun hat der Abgeordnete Richter
ſich auf einen Brief von ihm aus dem Jahre 187
bezogen, der mir während der Verleſung vorlag. Er hat aber die
wichtigſte Stelle aus dieſem Briefe vergeſſen. Die Aendernugen,
die er für die Verfaſſung der katholiichen Kirche vorſchlagen würde,
wären etwa folgende: H eine Beſchränkung der Korporationsrechte
der katholiſchen Kirche ausſchließlich auf die Ortsgemeinden,
2) die Bildung weltlicher Kirchenvorſtände mit allgemeinen Wahlen,
3) ein uneingeſchränktes Verfügungsrecht dieſer ſo organiſirter Orts-
gemeinden über alle kirchlichen Verhältniſſe, einſchließlich
der Anſtellung und Entlaſſung von Geiſtlichen. Heiterkeit. Und
dann fährt Herr Richter fort: „Wenn erſt Biſchöfe ind Papſt in
ihren Beſchlüſſen von der freien Zuſtimmung der Mehrheit der
Religionsangehörigen in allen einzelnen Gemeinden abhängig ſind,
hat die Staatsgefährlichkeit der katholiſchen Kirchenverfaſſung auf
gehört. (Heiterkeit.) Sobald die Geiſtlichen in den einzelnen Ge
meinden angeſtellt werden und wenn weder Biſchof ernannt noch
Konſiſtorium und Oberkirchenrath zu beſtätigen haben, wird von
einer Hierarchie der Kirche nicht mehr die Rede ſein. (Heiterkeit.)

Nun nehmen ſie demgegenüber den Abſtand der Erklärung eines
Mitgliedes der Fortſchrittspartei aus dem Jahre 1882 gelegentlich
ſeiner Wahl. Der Abg. Lieber im naſſaniſchen Wahlkreiſe ſchrieb
an den Vorſtand der Centrumspartei, den Pfarrer Wolf, daß er
mit den an ihn geſtellten Anforderungen betreffs der Maigeſetze
einverſtanden ſei und für deren Beſeitigung wirken werde. Das
jetzige Verhalten des Abg. Richter iſt aber durchaus nicht ſeltſam.
Es wiederholt ſich in allen Ländern der Welt: der Radikalismus be
ſorgt überall die Geſchäfte des Ultramontanismus. (Lachen im Centrum.)
Jn ähnlicher Weiſe hat geſtern der Abg. Virchow hervorgehoben,
daß es dem Reichskanzler ſchwer ſein würde, ſich täglich überwinden
zu müſſen. Jch glanbe, wenn Herr Virchow ſich in ſeiner Fraktion
umſieht, die ohne die Unterſtützung der Ceuntrumsſtimmen nicht
mehr oder nur in kleinem Maße da wäre, daun würde es ihm
ſchwer, das Gefühl der Ueberwindung bei ſich ſtündlich zu unter-
drücken. Jch habe aus ſeiner Rede wenigſtens entnommen, daß er
in Bezug auf die Kampfesſtellung zur römiſchen Kurie feinen
Abrüſtungsantrag nicht einbringen will, ſondern hier gerüſtet zu
fein beabſichtigt. Das ganze Verhalten der linksliberalen Partei
in dieſem Kampfe gegen die Anſprüche der römiſchen
Kurie iſt dargeſtellt in den Blättern dicſer Partei ſelbſt.
Jm Januar 1886 noch ſchrieb die gut fortſchrittliche „Volkszeitung“,
daß die Fortſchrittspartei ihre Sünden auf andere abſchütteln
wolle und ſich vor dem Centrum gedemüthigt habe. Auch die
konſervative Partei hat ihre Stellung zur Maigeſetzgebung voll-
ſtändig geändert. Meine Partei indeſſen ſteht heute noch gegen-
über der Kurie auf demſelben Standpunkt wie früher. Jn den
evangeliſchen Kreiſen herrſcht eine lebhafte Beunruhigung gegen-
über unſerer jetzigen Kirchengeſetzgebung, und ich muß anuerkennen,
daß der Antrag des Herrn von Hammerſtein, dem der Reichs-
kanzler geſtern entgegentrat, ein Ausdruck dieſer Beunruhi
gung iſt. Daß die katholiſche Kirche finanziell vom Staate
viel beſſer geſtellt iſt als die proteſtantiſche, läßt ſich jedenfalls
nicht beſtreiten. Darum hat auch der Antrag Hammerſtein im
Lande ſo viele Beachtung gefunden, und wenn ich ihm auch im
einzelnen nicht überall zuſtimmen kann, ſo meine ich doch, daß er
den Intereſſen der evangeliſchen Kirche nicht ſchaden kann, und ich
wundere mich daher, daß der Reichskanzler ſich ſo abſprechend über
ihn geäußert hat, und daß die Regierung es nicht für nöthig ge
halten hat, den Kommiſſionsberathungen des Herrenhauſes über
dieſe Frage beizuwohnen. (Zuſtimmung rechts.) Jndeß freue ich
mich, daß der Reichskanzler ſich für eine beſſere Dotirung der pro-
teſtantiſchen Kirche erklärt hat, und ich hoffe, daß nunmehr bezüg-
liche Anträge aus der Mitte des Hauſes geſtellt werden und ſei-
tens der Regierung eine freundlichere Aufnahme finden werden.
(Lebhafter Beifall rechts.) Die evangeliſche Kirche iſt bei uns doch
auch eine Macht und gewiß eine, deren Glieder das Fundament
des Staates bilden. (Zuſtimmung.)

Auch dieſes Geſetz ſoll nun ein Friedensgeſetz ſein. Das haben
wir bei jeder kircheupolitiſchen Novelle bis jetzt gehört und doch
mußten wir immer wieder von vorn anfangen. An der Stellung
des Centrums zur preußiſchen Regierung iſt dadurch nie etwas
geändert worden, im Gegentheil das Verhältniß verſchlimmerte ſich.
Selbſt das Gingreifen des Papſtes hat nichts geändert. Der Abg,
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Richter ſagte, die national- liberale Partei hätte dieſem Eingreifen des
Papſtes in unſere inneren Angelegenheiten zugejubelt. Davon iſt
mir nichts bekannt. (Abg. Richter: „Kölniſche Zeitung“ Die
„Kölniſche Zeitung“ hat mit unſerer Partei als ſolcher nichts zu
thun, wenn ſie im großen und ganzen unſern Standpunkt vertritt,
ſo liegt dies daran, weil die Redaktion dieſen für richtig hält. Wo
wird denn nun in dieſem Geſetz der definitive Friede gewährleiſtet?
Der Papſt ſelbſt hat in ſeinem Schreiben an den Erzbiſchof von
Köln nur von einem „Zugang“ zum Frieden geſprochen und der
Abg. Windthorſt gebrauchte den Ausdruck: Anbahnun
des Friedens. Die Kopp'ſchen Anträge ſtehen doch
noch im Hintergrund, wir werden infolge deſſen bald
eine ſechſte, ſiebente c. Vorlage erwarten dürfen. Nachdem man
einmal den Weg der Konzeſſionen beſchritten hatte, war eben die
Macht der Verhältniſſe zu ſtark; man mußte auf der betretenen
Bahn unaufhaltſam weiter gehen. Die Centrumsfraktion treibt
nach wie vor antinationgle Politik, noch bei den letzten Wahlen
hatte dieſe Partei in der Stichwahl zwiſchen Sozialdemokraten und
Anhängern der nationalen Parteien Wahlenthaltung proklamirt
und auch ſonſt alle radikalen Elemente unterſtützt. Jch
ſehe noch kein Sinken der ultramontanen Hochfluth.
Die nationale Partei allein werde im Stande ſein, den definitiven
Frieden zu erzwingen. Bei den letzten Wahlen haben wir gezeigt,
daß wir können, wenn wir wollen (Abg. Richter ruft: „Wenn der
Landrath hilft!“). Auf die Unterſtützung der ultramontanen Partei
gegen innere Gefahren habe ich keine Hoffnung. Der Reichskanzler
denkt darin anders und ich bin weit entfernt, ſeine Politik zu ver-
urtheilen. Bei dieſer Vorlage iſt es aber unſere Pflicht, dieſelbe
nach ihren Wirkungen für das Wohl des Landes eingehend zu prüfen.
Darum wünſchen meine politiſchen Freunde Kommiſſionsberathung, um
auf dieſe Weiſe unſere Bedenken im einzelnen geltend zu machen,
ſpeziell meine Freunde aus Weſtpreußen und Poſen meinen, daß
die Annahme der Vorlage in dieſer Form alles das vernichten
würde, was wir voriges Jahr gegenüber den polniſchen Beſtre
bungen beſchloſſen haben.

Unſer Hauptbedenken richtet ſich gegen die Erziehung der
Geiſtlichen in Seminarien und gegen die Zulaſſung der Orden.
Die Ordensthätigkeit war meiſt eine Thätigkeit der Propaganda in
evangeliſchen Gegenden. Das wiſſen wir beſonders in der Rhein-
provinz. Auch die belgiſchen Verhältniſſe ſollten uns zur Lehre
dienen, wo bei ungehemmter Ordensthätigkeit die Zahl der Klöſter,
Mönche uud Nonnen ſich fort und fort vermehrt hat. Es giebt
in Belgien bereits 30 000 Nonnen.

Eine gründliche Vorprüfung dieſer Vorlage iſt nach unſerer
Anſicht unerläßlich. Wir ſiehen nicht auf den Standpunkt der un
bedingten Ablehnung des ganzen Geſetzes. Jndeß behalten wir
uns eine Prüfung im Einzelnen vor. So wie es jetzt ſteht, ſo wie
das Geſetz iſt als ganzes, glaube ich, wird kaum der eine oder
andere meiner politiſchen Freunde in der Lage ſein, ihm zuſtimmen
zu können. (Beifall bei den National-Liberalen.)

Abg. Frhr. v. Hamtmerſtein (konſ.): Als es ſich um Aus
ſchließung der Orden handelte, da wurde auch von der Partei des

gewährung früherer Rech

ihre Mitarbeit

ſchon aus den
Vorredners begleiteten

Einverſtändniß aller ſeiner
Mitbürger für fein Auftreten zu beſitzen, ich glaube, daß weder die

aus jefochten werden ſollte, dann wird es die Schuld der Regierung
ſein, wenn der Proteſtantismus unterliegt.

Miniſterpräſident Fürſt von Bismarck:
die Beziehungen des Staates zur evangeliſchen Kirche, welche der
Vorredner hauptſächlich zum Gegenſtand ſeiner Betrachtungen ge-
macht hat, mit der Beilegung des Streites zwiſchen Staat und katho-
liſcher Kirche in keinem nothwendigen Zuſammenhang ſtehen. Jch
glaube nicht, daß die evangeliſche Kirche irgendwie durch die Rück

te an die katholiſche Kirche gefährdet und
ich muß meinerfeits wenigſtens

weigern, in dem Augenblick, wo wir den Frieden mit der einen
Konfeſſion ſuchen, die Hände dazu zu bieten, den Knulturkampf in
die andere Konfeſfion zu werfen. (Zuſtimmung links.)
überzeugt, daß, wenn die Tendenzen, die zuerſt in Form des Ham-
merſtein'ſchen Antrages und nachher im Antrage des Herrn von
Kleiſt im Herrenhauſe geltend gemacht worden ſind, zu einer ein
ſchneidenden und eruſthaften Verhandlung geführt hätten, dies kein

praktiſches Reſultat
bedauerlichen Spaltungen

vermehren. (Sehr
Regierung nicht die

Wenn ſie ſich zurückgehalten hat von den Verhandlungen über
dieſe Frage im Herrenhauſe und auch ferner zurückhalten wird, ſo
wäre es doch eine große Ungerechtigkeit gegen uns, namentlich
gegen die evangeliſchen Chriſten unter den Miniſtern, daraus auf
Gleichgiltigkeit gegen die eigene Kirche und Koufeſſion ſchließen zu

Die Regierung macht es ſich im Allgemeinen, wenn nicht
beſondere Gründe dagegen ſprechen, zur Regel, Jnitiativanträge,
die aus dem Schooß parlamentariſcher Verſammlungen kommen,
nicht ſofort durch
anträgen zu machen oder ſich zum Hilfsorgan dieſer Jnitiativ-
anträge herzugeben, ſondern ſie hat es ſich zur Regel gemacht,
die früher leider uicht hinreichend beachtet worden iſt, abzuwarten,
ob und in welcher Art die Majorität der betheiligten Verſammlung
dafür oder gegen Partei nimmt und dann ihrerſeits Stellnng dazu
zu nehmen, dieſelben zu bekämpfen, anzunehmen, zu auendiren oder
Geſetzvorſchläge darauf zu gründen.
da, als Hilfsorgau oder aktenmäßige Arbeitshülfe zu dienen für
Velleitäten, Anträge zu ſtellen, die tief ins Staatsleben einſchneiden
und anf die jeder Einzelue nach ſeinem Belieben kommen kann.
Wenn ſie das ablehnt, kann man es der Regierung nicht ver-
denken, oder gar ſie der Gleichgültigkeit gegen hohe Jntereſſen be-

(Sehr wahr! links.)
Das iſt ſchon ein Grund. Außerdem wäre bei der Hoffnung,

daß wir zum Frieden mit der päpſtlichen Kurie und infolge deſſen
auch mit der größeren Zahl unſerer katholiſchen Mitbürger gelangen
würden, die jetzige Zeit ſehr übel gewählt, um einen ſolchen Eris-
apfel unter unſere evangeliſchen Mitbürger zu werfen.

Kundgebungen, welche die Rede des
geſehen haben daß er weit davon

evangeliſchen

Jch glanbe, daß

als die vielen
innerhalb der evangeliſchen Kirche

haben würde,

und Hilfe zu

Die Regierung iſt nicht dazu

Vorredners keine Kommiſſionsberathung beliebt. (Hört! hört! im
Centrum.) Fürſt Bismarck ſtellte als Urſache des Kulturkampfes
die reichsfeindliche Haltung des Centrums dar, Herr v. Eynern
meinte, es hätte ſich um Zurückweiſung von römiſchen Machtan-
ſprüchen gehandelt. Die intellektuelle Urheberſchaft am Kampfe liegt
bei den Liberalen, nur die Waffenſchwingung im Kampf überließ
man der Regierung.

Beſonders ſympathiſch hat mich heute berührt das Entgegen-
kommen des Herrn v. Eynern gegen die Forderungen der evange-
liſchen Kirche. Hätte er daſſelbe nur im Vorjahre gezeigt.
Kulturkampf an ſich war meiner Meinung nach ein Werk des

des Profeſſor
Bluntſchli, der ein eifriger Freimaurer war (Heiterkeit) und zugleich
ein Mitglied des Proteſtantenvereins. Der Schlachtruf der Liberalen
war: Der Einfluß der Kirche muß gebrochen werden.
meinte man evangeliſche

Liberalismus geweſen.

An die Stelle der
flache Rationalismus treten. (Zuſtimmung rechts und im Centrum.)
Selbſt offiziöſe Blätter, wie die Norddeutſche Allgemeine Zeitung“,
unterſtützten das Beſtreben
Chriſtenthums und der Kirche zu erſchüttern.
Fraktion hat nun ſtets eine organiſche Regelung der Beziehungen
zwiſchen Staat und Kirche befürwortet und angeſtrebt. Wir haben
nicht erſt gewartet, bis die Verhandlungen mit der Kurie zum Ab

Wir haben den Grundſatz der Parität
früher ſo auſgefaßt, wie das alte Hohenzollernwort: suum cuique!
Jm Laufe des Kulturkampfes erſt kamen wir zu der Aenderung:

ſchluß gediehen waren.

idem cuique!
Nun ſagt man, die evangeliſche Kirche ſtehe der katholiſchen

Kirche in nichts nach an freier Bewegung. Gleichwohl haben wir
es erleben müſſen, daß der Oberkirchenrath beim Abgeordnetenhauſe
hat betteln gehen müſſen! Freiheit der Bewegung und Verwaltung
kann die evangeliſche Kirche in eben ſolchem Maße verlangen, wie
ſie die katholiſche Kirche vor den Maigeſetzen beſeſſen hat. (Der
Reichskanzler betritt das Haus.)
faſſungsartikel 15 und

Profeſſor Beyſchlag auf einer

Bis jetzt
Rechte unſerer Kirche verlangt.

artige Wünſche ausgeſprochen.
die Wünſche dieſer Männer nicht? Jch kann keinen

Jch erinnere an ein Wort Friedrich
Wilhelm IV., der zwar auch als Hauptſache den Geiſt der Kirche
betonte, gleichwohl aber erklärte, daß der Geiſt ohne die Form
allein nichts nütze. Nun iſt die katholiſche Kirche bis zu einer Höhe
des Anſehens gediehen, der gegenüber die evangeliſche nicht länger
zurückſtehen kann. Die evangeliſche Kirche ſoll die Magd Chriſti,
aber nicht des Staats ſein.

Als Normaljahr nehmen wir bei unſeren Forderungen nicht,
wie der Reichskanzler meint, 1877, ſondern 1871 an, die Zeit kurz
nach dem Vatikanum, wo die katholiſche Kirche anfing, ihren Auf
ſchwung zu nehmen, wo hingegen in der evangeliſchen Unklarheit
und Verwirrung einriſſen. Betreffs den Ausführungen des Reichs-
kanzlers über die Grundlagen
daran, daß der Papſt in innerkirchlichen Fragen freier iſt als das
Oberhaupt der evangeliſchen Kirche in Preußen, der König.
Papſt ſind keine politiſchen Schranken gezogen wie dem König

Wie wäre ſonſt die Durchbringung der

für ſeine Weigerung ſehen.

durch die Verfaſſung.
Civilſtandsgeſetze möglich geweſen Wie hätte man ſonſt der evan-geliſchen Kirche gleich ein eiſernes Schnürleib anziehen können?

Die Erziehung der Geiſtlichen iſt der evangeliſchen
Die Theologennommen.

wortung liegtdas Wort Man
Katholizismus und der evangeliſchen Kirche auf märkiſchem Sande

Das zeigen

die Grundlage des
Die konſervative

der Liberalen,

Die Aufhebung der Ver-
16 hat auch die evangeliſche Kirche ein

ſchneidend berührt und ihr die Freiheit der Bewegung in Frage geſtellt,
auf die ſie Jahre lang vergebens gehofft. Das hat ſelbſt mein Gegner

ynode im Jahre 1875 anerkannt.
Die Verfaſſung der evangeliſchen Kirche vom Jahre 1876 erfüllt
rurchaus nicht die Beſtimmung der Verfaſſung. Das erkannten
bei der Verhandlung über dieſes Geſetz ſelbſt die Abgg. Graf
Bethuſy-Huc von der freikonfervativen Partei, Miquél von der
nationalliberalen und auch Miniſter Falk an.
mehr Zeugen dafür anführen, daß auch nicht einmal die beſcheiden-
ſten Forderungen der evangeliſchen Kirche durch die Falk'ſche
General Synodalordnung erfüllt wurden.
keinen Zweifel darüber, daß nur unter der Laſt politiſchen Druckes
der Kirche dieſe Verfaſſung aufgezwungen wurde.

at denn auch jede Generalſynode eine Erweiterung der
Noch in der letzten Generalſynode

haben Männer, die im Staatsdienſt gran geworden und deren
Familien ſtets im Dienſt der Hohenzollern ſich bewährt haben, der

Warum erfüllt der Reichskanzler

Jch könnte noch

Kirchen erinnere

irche ganz ge
der Univerſität von

Profeſſoren unterrichtet, die die Grundwahrheiten des Evangeliums
nicht anerkennen. (Aha! links und Widerſpruch.) Wenn
nicht glauben wollen, daun erinnere ich Sie nur an den Stand-
punkt des Profeſſor Bender in Bonn.
man jetzt der katholiſchen Kirche voll und ganz die Erziehung ihrer
Geiſtlichen in biſchöflichen Seminarien.

Jch komme zum Schluß. (Beifall links.) Wäre die Vorlage
allein eine nur für Preußen und innerkirchliche Fragen wirkungs
ooll, dann würde ich ihr meine Zuſtimmung verſagen. Allein nach
den Reden des Reichskanzlers nehme ich keinen Anſtand, wegen der
oolitiſchen Wichtigkeit der Vorlage ihr zuzuſtimmen. Die evange-
tiſche Kirche 7 noch einmal Keſignation üben. Aber die Verant-

e auf Seiten der Regierung. Wenn einſt
ampf zwiſchen

Dem gegenüber überläßt

diglich
inckrodt's wahr werden und der

evangeliſche Kirche noch die Mehrzahl ihrer Angehörigen geneigt
ſein kann, ihre Zuſtimmung zu dem Friedenswerke mit dem Papſte
davon abhängig zu machen, ob der Staat ſeinerſeits in dieſem
Augenblicke der evangeliſchen Kirche Konzeſſionen auf Koſten ſtaat-
licher Rechte macht. Jch glaube nicht, daß die evangeliſche Kirche
und ihre Mitglieder geſonnen ſind, auf dieſe Weiſe einen Kaufpreis
von König und Staat zu fordern dafür, daß ſie in einer Lebens-
frage des Staates ihre Zuſtimmung gewährt. Jch habe eine höhere
Meinung von Jbnen, ich glaube, Sie werden ohne jede Rückſicht
der Vorlage zuſtimmen. Jch würde es bedauern, wenn aus dieſem
Grunde, um vom Staate in diefem Momente Rechte zu erpreſſen,
möchte ich ſagen uns der Beiſtand irgend eines unſerer evangeli-
ſchen Mitbürger bei unſerm Bemühen um Frieden mit den katholi-
ſchen Mitbürgern entgehen ſollte.

Jch habe geſtern geſagt: wenn friedliebende Katholiken ihrer-
ſeits ſagen, daß dieſe oder jene Konzeſſion nothwendig ſei, und ich
überzeugt bin, daß der Staat durch dieſe Konzeſſionen in keine
Gefahr geräth, dies für mich allein hinreicht, ſolche zu machen.
Jn einem ähnlichen Verhältniß ſtehe ich keinesfalls zur evangeliſchen
Kirche. Jch bin evangeliſcher Chriſt eben ſo gut wie der Vorredner
und ich werde ihm und ſeiner eigenthümlichen Auffaſſung nie
meinerſeits das Sacrificium intellectum machen. (Lebhafter Bei-
fall.) Jch habe meine eigene Anſchauung und Ueberzeugung
und ich bin in meinem Glauben an Gott und Menſchen
ſtark und feſt genug begründet, um mich durch dieſen An-
griff nicht erſchüttern zu laſſen. (Beifall.) Jn evangeliſchen
Dingen kann ich nur meiner eigenen Ueberzeugung folgen. Von
den Herzens und Seelenbedürfniſſen eines katholiſchen Mitbürgers
kann ich mir nicht in der Art eine ganz genaue Vorſtellung von
den nothwendigen Grenzen der Konzeſſionen des Staates machen,
daß ich meine Meinung nicht der ſeinigen unterordne. Meinen
evangeliſchen Glaubensgenoſſen gegenüber aber und ſelbſt wenn ſie
einen höheren Gottesbegriff haben ſollten (Große Heiterkeit) wie der
reree werde ich meine Ueberzeugung nicht ändern. (Stürmiſche
Heiterkeit.

Jch kann wiederholt die Verſicherung geben, daß die königliche
Regierung ihrerſeits, wo ſie einen wirklichen Nothſtand der evan-
geliſchen Kirche erkennt, freiwillig entgegenkommt, und die Herren
können aus unſeren Budgetverhältniſſen erſehen, daß die Regierung
in dem Punkte finanzieller Unterſtützungen auch in den letzten
Jahren reichlich entgegengekommen iſt; wenn ich ſage „reichlich“, ſo
meine ich das in Bezug auf die Summen, die aufgewendet ſind,
aber noch immer nicht reichlich in Bezug auf das Bedürfniß. Jch
glaube, daß das Bedürfniß dazu noch erhebliche Zuſchüſſe von
Seiten des Staates fordern wird, und wenn die Herren dazu mit
wirken wollen, Staat und Reich neue Einnahmequellen zu verſchaffen
(Unruhe links), ſo wird ſich auch dieſes Bedürfniß befriedigen laſſen.
Jch gehe ſogar noch weiter. Wenn im äußern Anſehn gegenüber
demjenigen, deſſen ſich die katholiſchen Geiſtlichen erfreuen, irgend
etwas der evangeliſchen Geiſtlichkeit nützlich ſein kann nach ihrer
Ueberzeugung, um ihre Stellung gegenüber ihren katholiſchen Kollegen

ich finde im Augenblicke nicht den richtigen Ausdruck dafür
zu heben und die Bedeutung, welche König und Staat auf ihre
Stellung legen, auch äußerlich in anderer Weiſe zu
kennzeichnen, ſo habe ich auch da nichts dawider, nur
möchte ich davon abrathen, dergleichen Jnitiativanträge,
die von einzelnen Parteirichtungen, ich möchte r von Brüchen
von Fraktionen in einem Momente, wo für die Regierung und die
Zukunft des Reiches eine Geſchloſſenheit aller ihrer Frennde, auf
die ſich ſtützen kann, nothwendig iſt, einzubringen und dadurch den
inneren Frieden zu ſtören. Jch möchte die Herren bitten und
glaube, daß dieſe Bitte bei der Mehrzahl der Freunde der Regie
rung von Erfolg fein wird, daß Sie etwas mehr Vertrauen, als
aus der Rede des Vorredners zu erſehen war, zu der Regierung
und zu dem Schutze, den der König als summus episcopns
der evangeliſchen Kirche zu jeder Zeit gewähren wird, daß Sie
mehr Vertrauen dazu haben, als aus der Rede des Vorredners
hervorging, aber vor allen Dingen bitte ich Sie, dieſe ganz hete-rogenen Fragen auseinander zu halten und den Friedensſchluß, in

dem wir augenblicklich begriffen ſind, um einen modus vivendi
mit der Kurie zu finden, nicht zu hemmen. Ueber das Verhältniß
des Staates zur evangeliſchen Kirche habe ich mich überhaupt nicht
zu äußern. Jch bin kein Dogmatiker, die Stellungnahme dazu iſt
nicht eine, die mit der äußeren Politik in nen und die
ich nothwendig meinem verehrten Kollegen, dem Kultusminiſter,
überlaſſen muß. (Beifall.)

Abg. Pfaff (nat.-lib.): Der Antrag Hammerſtein will in erſter
Linie die Befſeitigung und Beſchränkung des ſtaatlichen Kirchen
regiments, ferner an Stelle der Gemeinde und Ge meindevorſtände
eine unabhängige und ſouveräne Kirchenbehörde mit dem General
Superintendenten an der Spitze ſetzen, man will deren Einfluß auf
die Beſetzung der akademiſchen Lehrſtühle für Theologie, mit einemWorte, der Antrag will den katholiſchen Kulturkampf auch in die

evangeliſche Kirche hinübertragen, denn es gelüſtet die evangeliſche
Hierarchie nach der Macht, den die katholiſche Hierarchie beſitzt.
Den ganzen Segen und Werth des Antrages konnte man daraus
erkennen, daß Herr Windthorſt ſich ihm gegenüber ſo ſympathiſch
äußerte; hier heißt es in Wahrheit timeo Danaos et dona ſerentes.
Beifall bei den Nationalliberalen.)

Was dieſe Vorlage betrifft, ſo könnten wir derſelben ja
zuſtimmen, wenn nur die Vorausſetzung richtig wäre, daß

haupt ein friedliches Einvernehmen möglich wäre. Die „Civiltà
Cattolica“ hat es ja ganz klar ausgeſprochen, daß nur mit dem
Ende Preußens der Kulturkampf ein Ende nehmen könne. Das iſt
der Plan der Jeſuiten. Ein ganzer Friede mit der Kurie könnte
nur unter einer Bedingung möglich ſein wenn alle Preußen
katholiſch würden und die preußiſche Regierung ſich der Kurie be
dingungslos unterwirft. (Große Heiterkeit.) Preußen zu vernichten,
das iſt der Plan der Jeſuniten. Gelächter im Centrum.) Bei
ſolcher Lage der Sache kann ich für die Vorlage nicht ſtimmen,
denn ſie würde Preußen die Waffen aus der Hand nehmen,
welche einen erfolgreichen Widerſtand gegen Rom ermög-
lichen; ich kann nicht dafür ſtimmen, denn ſie würde der
römiſchen Hierarchie Rechte überantworten, welche für die
evangeliſche Kirche gefährlich werden können. Wenn ich aber der
Regierung auch nicht folgen kann auf dem Wege, ſo bin ich doch
feſt überzeugt, daß die Regiernng ſich nur gezwungen ſieht durch
höhere politiſche Rückſichten und daß ſie die feſte Ueberzeugung hegt,
auf dieſem Wege das gemeinſame Wohl zu fördern. Aber einen
Wunſch habe ich dabei auf dem Herzen, möge unſere königlich
preußiſche Regierung niemals die bittere Täuſchung erfahren, welche
alle diejenigen erfahren haben, die ſich jemals mit der vatikaniſchen
Diplomatie eingelaſſen haben und möge Preußen nicht der betrogene
Theil ſein, der dabei an der Untergrabung der eigenen Funda-
mente mitgearbeitet hat. (Beifall bei den Nationalliberglen.)

Abg. Dr. Brüel (Centrums-Hoſpitant): Das Geſetz muß ge-
prüft werden vom Standpunkt des kirchlichen Rechts und der
Politik. Auf die kirchlich-katholiſchen Jntereſſen will ich nicht ein-
gehen, da ich ſelbſt evangeliſch bin. Ein Theil der Vorlage bezieht
ſich aber auch auf die evangeliſche Kirche. Gegen die freiere
Stellung der Ausbildung der katholiſchen Geiſtlichen kann man
vom evangelifchen Standpunkt kein Bedenken haben.
Das iſt ein Recht der katholiſchen Kirche, das wir
ihr nicht vorenthalten können. Die national liberalen
Redner haben den Standpunkt vertreten, daß ein einträchtiges Zu-
ſammenleben nur möglich iſt, wenn die Verſchiedenheiten beider
Kirchen mit einander ausgeglichen werden. Das iſt nicht der rich-
tige Standpunkt. Wir dürfen den Streit nicht auch auf die an
dere Kirche übertragen. Was die Orden anbetrifft, ſo beruht das
Bedenken gegen dieſelben auf evangeliſcher Seite auf Unkennt-
niß des eigentlichen Weſens derſelben. Wir haben nicht
das Recht zu beanſpruchen, daß die Orden prinzipmäßig durch die
weltliche Herrſchaft unterdrückt werden. Der Widerſpruch der Re
formatoren gegen die Orden beruht auf dem innerſten Gebiete der
Glaubenslehre der evangeliſchen Kirche, auf der Anſchauung der
Rechtfertigung durch den Glanuben, nicht durch äußere Werke.
Katholiſcherſeits ſieht man aber in den Orden die Blüthe
kirchlichen Lebens. Allerdings iſt die Zulaſſung der
Orden nach der Vorlage noch von der diskretionä-
ren Gewalt abhängig, und ich liebe dieſe Gewalt nicht, muß
ſie aber des höheren Prinzips wegen hier mitnehmen. Das Ein
ſpruchsrecht gilt für beide Kirchen, wenn es auch für die evange-
liſche von geringerer Bedeutung. Aus politiſchen Gründen würde
ich auch wünſchen, daß das Einſpruchsrecht ganz aufgehoben würde
oder wenigſtens nicht aus rein politiſchen Gründen gebraucht würde.
Aber es wird durch die Vorlage ſchon bedeutend eingeſchränkt, ſo
daß ich auch diefe Beſtimmungen annehmen kann.

Jch habe keine Bedenken, auch von meinem evangeliſchen
Standpunkt aus für das Geſetz zu ſtimmen. Der Kulturkämpf iſt
nur ein Kampf um die politiſche Machtſtellung und nur dazu an
gefangen worden. Jch hätte es nicht gewagt, dieſen Gedanken
gegenüber der Regierung auszuſprechen, wenn er nicht durch die
veröffeutlichten Depeſchen klar hervorgetreten wäre. Es war eine
wunderbare Offenheit des Herrn Neichskanzlers, zu betonen, daß
er den Kampf nicht aus konfeſſionellen Gründen geführt habe.
Mit den Nationalliberalen habe ich ein gewiſſes Mitleiden,
wenn ſie glaubten, ſich durch Annahme der Novelle von 1880 ein
monumentum aere perennius geſetzt zu haben. (Heiterkeit.)
Jm Uebrigen kann ich aber auch nachträglich nicht einer ſolchen
Politik des Reichskanzlers zuſtimmen, die ſich nicht geſcheut hat,
gegen die g Unterthanen Krieg zu führen. Auch geſtern noch
hat ja der Reichskanzler erklärt, daß Jeder ſeiner gewiſſenhaften
Ueberzeugung folgen muß und darf. Und geführt iſt jener kultur
kämpferiſche Krieg nicht einmal nur gegen die Schuldigen, ſondern
auch gegen Maſſen von Unſchuldigen. Freilich hat geſtern der
Reichskanzler auch geſagt, es ſei der Kulturkampf kein blutiger Krieg
geweſen, ſondern nur eine Redeſchlacht. Das iſt nicht zutreffend.
Oder rechnet der Kanzler für garnichts die Gewiſſensbiſſe, in welche
große Maſſen katholiſcher Frauen, Männer und Kinder verſetzt ſind?
Jetzt ſchlägt die Regierung andere Wege ein, aber nicht
in der Erkenntniß des begangenen Unrechts. Dieſen Vorwurf
muß ich ihr machen, aber den Vorwurf der Jnkonſequenz
erhebe ich nicht. Dieſe Vorlage wird auch der
evangeliſchen Kirche nützen, wenn ich auch glaube, daß
die evangeliſche Kirche ihre volle Freiheit nicht erlangen wird, fo
lange Fürſt Bismarck lebt; aber die Kirchen leben länger als
Menſchen. An Stelle der Gleichheit ſoll jetzt auf einmal Un-
gleichheit treten zu Ungunſten der evangeliſchen Kirche. Die
evangeliſchen Synoden müſſen die Freiheit erhalten, das zu be
ſchließen und auszuführen, was ſie für gut halten. Ich habe nur
bedauert, daß dieſe Frage der Gewährung größerer Freiheit in Ver
bindung gebracht iſt mit der Frage der Gewährung größerer Mittel
an die evangeliſche Kirche. as eine reichere Dotirung der
evangeliſchen Kirche betrifft, ſo könnten wir dieſe nur dankbar an
nehmen. Aber zunächſt kommt es auf die größere Freiheit an.

Miniſterpräſident Fürſt Bismarck: Der Herr Vorredner hat
mir dadurch, daß er mit abgewandter Richtung ſprach, leider einen
großen Theil des Verſtändniſſes ſeiner Rede entzogen, namentlich
ſind mir mehrere der vielleicht ſcharfen Spitzen dadurch entgangen,
daß der Herr Vorredner, der ohnehin ſchwer zu verſtehen iſt, öfters
den Ton ſinken ließ. Aber ſoviel habe ich heraushören können,
daß ſeine Rede ei entlich nur die Vervollſtändigung derjenigen war,
welche der Abg. Richter geſtern im Auftrage vielleicht weniger ſeiner
eigenen Fraktion, als einzelner Mitglieder einer anderen Fraktion,
die ſich zu ſchweigen veranlaßt ſieht, hier gehalten hat. (Heiterkeit
rechts und bei den Nationalliberalen. Murren links und im Cen
trum.) Jch glaube ausdrücklich bemerken zu müſſen, daß ich nicht
damit behaupte, daß er im Namen des Abgeordneten Windthorſt
oder Brüel oder im Namen des ganzen Centrums ge
ſprochen hat, aber ich glaube, daß den gravamivihbus
dadurch Ausdruck gegeben wüurde, welche wir in antipäpſtlichen
katholiſchen Blättern ſo leidenſchaftlich in den letzten Tagen ver-
treten ſinden und in denen, die mit dieſen Blättern ſympathiſiren;
Abgeordnete katholiſcher Konfeſſion natürlich ausgenommen. Dazu
hat man die irregulären Truppen der befreundeten Abgeordneten
(Heiterkeit rechts) dieſe pflegen in ſolchen Verlegenheiten zu äußern,
was man ſich ſelbſt genirt zu ſagen, wozu jener ſich bereitwillig
a Beifall bei den Nationalliberalen.) Der Abg. Brüel

at noch einen Vorwurf erhoben; er iſt nicht nur Lehunsmann des
Centrums, ſondern auch Hoſpitant, und nicht blos Hoſpitant, ſon
dern er iſt auch Welfe, und als Welfe braucht er eben ſo gut wie
der Abg. Richter zum Gedeihen der Fortſchrittspartei den Streit,
um der tertius gaudens duobus litigantibus zu ſein, und
nur wenn der Streit zwiſchen Staat und Papſt und zwiſchen Staat
und katholiſcher Kirche gedeiht, ſo blüht ſein Weizen. (Sehrrichtig! rechts.)
Dadurch hofft er, wenn dieſer bisherige Kirchenſtreit fortdauert, in
dem zahlreichen Centrum, das die katholiſche vorzugsweiſe ländliche
Bevölkerung in großer Maſſe vertritt, in dieſer ſtarken Partei das
Fundament zu finden, auf das er blos zu ſteigen braucht, um das
Belagerungsgeſchütz gegen den Staat aufzuführen und durch das
Centrum eine Majorität zu gewinnen, die ſonſt die reichsfeindliche
Partei nicht hat. Dazu darf ich doch den letzten Herrn Vor-
redner z unbedingt rechnen, denn er iſt ein zweifelloſer Welfe,
und daß die Welfen mit dem Beſtande des Reiches nicht einverſtanden
ſind, hat auch der Abg. Windthorſt doch erklärt, obſchon er ſich enthält
das Reich zu bekämpfen, hat er ſich doch zu dieſer Richtung bekannt.
Die Gedanken des Abg. Brüel gehen meiner Ueberzeugung nach in
ihrer gegneriſc en Schärfe gegen das Reich und ſeine jetzigen maß-

ebenden Kräfte noch erheblich über die des Abg. Windthorſt
inaus. (Heiterkeit Das, was ich von dieſer Rede habe

hören können, das war doch noch eine ganz andere Tonart,
als das liebenswürdige Wohlwollen, was auch für ab
weichende Meinungen aus den Aeußerungen des Abgeordneten
Richter ſprach. (Heiterkeit) Der ſprach frei von der Leber,

zwiſchen dem proteſtantiſchen Preußen und der Kurie über- während die Worte des Vorredners wobiberechnet waren und in
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Gift getaucht. Er überlegt: wie kann ich dem Fürſten Bismarck
etwas anhaben? wie der Herr mich nannte, während ich hier doch
nur preußiſcher Miniſterpräſident bin. Jch nenne Niemand bei
ſeinem Privattitel, ſondern nur als Abgeordneten. Er ſuchte mir
nach Möglichkeit zu ſchaden und innere Uneinigkeiten im Reiche zu
ſchaffen. Mir iſt geſagt worden, daß der Vorredner der eigentliche
intellektuelle Urheber des Hammerſtein'ſchen Antrags geweſen ſei
(Rufe: Jſt er auch!) und daß jetzt von Seiten ſeiner Freunde die
Priorität dafür in Anſpruch genommen wird, das wirft auf
dieſen Antrag ein neues Licht. Denn von Leuten, welche ein
Intereſſe haben an der Verſchärfung des Konfliktes mit den Katho-
liken und der Verſchärfung jedes Zauks und Zwieſpalts im Reich
überhaupt, iſt der Hammerſtein'ſche recht eigentlich anus-
gegangen. Ob Abg. v. Hammerſtein ſich das wohl ganz genau
klar gemacht hat? Jch kann mir nicht denken, daß er mit offenen
Augen und eigenem Willen dieſen Jntereſſen, welche der Ab-
geordnete Brüel vertritt, geradezu dienen wollte; ich kann es
auch von weiteren Freunden dieſes Antrages nicht glauben.
Deshalb iſt er gerade in dieſer Zeit eingebracht, und welch' reichen
Schatz von Argnmenten, von Zwieſpaltsmotiven zwiſchen der Re-
gierung und ihren Freunden der Vorredner gerade aus dem Ham-
merſteinſchen Antrage, aus den Beſtrebungen der evangeliſchen
Kirche entnahm, das wird Jhnen allen aufgefallen ſein. Jch be-
wundere nur, daß man mit dieſen Auffaſſungen ſich ſo lange als
Hoſpitaut der katholiſchen Fraktion hat halten können, und ich
rermuthe, daß da noch andere Motive dahinter ſtecken, als reines
Intereſſe für die evangeliſche Kirche. Der Abgeordnete hat kurz
nach der Annexion Hannovers, wie mir geſagt wurde, Anlaß
zu Beſchwerden über Mangel an Erfüllung vperſönlicher Wünſche
gehabt (hört, hört“), ich kann mir aber nicht denken, daß dies auf
ſeine politiſche Stellung Einfluß gehabt haben ſollte. Wenn er
och irgend eine Empfindlichkeit in Folge deſſen hegt, ſo möchte ich
ihn bitten, dieſelbe hier außer Acht zu laſſen. Es iſt gewiß keine
perſönliche Abneigung geweſen, ſondern unr Mangel an richtiger,
beſonnener Unterſtützung der damaligen Machthaber. (Heiterkeit.)

Der Abgeordnete hat mir gegenüber gewiſſe Jnſinuationen von
großer perſönlicher Schärfe und Bitterkeit gemacht, er hat mir
Schuld gegeben, daß ich Forderungen der Sittlichkeit und Gerech-
tigkeit verletzt hätte. Jch wäre alſo vollſtändig berechtigt,
wenn ich dem Herrn Abgeordneten mit ähnlichen Höf-
lichkeiten dienen wollte, deren ich mich aber ent
halten werde ich bin das meiner Selbſtachtung ſchuldig.
Der Abgeordnete hat mir in dieſem Sinne vorgeworfen, wir hätten
Krieg gegen die eigenen Unterthanen geführt. Krieg haben wir
überhaupt nicht geführt, wir ſind nur in parlamentariſchen und
publiziſtiſchen Kämpfen geweſen. Wenn er das Krieg nenut, ſo
ſind wir heute noch im Kriege. Wir haben gekämpft
gegen faktiöſes Parteigetriebe und die dadurch herbeigeführten
Gefahren für das neugebildete Reich. Wir kämpfen gegen die
Welfenfraktion noch immer mit derſelben Entſchiedenheit; wir hoffen
mit dem Centrum, ſo weit es rein katholiſche Jntereſſen vertritt,
zu einem modus vivendi zu gelangen. Wir haben denſelben
Kampf mit den Sozialdemokraten und mit den politiſchen Demo-
kraten, das iſt aber kein Krieg mit den eigenen Unterthanen, das
ſind parlamentariſche Kämpfe zwiſchen den Miniſtern, zwiſchen der
Regierung und den Parteien, in denen ja auch der
Vorredner eigentlich lebt, es iſt ſein eigentliches Ele-
ment, und ich glaube, daß er wenig Intereſſe für
die Welt mehr hat, wenn ihm dieſer Fonds verloren ginge. Die
Forderung der Sittlichkeit, welche der Abgeordnete durch mich ver
letzt meint, halte ich viel mehr in Frage geſtellt gegenüber den
Umtrieben, welche die Welfenpartei ſeit 21 Jahren gegen das
gemeinſame deutſche Vaterland ununterbrochen betreibt, als durch
die ehrliche Vertheidigung der nationalen Regierung gegen dieſe
Umtriebe. (Sehr wahr! rechts.) Zu dieſer Vertheidigung gehört
es, daß wir die Welfen bekämpfen, und ich bedauere, daß das
Centrum bei ſeiner erſten Entſtehung dieſes national feindliche
Element in ſich aufgenommen hat. Das hat uns unſere Kämpfe
ganz außerordentlich erſchwert.

Der Abgeordnete hat ferner geſagt, er glaube kaum, daß außer
mir ein einziger Abgeordneter früher geglaubt hätte, daß es ſich
blos um Kampfgeſetze gehandelt habe. Es iſt eine indirekte Ma-
nier, mir die Unwahrheit vorzuwerfen, denn daß ich gerade der
einzige geweſen wäre, deſſen Logik mangelhaft genug beſchaffen ge
weſen wäre, um das, was 400 einſehen, meinerſeits nicht einzuſehen,
das will der Redner damit nicht ſagen, er hat meines Er-
achtens angedeutet oder andenten wollen, daß ich von
der Wahrheit abgewichen wäre, indem ich ſagte, ich hätte
dieſe Geſetze von vornherein blos als Kampfgeſetze be-
trachtet. Meines Erachtens kann gerade über dieſen letzteren
Punkt Niemand zweifelhaft ſein. Jch hätte geglanbt, mich deſſen
überheben zu können, daß ich frühere Aeußerungen von mir ver-
leſen müßte, die ich ſchon im Herrenhauſe citirt habe. Jch habe
mich über dieſen Punkt ſo expreß ausgeſprochen, daß darüber
Niemand im Zweifel hätte ſein können. Es war im
Jahre 1875, mitten im Küulturkampf, ich habe geſtern ſchon
verleſen, in welcher Form ich im Januar 1872 meine Hoffnung
ausgeſprochen habe durch Kampf zum Frieden zu kommen, d. h.
zur Aenderung der Geſetzgebung. Jn jedem Kriege, wenn es ein
wirklicher iſt, okkupirt man feindliche Gebiete keineswegs in der
Abſicht, ſie zu behalten. Wenn wir die Zuſtände hätten verewigen
wollen, wie ſie durch die Maigeſetze geſchaffen worden ſind, ſo wäre
dies ein ähnlicher Verſuch gewefen, als ob wir nach dem
franzöſiſchen Kriege noch weitere franzöſiſche Gebiete hätten be-
halten wollen, die wir doch nicht hätten brauchen können.
Wir haben die Champagne und Burgund geräumt, ſobald es in
unſerem Jntereſſe lag. Ob der Friede, wie es der Abgeordnete
aus Hannover bezweifelt, ein dauernder ſein wird, das ſteht bei
Gott. Jch hoffe allerdings, daß er es ſein wird; aber die Mög-
lichkeit, daß er gebrochen wird von einer anderen Seite, wenn die
Geſinnungsgenofſen des Abg. Richter etwa zur Regierung kommen
und das Verhältniß zwiſchen ihm und der Centrumsfraktion ſich
wieder löſt, die iſt ja doch vorhanden. Aber die Frage, ob ein
Friede ewig dauern wird oder nicht, hat noch nie Einen abgehalten
in der Welt, Frieden zu ſchließen. Wenn wir mit dem Frankfurter
Frieden 1871 der Welt die Sicherheit hätten gewähren können, daß
zwiſchen uns und Fraukreich nie mehr ein Krieg entſtehen würde,
dann hätten wir den Frieden nicht ſchließen dürfen. Nach dieſer
Meinung müßten wir noch heute in Verſailles ſtehen und den da-
maligen Zuſtand als dauernde Jnſtitution beibehalten, weil es un-
möglich iſt, mit einer gegneriſchen Nation, wie es die franzöfiſche
iſt, die in jedem Jahrhundert ein paar Mal uns
angefallen hat, einen dauernden Frieden zu ſſchließen.
Jch habe im Fahre 1875 geſagt: „Jch hege die Hoffuung, daß der
päpſtliche Einfluß auf das Centrum ſich erhalten wird. Denn wie
die Geſchichte kriegeriſche und friedliche, weltliche und geiſtliche
Päpſte zeigt, ſo hoffe ich, wird demnächſt wieder die
Reihe an einen friedliebenden Papſt kommen. Darauf
iſt meine Hoffnung gerichtet und dann hoffe ich auch
wiederum einen Antonelli zu finden, der einſichtsvoll genug iſt, um
dem Frieden mit der weltlichen Macht entgegenzukommen.“ Alſo
1875 habe ich nicht von einer ewigen Dauer dieſer geſetzlichen Ein-
richtungen geſprochen, ſondern nur von einem Kampf,
als deſſen Ende und Ziel ich den Frieden zu ſehen
wünſchte. Wenn auch der Kampf mit Rom geführt wurde,
ſo war er deshalb doch kein konfeſſioneller. Er iſt ein politiſcher
geblieben „weil die Kyurie den Beiſtand ihrer politiſchen Macht und
den Einfluß des Papſtes auf die deutſchen Wähler dem Centrum
geliehen hat. Dadurch ſind wir in den Kampf mit der Kurie hinein-
ezogen. Jn dieſem ganzen Kampfe haben wir keineswegs, wie der

Vorredner uns zu inſinuiren fuchte, die Stärkung der Staatsgewalt
ausſchließlich erſtrebt, obwohl ich dieſes Moment für ſo untergeordnet
nicht halte wie der Vorredner. Aber die Staatsgewalt bedarf an
ſich in Preußen eine Verſtärkung nicht, ſie hat die Stärke, die ſie
braucht. Grundlage und Ziel des Kampfes war von Aufang an,
vas neu geſtiftete Reich gegen fubverſive und mitunter ſehr bös-
artige Angriffe zu ſchützen, die die politiſchen Freunde des
Vorredners dem Reich gegenüber, gegen ſeine Sicher-
heit und ſeinen inneren Frieden unternommen hatten.
Dieſer Aufgabe werde ich mich auch ferner widmen.Daß ich damit den üblen Willen des Vorredners auf mich ziehe,
iſt mir längſt bekannt. Jch kann im Uebrigen alle r
die er gegen mich perſönlich machte, oder ſoweit ich ihn nicht ge

Vertrauen auf das Urtheil, das meine Landsleute und die öffent
liche Meinung über mich fällen werden. Sie werden nicht auf
Seiten des welſiſchen Abgeordneten, ſondern auf Seiten des Ver
theidigers des Reichs ſtehen (Lebhafter Beifall).

Abg. Stöcker (konſ.): Bei dieſer Aktion, bei welcher der Papſt
über die Köpfe des Centrums hinweg, mit der Regierung Frieden
ſchließt, iſt Niemand eigentlich ganz Sieger und gauz beſiegt. Daß
das Centrum dabei als Partei unterlegen iſt, iſt ihm ganz recht!
(Heiterkeit.) Die Regierung hat einen Rückzug allerdings antreten
müſſen, wie es nach der ganzen Maigeſetzgebung, die ich nicht als
bloße Kampfgeſetzgebung anſehen kann, auch nicht anders zu er-
warten war. Wenn gerade das Centrum in ſeiner Preſſe ſich
gegen die Vorlage entgegen dem Willen des Papſtes erklärt hat,
ſo kann gerade der Papſt aus dieſem Widerſtand erſehen, daß er
nicht überall unfehlbar iſt. (Unruhe im Centrum.)

Welche Zuſtände durch dieſe Vorlage herbeigeführt werden, wird
erſt die Zukunft lehren. Die wichtigſte Frage iſt für uns: wird
dieſes Geſetz den Frieden ſchaffen? Ein voller Friedensſchluß wird
es nicht ſein. Wir wollen hoffen, daß es wenigſtens der Schluß
des bitteren Kulturkampfes ſein wird der Kirchenkampf wird fort-
geſetzt werden. Allerdings hat der Papſt eine friedliche Geſinnung,
aber der Papſt iſt keine Perſon, ſondern ein Prinzip.
Auch in den höchſten Schichten der katholiſchen Kirche giebt es
Strömungen verſchiedener Art, und es iſt ſchwer, mit einer ein
zelnen Perſon Frieden zu ſchließen. Und wie denkt der Papſt über
den Proteſtantismus? Er hat, um andere Aeußerungen zu über-
gehen, aus dem Prinzip der Reformation den Kommunismus und
Nihilismus abgeleitet. Das find Bedenken, die ich als rein poli-
tiſcher Menſch nicht umgehen kann.

Auf das Einſpruchsrecht lege ich größeren Werth als der Herr
Reichskanzler, da dadurch Maßloſigkeiten verhindert werden können.
Was die Orden betrifft, ſo liegt in einem ganzen Stande, der die
Grundlagen des bürgerlichen Lebens, ſelbſtändigesEigenthum, Familien-
leben c. negirt, der immer noch gegenüber der übrigen Geſellſchaft
als der höhere ausgegeben wird, eine Gefahr, die Niemand ver-
kennen kann. Einzelne Orden ſind direkt auf die Bekämpfung des
Proteſtantiösmus gerichtet und mit dem konfeſſionellen Frieden un-
vereinbar. Allerdings bin ich nicht der Meinung, daß die abſolute
Pointirung des Glaubens dazu führt, daß man Andersgläubige
auf den Scheiterhaufen bringt. Jn der lutheriſchen Kirche iſt nie
ein Scheiterhaufen augezündet worden. (Unruhe im Centrum.) DieOrden
ſind ein ungeheures Mittel der Propaganda und durch die Zulaſſung
der Schulſchweſtern wird der Kampf um die Schule eingeleitet. Es
iſt bedenklich, die Erziehung der Jugend den Orden zu überlaffen.
Wenn der Herr Reichskanzler ſich mit der auswärtigen Macht des
Papſtes verbunden hat, ſo hat er ein gewiſſes Recht dabei auf
ſeiner Seite, und ich kann die Angriffe des Abgeordneten
Richter deswegen nicht billigen. Jn dem erſten Brief
des Papſtes war allerdings der religiöſe Friede in Europa
in den Vordergrund geſtellt, aber wenn man der ande-
ren Kirchenpartei den Urſprung des Nihilismus und Anarchismus
zuſchreibt, ſo iſt eine friedfertige Stellung nicht möglich. Wir ſind
ein paritätiſcher Staat, aber Preußen bat die größte evangeliſche
Landeskirche der Welt in ſeiner Mitte, und alle Könige
Preußens ſind Vorkämpfer des Proteſtantismus geweſen. Erſt
mit der konſtitutionellen Verfaſſung gewann die katholiſche
Kirche an Macht, die durch das allgemeine, gleiche, direkte Wahl-
recht noch ungeheuer verſtärkt wurde. Friedrich Wilhelm IV. war
gewiß der katholiſchen Kirche freundlich geſinnt, aber auch er ver-
krat die proteſtantiſchen Rechte mit voller Schärfe. Seit dem Be
ginn des Kulturkampfs haben wir unſchuldig mit darunter leiden
müſſen und unſere Verluſte ſind nicht wiederhergeſtellt worden.
Als unſerer Kirche ihre Verfaſſung gegeben wurde war ver Ge-
danke der Freiheit dabei nicht maßgebend, man bezeichnete dieſe
Verfaſſung damals ſogar als die Unterwerfung der Kirche unter den
Stagat. Das landesherrliche Kirchenregiment iſt unter Bedingungen
der Zuſtimmung der Staatsminiſter und theilweiſe auch des Landtags
geſtellt. Es iſt nicht möglich, dem Papſt dieſelben Rechte zu ver-
leihen wie dem König von Preußen; der Herr Reichskanzler bezeichnete
ja ſelbſt die beiden Kirchen als inkommenſurable Größen. Jch kann
dem Herrn Reichskanzler auch nicht beiſtimmen, wenn er das Papſt-
thum eine deutſche Jnſtiturion neunt, im Herrenhauſe hat er es
ſelbſt eine auswärtige Macht genannt. Die katholiſche Kirche iſt
viel ſtärker als wir in das neue konſtitutionelle Leben eiungetreten,
die Unfehlbarkeit des Papſtes hat die Kräfte noch mehr zuſammen-
gefaßt. Durch die jetzige Entwickelung wird das Preſtige der katho-
liſchen Kirche noch ungewöhnlich geſteigert, worunter allerdings das
Preſtige des Abg. Windthorſt leidet.

Wenn daraus für die evangeliſche Kirche auch keine Gefähr-
dung folgt, ſo doch ſicherlich eine große Beunruhigung. Wenn der
Herr Reichskanzler uns eine reichere Dotirung in Ausſicht ſtellt, ſo
ſind wir ihm dafür dankbar damit allein iſt aber nicht gedient.
Die Beſorgniß des Herrn Reichskanzlers, daß der Kulturkampf auf
unſere Kirche hinübergetragen werden kann, theile ich nicht; wir
ſind nach unſern ganzen Verhältniſſen nicht in der Lage, einen
Kulturkampf zu führen. Der Herr Reichskanzler meint, durch geſetz-
geberiſche Eingriffe in die Verfaſſung kann unſerer Kirche nicht ge-
holfen werden. Gerade die Synodalordnung muß geändert werden.
Das iſt der weſentlichſte Punkt. Und wo ſoll etwas gebeſſert
werden, wenn nicht in dieſem Punkt? Jch glaube, daß unſere
Kirche mit vollem Rechte in ihrer beſcheidenen Weiſe die Staats-
regierung bitten darf, die Frage zu prüfen, in wie weit eine
Stärkung ihrer Macht ihr förderlich ſein möchte. Wenn der Herr
Reichskanzler der Generalſynode auch verſprechen möchte, das zu
gewähren, was er patriotiſchen Katholiken verſprochen hat, nämlich
eine wohlwollende Prüfung ihrer Wünſche eintreten zu laſſen,
dann könnte man noch dieſer Vorlage ohne Sorge zuſtimmen. So
lange dies aber nicht geſchehen iſt, ſehe ich mich zu meinem
Schmerze genöthigt, meine Zuſtimmung der Vorlage zu verweigern.

Abg. Dr. v. Jazdzewski (Pole) verlieſt folgende „Erklä-
rung“: „Auch wir halten es nicht für angezeigt, in eine materielle
Behandlung der uns beſchäftigenden Vorlage einzutreten es ſei
denn, daß zwingende Gründe von anderer Seite dazu Veran-
laffung bieten ſollten. Die bekannte Kundgebung Sr. Heiligkeit
des Papſtes in dem Breve an den Herrn Erzbiſchof von Köln,
ans welcher der Wunſch hervorgeht, daß die katholiſchen
Abgeordneten zur Anbahnung eines vollſtändigen und dauer-
haften Friedens zwiſchen dem Staat und der Kirche die Erleich-
terungen, welche die Vorlage für die Freiheit der Kirche
und die Entwickelung des kirchlichen Lebens darbietet, annehmen,
und im Uebrigen der ſteten Fürſorge des apoſtoliſchen Stuhles
überlaſſen, die Beſeitigung der Unzulänglichkeiten und Mängel dieſer
Vorlage im Wege fortgeſetzter Unterhandlungen und Vereinbarungen
herbeizuführen, veranlaßt uns, der Aufforderung des Oberhaupres
unſerer Kirche gemäß dieſer Vorlage unſere Zuſtimmung nicht zu
verſagen. Um die in Ausſicht geſtellten weiteren Unterhandlungen
in keiner Weiſe zu ſtören und in keiner Richtung zu präjudiziren,
beabſichtigen auch wir nicht, Abänderungsvorſchläge zu dieſer Vorlage
zu machen.“

Hierauf wird die erſte Berathung geſchloſſen.
Es folgt eine Reihe perſönlicher Bemerkungen.
Abg. von Eynern: Herr von Hammerſtein hat bedauert, daß

ich die entgegenkommende Haltung gegenüber feinem Antrage
nicht ſchon im vorigen Jahre beobachtet habe. Jch habe auch heute
eine ſolche nur äußerlich gezeigt, inſofern ich bedauerte, daß der An-
trag nicht zur Diskuſſion geſtellt ſei das habe ich auch im vorigen
Jahre gethan. Die ſpeziellen Freunde des Antrages haben es ſelbſt
verhindert, daß er zur Disknuſſion geſtellt werden konnte. Denn ich
habe gefunden ſo oft der Antragſteller Gelegenheit nimmt, ſeinen
Antrag zu vertheidigen, ſo vermindert ſich die Zahl ſeiner Freunde.
(Große Heiterkeit.)

Abg. Brüel: Jch habe zunächſt um Entſchuldigung zu bitten,
daß ich den Herrn Miniſterpräſidenten als Fürſt Bismarck hier be
zeichnet habe, jedoch zu meiner Entſchuldigung hierbei anzuführen,
daß ich mich ſehr wohl zu erinnern weiß, daß wiederholt hier gerade
dieſe Bezeichnung gebraucht worden iſt. Jch erkenne aber an, daß
es korrekt iſt, ihn als Miniſterpräſidenten zu bezeichnen und ich
will mich nach Möglichkeit in Zukunft dieſer Bezeichnung bedienen.

Der Herr Miniſterpräſident hat im Uebrigen auf meine Aus-
führungen, die ich nach Möglichkeit ſachlich zu halten beſtrebt ge-
weſen bin Widerſpruch rechts) ich bin kein Freund von per-
ſönlichen Verletzungen er hat auf dieſe weſentlich durch Angriffe

ſachlich begründet war. (Lachen rechts, ſehr gut! tm
Von den Angriffen auf meine Perſon habe

in der Erinnerung daß mir vorgeworfen
iſt, ich hätte eigentlich allein Jntereſſe an dem Sport
der Parteikämpfe nund, wenn ich in denen nicht mehr thätig ſein
köunte, ſo würde ich mein Lebensintereſſe verloren haben. Es iſt
mir von großem Jntereſſe, daß der Herr Miniſterpräſident auch
mein Privatleben im Auge behalten hat, daß er in dieſer Weiſe
zu urtheilen im Stande iſt. Jch habe bisher geglaubt, daß ſich
mein Privatleben ſeiner Kenntniß entzogen hätte, und ich muß zu
dieſer ſeiner Behauptung allerdings ſagen, daß er ſich gründlich im
Jrrthum befindetr.

Er hat mir dann meine Eigenſchaft als Welfe vorgeworfen.
Wir bezeichnen uns ſelbſt nicht ſo ſondern als „deutſch
hannöverſche Partei“. (Lachen.) Jch bin allerdings ein Welfe in
dem Sinne, daß ich mit offenem Viſir kämpfe für das, was ich als
das Recht eines niedergetretenen Volksſtammes (Stürmiſche Bewegung)
meiner vertriebenen Dynaſtie, meines früheren Landesherrn erblicke.
Dieſes Kampfes ſchäme ich mich nicht, ich meine, er gereicht mir
zur Ehre. Wenn der Herr Miniſterpräſident dabei von welfiſchen
„Umtrieben“ geſprochen hat, ſo weiß ich nicht; was er darunter
verſteht. „Umtriebe“ mache ich meinestheils durchaus nicht, was
ich zu kämpfen habe, kämpfe ich, wie geſagt, mit offenem Viſir. Den
Titel eines Reichsfeindes muß ich von mir abweiſen, das Reich und
ſeinen Beſtand erkenne ich durchaus an, ich habe nie gegen das
Reich und ſeinen Beſtand gekämpft.

Dann hat mir endlich der Herr Miniſterpräſident noch einen
Vorwurf gemacht, den ich wahrlich nicht an dieſer Stelle erwartet
hätte. Er hat geſagt, er hätte davon gehört, daß perſönliche
Wünſche in Bezug auf meine dienſtliche Stellung bei dem Ueber
gänge Haunovers an die preußiſche Herrſchaft nicht erfüllt worden
wären. Zunächſt iſt es mir doch etwas auffallend, daß der Herr
Miniſterpräſident hier, wo er amtlich redet, von bloßen Gerüchten
Gebrauch macht. (Sehr richtig! im Centrum.) Dann aber ſind
es ferner Vorwürfe, wie ich ſie auch in öffentlichen Blättern
gefunden habe, wo es darauf ankam, mich politiſch
zu verdächtigen und die ich ebenſo öffentlich habe
zurückweiſen müſſen. Jch habe nur perſönliche Wünſche in meiner
dienſtlichen Stellung bei dem Uebergange Hannovers an Preußen
dahin geſtellt, daß man mich bald möglichſt mit dem mir zukom-
menden Wartegelde auf Wartegeld ſetzen möchte, und demnächſt
habe ich um Verwandlung des Wartegeldes in die geſetzliche Pen-
ſion gebeten. Dieſe beiden Wünſche ſind mir einfach erfüllt, über
meine Wünſche hinaus iſt mir durch Verleihung eines hohen
Ordens die Anerkennung Sr. Majeſtät ausgeſprochen worden.
Jch wüßte deshalb nicht, wie ich über irgend eine Verletzung oder
Verſagung von Wünſchen mich beklagen ſollte. Jm preußiſchen
Staatsdienſt gleiche oder höhere Stellung zu erlangen, darum habe
ich nicht gebeten. Der Herr Miniſterpräſident hat außerdem viele
meiner Aeußerungen mißverſtanden. Es erklärt ſich dies ja aber
dadurch, daß er ſeiner Erklärung nach nicht im Stande war, die-
ſelben vollſtändig aufzufaſſen. Es erklärt mir dies auch, daß er
meint, ich hätte gegen das Geſetz geſprochen, während ich ausdrück-
lich für daſſelbe mich erklärte. Die übrigen Mißverſtändniſſe auf-
zuklären, würde mich zu weit führen. Wer ſich dafür intereſſirt,
findet den klaren Ausdruck meiner Worte im ſtenographiſchen Bericht.

Abg. Dr. Windthorft: Von den verſchiedenſten Seiten ſind
gegen mich perſönliche Angriffe gemacht worden, auch vom Miniſter-
präſidenten, wozu nicht der geringſte Anlaß vorlag. Auch ich unter-
laſſe die ausführliche Antwort und will nur ſagen: Jun Bezug auf
die hannvverſchen Verhältniſſe iſt ſchon zur Zeit des
ſeligen Mallinckrodt die nöthige Abrechnung gehalten
worden. Darauf will ich mich einſtweilen beziehen. Wenn
ich weiter nicht antworte, ſo geſchieht dies nur in Rückſicht
darauf daß ich dieſe ganze Diskuſſion in keiner Weiſe verbittern
möchte. Jch halte den Augenblick für ſo ernſt und wichtig, daß mir
alles daran liegt, kein perſönliches Moment hier hineinzubringen.
Jch bemerke deshalb für meine Freunde hier und draußen, daß ich
nur aus dieſen Rückſichten ſchweige. Nur eins muß ich beſtimmt
zurückweiſen: wenn der Miniſterpräſident ziemlich deutlich zu er-
kennen gab, ich hätte irgendwie eingewirkt auf den Abg. Richter
oder Brüel, ſo iſt das eine willkürliche und durchaus unbegründete
Annahme. Jch habe durch mein ganzes Verhalten jeder Zeit be-
wiefen, daß ich den Muth habe, auch dem Miniſterpräſidenten gegen
über zu ſagen, was zu ſagen ich mich für verpflichtet erachte. Dazu
brauche ich andere Organe nicht. Beifall im Ceutrnm.)

Abg. Nichter: Mein im letzten Wahlkampfe durchgefallener
Gegenkandidat Herr v. Eynern hat es für angemeſſen erachtet,
ſeinen perſönlichen Gefühlen von damals Ausdruck zu geben. Da
ich ſelbſt Angriffen gegenüber, wie die des Herrn v. Eynern, meinen
Wahlkreis nicht vertheidige, (Heiterkeit) ſo bringt er dieſe Schmer-
zen heute erſt an den Mann und erachtet es für ange
meſſen, dieſe hochpolitiſche Debatte herabzuziehen durch Re-
produktion einiger Kladderadatſchwitze über die freiſinnige
Partei. Jch möchte ihn bitten, fürderhin doch einigermaßen
verſuchen zu wollen, ſelbſtändige Witze zu machen. Herr v. Eynern
hat thatſächlich Unrichtiges über meine Perſon behauptet, er hat

habe
Centrum,)
ich namentlich

aus meinem Briefe im Jahre 1873 eine Stelle verleſen,
worin ich den katholiſchen Kirchen Gemeinden innuer-
halb der katholiſchen Kirche größere Rechte anſirebte.
Er hat aber die Stelle nicht verleſen, worin ich mich dagegen ver
wahre, daß dem Staat irgendwie größere Rechte der katholiſchen
Kirche gegenüber eingeräumt würden. Er hat auch behanuptet, ich
ſei in der Konnivenz gegen die Kirche) und die Katholiken ſo weit
gegangen, die Schule als ſtaatliche Anſtalt zu opfern. Auch hier
habe ich das gerade Gegentheil geſagt. Jch habe geſagt, ich würde
eine Ordensthätigkeit auf dem Gebiete des Volksſchulweſens nur
zulaſſen in Verbindung mit einer Reform des geſammten Privat-
ſchulweſens. Dann ſoll ich auch in meinen Ausführungen Schwärmereifür

das Ordensweſen kundgegeben haben. Jch habe mich ſo kühl demſelben
gegenüber verhalten wie es nur ein Proteſtant ſeiner Ueberzeugung
nach thun kann. Offenbar hat mich Herr von Eynern
mit dem Reichskanzler verwechſelt, der in ſeinen Ans-
führungen zu ſolchen Bemerkungen hätte Anlaß geben können.

Dann hat er gemeeint, meine Haltung und diejenige der Partei,
welche den Herrn Reichskanzler im kirchenpolitiſchen Kampſe ver-
laſſen hätte, habe ihn gezwungen, ſeine ganze Kirchenpolitik zu
ändern. Dem gegenüber konſtatire ich, daß die kirchenpolitiſche
Novelle, welche zuerſt die Abbröckelung begann, nicht von mir unter-
ſtützt iſt, der ich dagegen ſtimmte, ſondern von Herrn von Eynern
ſelber, welcher mit Herrn von Cuny der Anfang der Abbröckelung
begann. Herr von Eynern hat mich alſo mit ſich ſelbſt verwechſelt,
was mir allerdings weniger ſchmeichelhaft iſt, als die Verwechſelung
vorhin mit dem Reichskanzler. (Heiterkeit) Dann hat Herr
von Eynern mich päpſtlicher als den Papſt und Lehnsträger der
Katholiken, Vertreter deren Wahlintereſſen e. genannt. Genau ſo
hat der Reichskanzler geſtern geſungen, wie Herr von Eynern heute
gezwitſchert. Daher muß ich mich gegen den Herrn Miniſterpräſi
denten richten. Er hat die Bemerkung weiter ausgeführt und iſt
auch in der Rede, welche ſich in der Hauptſache gegen den Abg.
Brüel richtete, darauf zurückgekommen. Die Summa der Aus
führungen des Herrn Reichskanzlers war, daß ich eben durch äußere
Motive, durch Wahlrückſichten, durch ein Lehnsverhältniß der Unter-
würfigkeit gegen Herrn Windthorſt veranlaßt ſei, meine
Stellung in der Kirchenpolitik einzunehmen. Jch habe bisher an-
genommen, daß es mit parlamentariſchen Regeln ſich nicht verträgt,
einem Gegner Motive unterzulegen, zu denen er ſich nicht bekennt.
Jch kann alſo nur darauf bemerken: „Das berührt mich nicht und
iſt blos ein Beweis ſeines üblen Willens und der Neigung, mir
unwürdige Dinge unterzuſchieben. Es charakteriſirt dies den Herrn
Reichskanzler, aber es wird dies Niemandem etwas Neues ſein.
(Unruhe rechts. Heiterkeit links.)

Abg. Frhr. von Hammerfſtein: Herrn von Eynern gegenüber
bemerke ich auf die Worte, er habe ſich nur äußerlich ſympathiſch
ausgedrückt, daß ich dies zur Freunde ſeiner Landsleute am Rhein
konſtatire; es wird damit auch wohl die Thatſache zuſammenhängen,
daß, als er in Barmen im Saale mit mir zuſammentraf, er ſtill
und lautlos den Saal verließ. Seine Lanudsleute waren darüber
erſtaunt. Der Herr Miniſterpräſident hat ſodann gemeint,
daß ſchwerlich die Evangeliſchen gewillt ſein möchten, die Annahme
meines Antrages als Kaufpreis zu fordern für die Zuſtimmung zu
dieſer Vorlage. Er muß mich falſch verſtanden haben, denn ich

auf meine Perſon erwidert. Jch werde ihm auch dafür meinen
hört habe, gemacht haden mag, auf ſich beruhen laſſen, im feſten Dank ſagen, denn er hat damit beſtätigt, daß das, was ich geſagt

habe mich ausdrücklich für die Vorlage erklärt.
Es iſt auch ein Jrrthum, daß der Abg. Brüel der Urheber meines



Antrages ſei. Es erklärt ſich mtr daraus ein Theil der Abneigung,
welche mein Antrag beidem Herrn Miniſterpräſidenten findet. (Heiterkeit.)
Jch habe denſelben mehrere Monate lang, bevor hier davon ge
ſprochen wurde mit politiſchen Freunden diskutirt. Auch könnte
ich dem Herrn Miniſterpräſidenten einen hochgeſtellten Kirchen-
beamten nennen, mit dem ich Monatelang vorher den Antrag beſprochen
habe. Wenn ich ihn erſt eingebracht habe, nachdem in dritter
Leſung Herr Brüel ſeine Gründe entwickelt hatte, ſo liegt das
lediglich daran, daß mein Antrag in der Kommiſſion die nöthigen
Stadien noch nicht durchlaufen hatte.

Abg. v. Eynern: Jch erinnere mich nicht, daß ich in der
Barmer Verſammlung mit Herrn v. Hammerſtein zuſammengetroffen
bin. Geſehen habe ich ihn allerdings. (Heiterkeit.) Theiluehmen
konnte ich nicht, weil ich nicht eingeladen war. Nur diejenigen
waren es, die auf dem Boden des Antrages ſtanden. Daß Herr
Richter 1873 den Hagener Wählern gegenüber genau dieſelben
Anſchauungen wie geſtern hier entwickelt hat, habe ich
gar nicht beſtritten. Jch habe nur die Mittheilungen
aus dem betr. Brief mehr erweitert, als er es für gut befand. Jch
finde daher ſeine Einwendungen und Angriffe ſehr undankbar.
denn ich habe ihm zum erſten Mal Gelegenheit gegeben, ſich als
praktiſchen Staatsmann einzuführen, während er bisher ſich nur
dazu verſtanden hat, die praktiſchen Vorſchläge anderer Staats-
männer zu bekämpfen. Jch bin doch nicht Schuld daran, daß
dieſes erſte Debut vom ganzen Hauſe mit großer Heiterkeit anufge-
nommen worden iſt.

Abg. Frhr. v. Hammerſtcin: Herr v. Eynern hat nochmals
verſucht, mich eines Jrrthums zu zeihen. Es waren nicht nur alle
diejenigen, welche auf dem Boden des Antrags Hammerſtein ſtehen,
eingeladen, ſondern alle evangeliſch-chriſtlichen Männer. Sollte ich
mich darin irren, ſo würde er ſich ja allerdings in die Verſammlung
eingeſchlichen haben. (Heiterkeit.)

Abg. Richter: Jch habe geſtern überhaupt nichts aus meinem
Briefe citirt, ſondern nur konſtatirt, daß meine Anſchauungen jetzt,
wie die 1873 veröffentlichten ſind. Wenn Herr von Eynern meint,
daß ſeine Ausführungen gegen mich von allgemeiner Heiterkeit be-
gleitet waren, ſo kann ich nur ſagen, ich habe nur wahrgenommen,
daß in üblicher Weiſe von ſeinen Freunden dabei gelacht wurde,
die allerdings in Bezug auf ſeine Witze ſehr geringe Anforderungen
ſtellen (Große Heiterkeit).

Abg. v. Eynern: Jch möchte Herrn Richter dringend bitten,
den ganzen Brief von 1873 in ſeiner Freiſinnigen Zeitung nochmals
zum Abdruck zu bringen, damit an der Heiterkeit nicht blos das
Haus, ſondern auch das ganze Land theilnehmen kann.

Abg. Nichter: Dieſer Brief wird von den Nationalliberalen
im Kreiſe Hagen jedesmal abgedruckt bei einer Wahl und jedesmal
fallen ſie in Folge deſſen durch; zum letzten Mal Sie, Herr von
Eynern. (Stürmiſche Heiterkeit.)

Der vom Abg. Gneiſt geſtellte Antrag auf Verweiſung der
Vorlage an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern wird gegen die
Stimmen der Nationalliberalen und einiger Freikonſer-
vativen, u. A. der Abgg. Kennemann und Dr. Arendt, abgelehnt.

Nächſte Sitzung Sonnabend 11 Uhr. (Dritte Berathung
kleinerer Vorlagen; zweite Berathung des Schulleiſtungsgeſetzes.)

Schluß 4h Uhr.

Deutſcher Reichstag.
19. Sitzung vom 22. April.

1 Uhr. Am Bundesrathstiſch Dr. von Schelling.
Haus und Tribünen ſind ſehr ſpärlich beſetzt.
Das Haus tritt in die erſte Berathung des Entwurfs eines

Geſetzes betreffend die Abänderung von Beſtimmungen des
Gerichtskoſtengeſetzes und der Gebührenordnung für
Rechtsanwälte.

Staatsſetretär im Reichsjuſtizamt Dr. von Schelling: Bei
Jnaugurirung der Juſtizreform war man ſich bewußt, daß man
noch nicht im Stande ſei, eine befriedigende Ordnung des Ge-
vührenweſens zu treffen. Man mußte ſich daher entſchließen, vor-
länfig ein Experiment zu machen. Jm Reichstag war man damals
der Anſicht, daß die Gebühren für die Rechtsanwälte zu niedrig
gegriffen ſeien. Jm Publikum dagegen begannen alsbald Klagen
über die Höhe der Gerichtskoſten laut zu werden. Jn Folge deſſen
ſchlugen die verbündeten Regierungen bereits nach einem Jahre dieSerghſetzung der Gebühren für die Gerichtsvollziehr vor.
Dieſe Vorſchläge fanden die Zuſtimmung des Reichstages, und
ich kann konſtatiren, daß die an jene Herabſetzung geknüpften Be-
fürchtungen nicht in Erfüllung gegangen ſind. Wenn jetzt die ver-
bündeten Regierungen eine Herabſetzung der Gebühren der Rechts-
anwälte vorſchlagen, ſo kann man ihr Vorgehen gewiß nicht als
verfrüht bezeichnen. Ein längeres Zügern würde ſchädlich wirken,
da man allmälig vergißt, daß die Gebühren ſeiner Zeit nur als
proviſoriſche feſtgeſetzt worden ſind. Unſer Antrag ſchließt ſich
im Weſentlichen an die Vorſchläge des früheren Abg. Payer an,
welcher zeigte, auf welche Weiſe die Gebühren der Rechtsanwälte
herabgeſetzt werden könnten, ohne daß der Stand der Rechtsanwälte
geſchädigt würde. Er bezeichnete als reformfähige Punkte beſonders
die Gebühren für das Mahnverfahren und die Reiſeentſchädigungen.
Andere beachtenswerthe Vorſchläge machte der Abg. Horwitz, und
auch ſonſt aus der Mitte des Anwaltsſtandes wurden Vorſchläge
laut. Die Befürchtung, daß die beabſichtigte Herabſetzung den
Auwaltsſtand ſchädigen würde, iſt unbegründet; der Anwalt wird
auch bei den neuen Sätzen ſein ausreichendes Einkommen zu
finden vermögen. Was nun die Herabſetzung der Gerichtskoſten
betrifft, ſo darf darin nicht zu weit gegangen werden denn das
würde nur eine Abwälzung der Gerichtskoſten auf die Geſammtheit
der Steuerzahler bedeuten. Die verbündeten Regierungen haben
ſich bemüht, Ungerechtigkeiten im Gerichtskoſtenweſen zu beſeitigen
und vor allem die höheren Prozeßobjekte ſtärker als die geringeren
heranzuziehen. Die verbündeten Regiernugen bemühen ſich ſeit
ſieben Jahren um eine Löſung der Gerichtskoſtenfrage; möge es
uns gelingen, diesmal zu einer definitiven Regelung zu kommen.

Abg. Dr. Meyer (Jenag, ul.): Jch theile den letzten Wunſch
des Herrn Staatsſekretärs, aber es iſt die Frage, ob wir der Vor-
lage im Einzelnen überall zuſtimmen können. Jch ſehe in der Vor-
lage den Verſuch, die Herabſetzung einſeitig auf den Anwaltsſtand
abzuwälzen. Jch kann nicht zugeben daß das Publikum ſichüber die Höhe der Gerichtskoſten ſelbſt bernhigt habe; im Gegen-

theil, in jeder Verſammlung, der ich beiwohnte, wird die Herab-
ſetzung der Gerichtskoſten verlangt. Jch bedaure daher, daß die
verbündeten Regierungen die Frage der Herabſetzung der Gerichts
koſten nicht in weitere Erwägung gezogen haben, und erſuche ſie
dringend dies noch zu thun. Die Frage der Gerichts-
koſten darf nicht vom fiskaliſchen Standpunkt aus be-
urtheilt werden die Rechtspflege iſt eine der erſten
Pflichten des Staates, und ſie darf nicht vom Standpunkte
ihres finanziellen Ertrages aus geregelt werden. Man darf auch
nicht vergeſſen, daß die Ausgaben des Staates für die Juſtiz haupt-
ſächlich aus der Strafrechtspflege erwachſen. Jch verweiſe für die
Herabſetzung der Gerichtskoſten auf die Vorſchläge, die der Abg.Peters früher hier gemacht hat daneben möchte ich auf eine Herat

ſetzung der Zuſtellungskoſten dringen, die im Publikum am meiſten
böſes Blut machen. Was die Herabſetzung der Gebühren für die
Rechtsanwälte betrifft, ſo kann ich der Vorlage im allgemeinen
beiſtimmen. Jch glaube, daß es bei den Beſtimmungen der Vor
lage auch fernerhin möglich ſein wird, einen Anwaltsſtand zu
behalten, wie er der Bedeutung und Vorbildung der Rechtsanwälte
angemeſſen iſt. Jch bedaure nur, daß die Regierung uns nicht mehr
ſtatiſtiſches Material gegeben hat; vielleicht läßt ſich dies noch im
Laufe der Verhandlungen nachholen. Redner bemängelt hierauf
einzelne Beſtimmungen der Vorlage, welche freilich erſt in einer
Kommiſſion gründlich geprüft werden könnte, und beantragt Ver-
weiſung der Vorlage an eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern.

Abg. Dr. Porſch (Centrum): Jch kann mich im Weſentlichen
den Ausführungen des Vorredners anſchließen. Jch möchte aber
doch darauf hinweiſen, daß die Regierung früher die Gebühren für
die Rechtsanwälte durchaus nicht für zu hoch gehalten hat, und
zwar eine Herabſetzuug der Gerichtskoſten, nicht aber der Rechtsan-
waltsgebühren in Ausſicht genommen hat. Man hat im Gegentheil aus
drücklich anerkannt, daß die Rechtsanwaltsgebühren kein geeignetes
Objekt für Experimente ſeien. Dieſen Standpunkt vertrat z. B.
der Geh. Regierungsrath Kurlbaum. Auch die Klagen, welche ſich
hier im Hauſe erhoben, richteten ſich weniger gegen die Höhe der
Rechtsanwaltsgebühren, als vielmehr gegen die der eigentlichen
Gerichtskoſten, und auf dieſem Boden ſtand auch die Novelle vom
Jahre 1881. Von allen Seiten des Hauſes wurde damals
anerkannt, daß eine einſeitige Herabfetzung der Rechts-
anwaltsgebühren nicht vorgenommen werden dürfe ſondern
höchſtens parallel mit einer Reviſion des Gerichtskoſtentarifs.
Auch die Kommiſſion des Reichstags erklärte damals, daß die Frage
der Rechtsanwaltsgebühren woch nicht zu überſehen ſei, und daß
ihre Herabſetzung bis zu einer organiſchen Reviſion der Gerichts-
koſten verſchoben werden müſſe. Man warſich eben allſeitig darüber klar,
daß man nicht blos die Jntereſſen des prozeſſirenden
Publikums, ſondern auch die Würde des Anwaltſtandes
im Auge behalten müſſe. Die wirkliche Reviſion des
Prozeßkoſtenweſens iſt man alſo bisher ſchuldig geblieben
der Reichstag wünſchte eine organiſche Reviſion der Gebühren-
ordnung, wobei aber die Gebühren der Rechtsanwälte erſt eine
ſekundäre Rolle ſpielen ſollten. Wenn der Herr Staatsſekretär ſich
heute auf Anregungen von Reichstagsabgeordneten, namentlich der
früheren Abgg. Payer und Horwitz beruft, ſo iſt es ja richtig, daß
dieſe ſich in dem angezogenen Sinne geäußert haben; aber ſie haben

durchaus nicht gemeint, daß man einſeitig an den Rechts-
anwaltsgebühren hernmſchneiden ſolle, ſondern ſie wollten
dies nur tm Rahmen einer organiſchen Reviſion der Ge-
vührenordnung. Sehen wir uns nun die Vorlage an, ſo
müſſen wir ſagen, daß ſie durchans ungenügend iſt. Von einer
organiſchen Reviſion der Gerichtskoſtenorduung iſt in derſelben
durchaus nicht die Rede. Die vorgeſchlagene einſeitige Herabſetzung
der Anwaltsgebühren iſt um ſo bedenklicher, als früher oder ſpäter
doch wohl eine Reviſion der Civilprozeßordnung ſtattfinden wird,
wobei eine Reviſion der Gebührenordnung, auch der für die Rechts
anwälte, nicht zu umgehen ſein wird. So kommt der Rechtsanwalts-
ſtand nicht aus der Beunruhigung heraus. Wenn der Herr
Staatsſekretär gegen eine Reviſion der Gerichtskoſten den finan-
ziellen Geſichtspunkt heranzieht, ſo darf dieſer doch nicht in einer
ſo wichtigen Frage in Betracht kommen, zumal es ſich nicht um ſo
hohe Beträge handelt. Was wollen dieſe ſagen gegen die
172 Millionen, die heute erſt wieder für Militärzwecke von uns
verlangt werden? Jch muß ferner der Vorlage den Mangel an
ſtatiſtiſchen Belägen vorwerfen. Die Gutachten der Ober-
landesgerichtspräſidenten, auf die man ſich beruft, können
uns nicht genügen, da ſie ſich ebenfalls nicht auf ſtatiſtiſche Grund
lagen ſtützen. Wo es ſich aber um die Lage eines ſo wichtigen
Standes, wie es der Auwaltſtand iſt, hätte man uns doch wohl
ausführliche ſtatiſtiſche Nachweiſe geben müſſen. Auch über die
Gerichtskoſten im Allgeweinen hätte ich gern nähere Nachweiſe ge-
habt, da bei denſelben die Koſten, die aus der Civilrechtspflege
erwachſen, nicht mit denen aus der Strafrechtspflege
zuſammengeworfen werden dürfen. Auch darf man nicht ver-
geſſen, daß der Rückgang der Einnahmen aus den Gerichtskoſten
nicht blos mit der Höhe der Gerichtskoſten, ſondern auch von den
wirthſchaftlichen Verhältniſſen abhängig iſt. Durch den uns vor-
gelegten Geſetzentwurf werden nur die wohlhabenden Klaſſen
entlaſtet, da es ſich nur um eine Herabſetzung der Auwaltskoſten
bei hohen Objekten handelt, gerade, als wenn man dem Anwalte

die Einnahmen aus denſelben uicht gönnte. Am beſten wäre
es, wenn man den Anwalt nicht nach der Höhe desObjekts, ſondern nur nach ſeiner Mühe bezahlte. Aber das iſt
freilich nicht möglich, da oft gerade bei ganz kleinen Objekten eine
ſehr große Mühewaltung des Rechtsanwalts nothwendig iſt. Aber
eben deshalb iſt es nur billig, wenn ein Ausgleich durch die Ge-
bühren bei größeren Objekten erfolgt. Eine Herabſetzung der
Gebühren für die höheren Werthklaſſen erſcheint daher kaum er-
forderlich, und ſie würde ja auch das, was wir wollen, nämlich
eine Entlaſtung der weniger bemittelten Klaſſen, nicht
herbeiführen. Man darf die Einnahmen, die der Anwalt heute im
Durchſchnitt hat, nicht überſchätzen. Aus dem Andrang zum Au-
waltsſtande darf man nicht auf die günſtige Sitnation der Anwälte
ſchließen der Andrang zu den Beamtenſtellen iſt ja durchaus nicht
geringer, und wir müßten alſo auch die Beamtengehälter herab-
ſetzen. Mir ſcheint, daß die Verfaſſer der Motive nur die
Anwälte der großen Srädte im Auge gehabt haben, wo
ſich ja immer einzelne Anwälte mit ſehr bedeutenden
Einnahmen finden. Setzt man die Anwaltsgebühren zu
ſehr herab, ſo wird bald in den kleinen Städten mit Amtsge-
richten, wo die Einnahmen ohnehin nicht groß ſind, ein Mangel
an Anwälten eintreten und das Jnſtitut der Rechtskonſulenten
wird ſich immer mehr ausbreiten, was ich nicht für wünſchenswerth
halte. Jch habe alſo gegen die Vorlage erhebliche Bedenken. Ohne
gegen eine allgemeine Herabſetzung der Gerichtskoſten zu ſein, muß
ich mich doch dagegen erklären daß nur ein einzelner Stand, der
der Anwälte, dieſe Herabſetzung tragen ſoll. Sache der Kommiſſion
wird es ſein, zu prüfen, was von dieſer Vorlage angenommen wer-
den kann, und was nur in Verbindung mit einer allgemeinen Re
viſion der Gerichtskoſten erledigt werden kann. Mit dieſem Geſetze
werden die Klagen über die Höhe der Gerichtskoſten nicht ver-
ſchwinden.

Geh. Ober- Juſtizrath von Lenthe: Der Standpunkt der ver
bündeten Regierungen bei Feſtſtellung der Anwaltsgebührenordnung
iſt nicht der geweſen, daß die vorgeſchlagenen Gebühren damals
als zu niedrig bezeichnet worden wären, ſondern der Vertreter der
verbündeten Regierungen betonte nur, daß die Anwaltsgebühren
nicht zu hoch geſetzt werden dürften, da es ſpäter ſehr ſchwer wer-
den dürfte, eine Herabſetzung herbeizuführen. Die verbündeten Re
gierungen haben nicht blos die Jntereſſen der Anwälte, ſondern
auch die des rechtſuchenden Publikums zu wahren, und ſie ſind
der Anſicht, daß das Publikum in der That durch die Prozeßkoſten
belaſtet wird und zwar vornebmlich durch die Höhe der An-
waltsgebühren. Daher iſt eine Herabſetzung der letzteren geboten,

wenn auch einzelne Anwälte dadurch geſchädigt werden ſollten.
Es iſt nicht zu befürchten, daß die Anwälte kein ſtandesgemäßes
Auskommen behalten werden. Die Präſidenten der Oberlandes-
gerichte ſind der Anſicht, daß die Anwälte bei den Landgerichten
auch bei der Gebührenherabſetzung exiſtenzfähig bleiben und daß
die Anwälte bei den Amtsgerichten aus den Prozeſſen allein ihre
Exiſtenz haben ſollen, iſt doch überhaupt nicht zu verlangen. Daß
bei den höheren Werthklaſſen eine Herabſetzung der Anwaltsgebühren
unnöthig wäre, iſt nicht richtig; denn der um ein hohes Objekt
Prozeſſirende iſt oft keineswegs begütert. Daß die verbündeten
Regierungen aus der Rechtspflege eine Einnahmequelle machen
wollen, muß ich durchaus beſtreiten. Vor der Jnuſtizreform betrugen
im Gegentheil die Einnahmen aus der Juſtizpflege einen höheren
Prozentſatz der Ausgaben als jetzt. Die verbündeten Regierungen
halten die eigentlichen Gerichtskoſten nicht für zu hoch. Eine Herab-
ſetzung derſelben würde für das Publikum nur eine geringe Wirkung
haben, für den Staat aber einen ſehr bedeutenden Einnahmeausfall
bewirken. Die Klagen des Publiknms richten ſich auch ſelten gegen
die Höhe der Gerichtskoſten, ſondern gegen die der Anwaltsgebühren.
Daß der Rückgang der Einnahmen aus den Gerichtskoſten auf die
Novelle vom Jahre 1881 zurückzuführen iſt, ſcheint nach den ſtatiſti-
ſchen Feſtſtellungen unzweifelhaft. Mit der Herabſetzung der Anwalts-
gebühren würde man alſo nur der bereits erfolgten Herabfetzung
der Gerichtskoſten nachfolgen.

Aög. von Reinbaben (Reichsp.): Jch glaube, die Vorlage iſt
auf dem richtigen Wege. Es verhält ſich mit den Klagen über die
Gerichtskoſten gerade wie mit den Klagen über die Steuern. Das
Publikum empfindet nicht die eigentlichen Staatsſtenern als ſo
drückend, nicht die Einkommen- und Klaſſenſteuern, ſondern die Zu-
ſchläge zu dieſen, die ihm von Korporationen, Gemeinden, Sozietäten
u. ſ. w. auferlegt werden. So beſchwert ſich auch das Publikum
weniger über die eigentlichen Gerichtskoſten, als über die lange
Liſte an Rechtsanwaltskoſten, die dann nachkommt. Darum iſt
gerade eine Herabſetzung der letzteren angebracht. Ein Ausgleich
für die nicht bezahlte Mühwaltung der Anwälte bei kleinen Objekten
durch die höheren Einnahmen bei höheren Objekten mag ja am
Platze ſein; doch muß man ein zu großes Mißverhältniß dabei ver-
meiden. Man darf für die Anwälte nicht eine glänzende Erwerbs-
ſtellung, ſondern nur ein ausreichendes Einkommen verlaugen das
erſtere thut aber die Denkſchrift der Anwaltskammern, die zwar ſehr
ſcharfe Ausdrücke, aber keine wirklichen Argnmente enthält. Eine
definitive Reviſion des Gerichtskoſtengeſetzes kann meiner Anſicht
nach, da die Gerichtskoſten einen ſteuerartigen Charakter tragen,
erſt in Verbindung mit der Reform der Steuern erfolgen. Wir
müſſen uns daher damit begnügen, daß wir jetzt eine fragmentartige
Vorlage, ein Stück aus den Prozeßkoſtengeſetzen erledigen. Jch
hoffe, daß wir auf Grund der kommiſſariſchen Berathung zur
Annahme der Vorlage gelangen werden.

Abg. Munuckel (dfr.): Jch beabſichtige nicht pro domo zu
ſprechen. Aber wir müſſen doch erwägen, welche Bedeutung der
Stand der Rechtsanwälte für die Allgemeinheit hat, und welche
Wirkung dieſes Geſetz nicht blos für das Publikum, ſondern auch
für die Anwälte haben wird. Den Unterſchied, den der Vorredner
gemacht hat zwiſchen den Gerichtskoſten und den Anwaltskoſten, von
denen das Publikum die erſteren gern zahlt, iſt hier im Reichstage
nie anerkannt worden, und ich habe nie dieſe Vorliebe für Zahlun-
gen an den Fiskus im Publikum bemerkt. Wenn man an eine
Herabſetzung der Prozeßkoſten geht, dann ſoll man Gerichts-
koſten und Anwaltskoſten nicht ſcheiden. Den Anwaltſtand
will man treffen, den Fiskus aber will man ſchenen. Gerade in
dieſer negativen Seite der Vorlage ſehe ich das Bedenkliche der-
ſelben. Wird die Vorlage Geſetz, ſo wird man behaupten, daß
nunmehr den Klagen des Publikums abgeholfen ſei, und die Reviſion
der Gerichtskoſten wird ad calendas Graecas vertagt werden.
Dem armen Fiskus darf man nichts entziehen, alſo muß der An-
waltsſtand daran. Ob dieſer die Gebührenherabſetzung ertragen
kann wird nicht weiter geprüft. Aus den hohen Ein-
nahmen einzelner Anwälte ſchließt man daß die Gebühren
zu hoch ſind. Aber man wird die hohen Einkommen
einzelner Anwälte eben ſo durch Tarife beſchränken können wie die
einzelner Aerzte. Das Einkommen der Rechtsanwälte im Allgemeinen
kann gewiß eine Verminderung nicht ertragen trotz der Gutachten
der Oberlandesgerichtspräſidenten. Jſt das eine Reviſion, wenn
man den Anwälten nur wegnimmt, ohne auf andere Weiſe einen
Ausgleich zu gewähren? Haben wir dafür ein Beiſpiel? Die
Mühewaltung der Nechtsanwälte wird überhaupt bei weitem
nicht bezahlt. So lange der Rechtsanwalt nicht be-
kannt iſt, iſt auch ſein Einkommen nur ein geringes;
hat er durch ſeine Tüchtigkeit ſich eine genügende Thätigkeit ver-
ſchafft, ſo iſt er in ein Alter getreten, in dem er nicht mehr lange
die genügende Kraft zur Ausübung ſeines Bernfes hat. Es mag
ja richtig ſein, daß man dem Anwalt die Möglichkeit, zu einem
glänzenden Einkommen zu gelangen, verſperren muß; aber der
Staat darf nicht die Exiſtenzbedingungen, die er ſelbſt geſchaffen
hat, vernichten. Die Arbeit der Anwälte hat man verdreifacht, die der
Gerichte verringert; die Einnahmen der Gerichte hat man erhöht, aber die
der Anwälte will man herabſetzen. Und das will man bei einem
Stande thun, der ſeiner Vorbildung und Bedeutung nach keinem
anderen nachſteht, der ſeine Pflicht thut und dabei auf Titel und
Rang verzichtet. Jch bin gegen die Vorlage gerade im Jntereſſe
des Publikums, damit nicht für die Anwälte das Wort Geltung
erlange, das früher von der Jnduſtrie gebraucht wurde, das Wort
„billig und ſchlecht!“

Geh. Oberjuſtizrath von Leuthe bemerkt, daß vor Einbrin
gung der Vorlage die Anwaltskammern über die Frage gehört
worden ſeien. Mit der Herabſetzung der Anwaltsgebühren eine
Herabfſetzung der Gerichtskoſten zu verbinden, ſei nicht nothwendig,
da eine Reviſion des letzteren bereits ſtattgefunden habe.

Abg. Kartz (konſ.) iſt ebenfalls der Anſicht, daß die Anwalt-
gebühren vom Publikum härter empfunden würden, als die Ge-
richtskoſten. Die letzteren dürften nicht noch weiter herabgeſetzt
werden, da dadurch der Streitluſt Vorſchub geleiſtet würde.Der Staat habe nicht die Pflicht, den Anwälten ein aus-
reichendes Einkommen zu garantiren. Wenn durch die Vorlage
der Zudrang zu dem Rechtsanwaltſtande vermindert werden
ſollte, ſo würde das nur mit Freunde zu begrüßen ſein; denn
die Freigabe der Advokatur ſei die unglücklichſte Beſtimmung der
Juſtizgeſetze, und man habe damit im Lande vielfach ſchlimme Er
fahrungen gemacht. Die von den Vorrednern gewünſchte Herab-
ſetzung der Gerichtskoſten könne allerdings in einem Punkte Zu-
ſtimmung finden, nämlich beim Zuſtellungs- und Vollſtreckungsweſen.

Hierauf wird die Diskuſſion geſchloſſen und die Vorlage an
eine Kommiſſion von 21 Mitgliedern verwieſen.

Nächſte Sitzung Montag 1 Uhr Nachtragsetat und Anleihe-
geſetze, Geſetzentwürfe betr. die Quartierleiſtungen und die Natural-
leiſtungen für die bewaffnete Macht im Frieden).

Schluß 4h Uhr.

Verlag der Aktiengeſellſchaft Halliſche Zeitung.
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